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0. Einleitung

Zu Zeiten von Internationalisierung und Globalisierung erleben alle Bereiche unseres Lebens
eine sehr rasche Entwicklung und Erneuerung von Erkenntnissen und Produkten. Das erklart
die starke Zunahme von Fachkommunikation, die darin begriindet ist, dass der Wissensaus-
tausch zwischen den verschiedenen Fachbereichen und Fachleuten immer mehr an Bedeutung
gewinnt. Fachkommunikation macht heute rund vier Finftel der gesamten Informationen aus.
Fur den Austausch von Fachinformationen verwenden Fachleute ihre Fachsprache, die sich in
erster Linie durch besondere Terminologie, den sogenannten Fachwortschatz, auszeichnet.
Als Fach- und Forschungsgebiet trégt die Terminologie dazu bei, die Fachkommunikation zu
erleichtern und zu beschleunigen sowie deren Qualitat zu sichern, indem sie Fachwortschatze
oder Terminologien ein- und mehrsprachig aufarbeitet und tber die Datenkommunikations-
netze breiteren Anwenderkreisen zur Verfligung stellt. Besonders im Bereich Rechts ist die
Terminologiearbeit von grofRer Bedeutung.

Das Schuldrecht gehoért zu den groRten Teilgebieten des Zivilrechts. Die darin enthal-
tenen Rechtsnormen regeln einen breiten Kreis gesellschaftlicher Verhaltnisse, die mit dem
Erwerb von Waren, der Vermittlung von Eigentum, dem Bau von industriellen und soziokul-
turellen Einrichtungen, der Guter-, Personen- und Gepackbeférderung sowie der Erbringung
von Dienstleistungen verbunden sind.

Das Ziel der Arbeit besteht in einer systematischen Erfassung und einem Terminolo-
gievergleich von Begriffen aus der Osterreichischen und russischen Rechtsordnung zum The-
ma Schuldrecht geméal den terminologischen Grundsétzen und der rechtsvergleichenden Me-
thode. Aus diesen Zielen ergeben sich folgende Forschungsfragen, die dieser Arbeit zugrunde
liegen:

1. Inwiefern gibt es im Schuldrecht Aquivalenz(en) zwischen der Gsterreichischen und
russischen Terminologie?

2. Inwiefern kdnnen die Erkenntnisse und Methoden der Rechtsvergleichung bei der Er-
stellung eines juristischen Fachglossars von Nutzen sein?

Die vorliegende Arbeit versucht, Fachibersetzerinnen und Dolmetscherinnen sowie
Juristinnen und Rechtswissenschaftlerinnen und allen, die sich fir dieses Gebiet interessieren,
einen Uberblick uber die Terminologie des dsterreichischen und russischen Schuldrechtes zu
geben.

Diese Arbeit ist in vier Teile unterteilt.

Im ersten Kapitel wird auf die Terminologielehre und Terminologiearbeit eingegangen.

Im zweiten Kapitel wird die Rechtssprache als Fachsprache charakterisiert. Aulerdem wird in
diesem Kapitel der Rechtsbegriff untersucht.



Da die oben angefiihrten Forschungsfragen den Ausgangspunkt dieser Arbeit bilden, muss im
Rahmen dieser Masterarbeit die Rolle der Rechtsvergleichung erldutert werden. Im Kapitel 3
wird auf die Arten und Methoden der Rechtsvergleichung eingegangen.

Im vierten Kapitel wird die Aquivalenzproblematik vorgestellt.

Kapitel 5 geht auf das Schuldrecht in Osterreich und Russland ein, wobei die Entstehungs-
grinde der Verpflichtungen, Verfahren zur Sicherung der Erflllung von Verpflichtungen, die
Haftung fir Nichterfillung der Verpflichtungen sowie das Erléschen der Schuld genauer be-
schrieben werden.

Kapitel 6 beschreibt die Methode zur Erstellung des Glossars sowie seinen Aufbau.

Das zweisprachige Glossar mit der Ausganssprache Deutsch und der Zielsprache Russisch
wird im Kapitel 7 dargestellt. Das Glossar erhebt keinesfalls Anspruch auf Vollstandigkeit.

Im Kapitel 8 werden die Ergebnisse der vorliegenden Masterarbeit zusammengefasst.



1. Terminologielehre und Terminologiearbeit

Im letzten Jahrhundert ist fachbezogene Kommunikation immer wichtiger geworden. Auler-
dem kommt es im Zeitalter der Globalisierung, Technisierung und des stets ansteigenden
Wissens in allen Lebensbereichen zu einer Erweiterung der Fachwortbestdande. Aus diesem
Grund entstehen immer hdufiger Missverstandnisse nicht nur zwischen Lailnnen und Exper-
tinnen, sondern auch zwischen Expertinnen aus den verschiedenen, manchmal sogar aus den
gleichen Fachgebieten. Um solchen Verstandnisschwierigkeiten und Missverstandnissen vor-
zubeugen, ist es wichtig, neue Fachworter moglichst rasch nach ihrer Erscheinung zu erfassen
und ihre Bedeutung exakt festzulegen, weil ,,die Sprache zur Bezeichnung der bereits vorhan-
denen Millionen von Begriffen, zu denen téglich zahlreiche weitere hinzukommen, nur tber
einen begrenzten Vorrat an Benennungselementen verfligt. (Arntz/Picht/Schmitz 2014:1)

Die genannten Kommunikationsprobleme kodnnen nicht nur innerhalb einer einzigen
Sprache aufkommen, sondern iberwiegend auch bei Kontakt unter Vertreterinnen verschie-
dener Sprachen. Das Tétigkeitsfeld der Fachlbersetzerinnen, die tber Kenntnisse in einem
oder mehreren Fachgebieten verfligen, tritt daher immer mehr in den Vordergrund
(Arntz/Picht/Schmitz 2014:1).

Die Anzahl der zu Ubersetzenden Texte steigt schlagartig an und somit auch ihr
Schwierigkeitsgrad. Mit dieser rasanten Entwicklung kénnen fachsprachliche Waorterbiicher
weder qualitativ noch quantitativ Schritt halten. VVor der Erstellung einer Fachiibersetzung ist
es erforderlich, einen Einblick in Terminologie des jeweiligen Fachgebiets zu gewinnen (vgl.
Arntz & Picht & Schmitz 2014:1). Terminologiearbeit, d. h. ,,Erarbeitung, Bearbeitung und
Verarbeitung von Terminologie® (Arntz/Picht/Schmitz 2014:3) wird in sehr unterschiedlichen
Bereichen unternommen, sodass es bislang kein eindeutiges Berufsbild fiir Terminologlnnen
gibt. Die KUDES (Konferenz der Ubersetzungsdienste europaischer Staaten) definiert Termi-
nologiearbeit als die Arbeit von Terminologlnnen folgendermalien:

»Terminologen sammeln und priifen die Terminologie eines bestimmten Fachgebiets in einer, oft aber
auch in mehreren Sprachen (libersetzungsorientierte Terminologiearbeit). Sie zeichnen die Fachwortschatze auf,
legen bei Bedarf Fachworter fest (terminologische Festlegung) oder prégen neue, und sie stellen Terminologien
in Terminologiesammlungen zusammen. Die Ergebnisse dieser Arbeit, insbesondere die der systematischen
Terminologiearbeit, werden den Benutzern in Fachwortlisten, Glossaren oder Fachwdrterbiichern zur Verfligung
gestellt (terminologische Lexikographie, Terminographie) oder sind bei Terminologie-Datenbanken abrufbar.*
(KUDES 2002: 13)

Terminologiearbeit erfordert, nicht zuletzt wegen den damit verbundenen hohen Kos-
ten, ein methodisch korrektes Arbeiten. Die Grundsétze einer einheitlichen Arbeitsweise wur-
den von der relativ jungen Disziplin, der Terminologielehre, etabliert, welche als ,,Lehre von



den Begriffen und Benennungen der Fachwortschitze* (KUDES 2002:13) bzw. die ,,Wissen-
schaft, die sich mit der Erforschung der Grundlagen der Terminologien, d.h. mit den Begrif-
fen, Begriffszeichen und ihren Systemen, befasst* (Felber/Budin 1989:1) definiert wird.

Eine weitere Auffassung von Terminologielehre bietet die DIN-Norm 2342-1 (1992):

,»die Wissenschaft von den Begriffen und ihren Benennungen im Bereich der Fachsprachen. Dazu gehéren ins-
besondere die Bildung von Begriffen und Begriffssystemen, die Représentierung von Begriffen mit Hilfe von
Definitionen und Benennungen sowie die Phraseologie. Die Kenntnis von terminologischen Grundsétzen und ein
systematischer Uberblick iiber eine oder mehrere Terminologien wird hier vermittelt.*

Abgesehen davon, dass die ersten Anfange in der Terminologiearbeit in der Technik

und den Naturwissenschaften gemacht wurden, ist die Terminologielehre ein interdisziplinier-
tes Fach und deswegen féacherlbergreifend konzipiert. Sie steht in enger Beziehung mit der
Sprachwissenschaft und Semiotik, Sachwissenschaft, Normung, Sprachplanung, Philosophie,
Logik, Informationswissenschaft, Dokumentation, Computerlinguistik und Wissenstechnik
(vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:5).
Der Terminus ,, Terminologielehre®, flr den in der Literatur auch Synonyme wie ,,Terminolo-
giewissenschaft* und manchmal auch ,, Terminologieforschung“ benutzt werden, wurde von
Eugen Wister eingefuhrt, um den polysemen Terminus ,, Terminologie* aufzulésen (vgl. Ma-
yer 1998:25). Aufgrund der Interdisziplinaritat beschreibt Wister (in Felber/Budin 1989:19)
die Terminologielehre als ,,ein Grenzgebiet zwischen Sprachwissenschaft, Logik, Ontologie,
Informatik und den Sachwissenschaften®.

Felber/Budin (1989:1) flihren die Unterscheidung zwischen der Allgemeinen Terminolo-
gielehre und der Speziellen Terminologielehre ein. Wéhrend die allgemeine Terminologieleh-
re sich auf die Analyse der Grundlagen allgemeiner terminologischen Grundsatze und Metho-
den fokussiert und auch nach der DIN-Norm 2342 als ,,die fachubergreifende oder sprach-
ubergreifende Terminologielehre, die durch Abstraktion aus mehreren oder vielen speziellen
Terminologielehren besteht” bezeichnet werden kann, widmet sich die spezielle Terminolo-
gielehre einem spezifischen Fachbereich (Recht, Medizin) oder einer einzelner Sprache (vgl.
Felber/Budin 1989:1).



1.1. Terminologiearbeit

Felber/Budin (1989:7) verstehen unter Terminologiearbeit eine ,, Tatigkeit, die auf die Verein-
barung von Grundsétzen (terminologische Grundsatzarbeit) bzw. auf die Anwendung dieser
Grundsatze bei der Erhebung des Ist-Zustandes von Terminologien oder bei der Erstellung
des Soll-Zustandes von Terminologien (terminologische Facharbeit) gerichtet ist™.

Terminologiearbeit wird in der Praxis in deskriptive und praskriptive Terminologiear-
beit unterteilt. Wahrend die deskriptive Terminologiearbeit den Ist-Zustand der Terminologie
beschreibt und aufzeichnet, versucht die préaskriptive oder normende Terminologiearbeit eine
einheitliche Verwendung von Terminologie, sowie die Eindeutigkeit bzw. Eineindeutigkeit zu
sichern. Vornehmlich bei der deskriptiven Terminologiearbeit lassen sich punktuelle und sys-
tematische Terminologiearbeiten ausmachen. VVon systematischer Terminologiearbeit spricht
man, wenn ein Fachgebiet oder ein Teilgebiet und seine Terminologie im Zusammenhang
untersucht und in einer Terminologiedatenbank zur Verfligung gestellt werden. Punktuelle
Terminologiearbeit konzentriert sich dagegen auf einen einzelnen Terminus oder einige weni-
ge Termini (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:210 ff).

Eine weitere Unterteilung besteht hinsichtlich der Zahl der bearbeiteten Sprachen. Er-
folgt die Terminologiearbeit in einer Sprache, so spricht man von einsprachiger Terminolo-
giearbeit. Diese Art der Terminologiearbeit kann zur Erstellung von einsprachigen Worterbii-
chern oder Enzyklopédien genutzt werden oder um eine reibungslose Kommunikation inner-
halb eines Unternehmens abzusichern, aber auch um sich mit der Terminologie eines be-
stimmten Fachbereiches vertraut zu machen. Bezieht sich die Terminologiearbeit auf mehrere
Sprachen, so spricht man von mehrsprachiger oder Ubersetzungsorientierter Terminologiear-
beit (vgl. DIN 2342 Teil 1 1992:4). Fiir Ubersetzerinnen und Dolmetscherinnen ist die mehr-
sprachige Terminologiearbeit von besonderem Interesse, da hier Begriffe und Begriffssysteme
verschiedener Sprach-und Kulturgemeinschaften erarbeitet und miteinander verglichen wer-
den.

Eine weitere Unterscheidung kann zwischen semasiologischer, also benennungsorien-
tierter, und onomasiologischer, bedeutungsorientierter, Terminologiearbeit vorgenommen
werden. Der semasiologische Ansatz geht von den Wartern zu den Bedeutungen. Bei der se-
masiologischen Herangehensweise tritt ein Problem fur den/die Ersteller/in auf, da er/sie nicht
uberpriifen kann, ob er/sie die Begriffe eines Fachgebiets oder Teilgebietes vollstandig erfasst
hat. Der onomasiologische Ansatz hingegen stellt Begriffe und Begriffssysteme in den Mit-
telpunkt, d.h. er geht vom Inhalt aus. Das bedeutet, dass in jedem Eintrag nur ein einziger
Begriff mit seinen Benennungen behandelt wird (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:180).

Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um eine systematische, zweisprachige Terminolo-
giearbeit im Bereich des Schuldrechts, die deskriptiv und begriffsorientiert ausgerichtet ist.



1.2. Grundbegriffe der Terminologielehre

Bevor nun auf die Grundelemente ,,Begriff”, ,,Definition” ,,Benennung® eingegangen wird,
werden zuerst ,, Terminologie* und ,, Terminus* erklart.

Die Terminologie wird laut der DIN Norm 2342 als ,,der Gesamtbestand der Begriffe und
ihrer Benennungen in einem Fachgebiet” definiert (DIN Norm 2342 1992:3).

Fachworter (Termini) sind Haupttrager der Fachinformation. Laut DIN 2342 (1992:3) wird
der Terminus definiert als ,,das zusammengehdrige Paar aus einem Begriff und seiner Benen-
nung als Element einer Terminologie®. Dieser Definition zufolge hat der Terminus zwei Sei-
ten: eine Inhaltsseite, den Begriff, und eine Ausdrucksseite, die Benennung (vgl. Arntz
2001:62).

Begriff ist nach der DIN Norm 2342 (1992:1) ,,eine Denkeinheit, die aus einer Menge
von Gegenstédnden unter Ermittlung der diesen Gegenstanden gemeinsamen Eigenschaften
mittels Abstraktion gebildet wird.” Zur Abgrenzung zu anderen Begriffen dient Definition
»eine Begriffsbestimmung mit sprachlichen Mitteln* (DIN 2342 1992:2).

Laut DIN 2342 (1992:2) ist die Benennung ,,eine aus einem Wort oder mehreren Wor-
tern bestehende Bezeichnung.” Dabei kann eine Benennung sowohl materielle, als auch im-
materielle Gegenstdnde umfassen. Gegenstand ist daher ein ,,beliebiger Ausschnitt aus der
wahrnehmbaren oder vorstellbaren Welt* (DIN 2342 1992:2).

Begriff, Benennung und Gegenstand stellen das sogenannte ,,semiotische Dreieck*
dar, das wie folgt dargestellt wird:

Begriff

Benennung Zegenstand

Abbildung 1. Semiotisches Dreieck nach Ogden und Richards (Arntz/Picht/Schmitz 2014:41).



2. Fachsprache Recht

2.1. Fachsprache und Gemeinsprache

In der DIN 2342 (1992: 1) wird Fachsprache wie folgt definiert ,,Bereich der Sprache, der auf
eindeutige und widerspruchsfreie Kommunikation im jeweiligen Fachgebiet gerichtet ist und
dessen Funktionieren durch eine festgelegte Terminologie entscheidend unterstitzt wird.*
Aus dieser Definition geht deutlich hervor, dass Fachsprache sich auf ein bestimmtes Fachge-
biet beschrankt. Demnach kann man daraus entnehmen, dass es eine grofRere Zahl unter-
schiedlicher Fachsprachen gibt (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:11).

Fachsprachen werden horizontal und vertikal gegliedert. Wahrend eine horizontale
Gliederung in einzelne Gebiete wie z.B. Wirtschaft, Recht, Technik, Medizin etc. erfolgt,
folgt die vertikale Gliederung ,,(...) jeweils den Abstraktionsebenen innerhalb eines einzelnen
Faches* (Roelcke 2010:334). Die zwei bekanntesten Theorien der vertikalen Fachsprachen-
gliederung stammen von Heinz Ischreyt und Lothar Hoffmann. Heinz Ischreyt unterscheidet
drei fachliche und sprachliche Abstraktionsebenen: Wissenschaftssprache, fachliche Um-
gangs- und Werkstattsprache (vgl. Roeckle 2010). Eine mehr detaillierte vertikale Gliederung
der Fachsprache hat Hoffman erarbeitet. Er gliedert die Fachsprachen in funf Schichten:
»oprache der theoretischen Grundlagewissenschaften, Sprache der experimentellen Wissen-
schaften, Sprache der angewandten Wissenschaften und der Technik, Sprache der materiellen
Produktion, Sprache der Konsumtion* (Hoffman 1985:66).

Fachsprachen weisen eine Reihe von innersprachlichen Merkmalen auf wie ,,Laut,
Schrift, Lexik, Syntax und Text* (Roelke 2010: 16) sowie von aul3ersprachlichen Eigenschaf-
ten ,,der landschaftliche Raum, die gesellschaftliche Gruppe, der menschliche Téatigkeitsbe-
reich sowie die geschichtliche Periode” (Roelke 2010: 16). Laut Pommer (2006:20) unter-
scheiden sich Fachsprachen gegeniiber der Gemeinsprache vor allem durch Fachtermini, da
»der Grofdteil der Information von Fachbegriffen bzw. Fachtermini getragen wird.*

In der DIN Norm 2342 (1992:1) wird die Gemeinsprache als ,,Kernbereich der Spra-
che, an dem alle Mitglieder einer Sprachgemeinschaft teilhaben* definiert. Die Grenze zwi-
schen den verschiedenen Fachsprachen und einer Gemeinsprache ist jedoch nicht immer Klar
vorhanden, da Fachsprache und Gemeinsprache zueinander in wechselseitiger Beziehung ste-
hen. Die Fachsprache ist ohne die Gemeinsprache undenkbar, da die Gemeinsprache als lexi-
kalische und grammatische Basis der Fachsprache dient. Die Gemeinsprache kann dagegen
ohne die Fachsprache existieren (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:21).

Wichtig fur die Fachsprache ist die Terminologisierung. Bei diesem Vorgang wird ei-
nem aus der Gemeinsprache ubernommenen Wort eine fachliche Bedeutung zugeordnet. Als
Beispiel kann das Wort Wurzel genannt werden, dem in der Zahnmedizin eine neue spezifi-
sche Bedeutung zugewiesen wurde. Eine umgekehrte Rickwirkung gibt es auch. Worter oder



Redewendungen der Fachsprache koénnen plétzlich Einzug in die Gemeinsprache erhalten.
wie z.B. ,,Plane schmieden® aus der Fachsprache des Handwerks (ebd.:118).

GemaR dem Modell nach Baldinger kann das Verhéltnis zwischen Gemein- und Fach-
sprache in Bezug auf den Wortschatz mittels dreier konzentrischer Kreise dargestellt werden.
Der innere Kreis verkorpert den Wortschatz der Gemeinsprache, d.h. den Wortschatz, der
allen Sprecherlnnen einer bestimmten Sprachgemeinschaft bekannt ist. Der mittlere Kreis
stellt den der Gemeinsprache zugewendeten Teil der Fachsprache dar, welcher noch fur
Nicht-Spezialistinnen verstandlich ist, jedoch schon als Fachsprache erkannt wird. Der duRere
Kreis verkorpert den fachsprachlichen Wortschatz (Fachterminologie), der nur von Spezialis-
tinnen verstanden wird (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:112).

Der Allgemeinsprache abgewandter
Teil des Wortschatzes

e TEre
Der Allgemsinsprache zugewandter
Teil des Wortschatzes

Allgermnein-Wortschatz

Sprach-
wissenschaft
Werkehrs-

Sport ‘Wesen

Abbildung 2. Zusammenhang zwischen Fach- und Gemeinsprache nach Baldinger (Budin 1998:7)

»Die Grenzen zwischen Fachsprache und Allgemeinsprache sind nicht nur individuell, sozial und geographisch
flieRend, sondern auch generell, d.h., es findet zwischen den drei Kreisen in beide Richtungen ein dauernder
Ausgleich statt, da alle drei Kreise im gleichen Menschen zusammentreffen kénnen.” (Arntz/Picht/Schmitz
2014:12).

Den fachsprachlichen Einfluss auf die Gemeinsprache kann man auch im Bereich der Syntax
und der Phraseologie beobachten. Markant ist hier zum Beispiel der vor allem in der schriftli-
chen Fachkommunikation hdufig verwendete Nominalstil, also der h&ufige Gebrauch von
Substantiven, oder auch die Verwendung von Passivkonstruktionen (vgl. KUDES 2002:20f.).
Auch das fiir die Fachsprache typische Funktionsverbgefiige, wie etwas zum Abschluss brin-
gen oder zur Durchfihrung kommen, treten in der Gemeinsprache auf (vgl.
Arntz/Picht/Schmitz 2014:24).

Die Fachsprache strebt nach Prézision und Knappheit, was zur Folge hat, dass sie ei-
nerseits immer hilfreicher fir die Fachleute wird, andererseits jedoch immer unverstandlicher
fir die Laien. Durch Internet und Fernsehen, kommt der/die Durchschnittsbirgerin immer
ofter mit Fachbegriffen in Kontakt, was zu einer ,,Ubersattigung des passiven Wortschatzes*
(Arntz/Picht/Schmitz 2014:23) fuhrt. Oft passiert es, dass Begriffe der Fachsprache ungenau



oder falsch verstanden werden, was eine inkorrekte Verwendung zur Folge hat. Dies bezeich-
net man als ,,Determinologisierung* (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:23). Besonders im Medi-
zin- oder Justizbereich kommt es standig zu Verstdndigungsschwierigkeiten zwischen Fach-
leuten und Lailnnen. Das Problem der Fachsprachen ist, dass sie nicht nur als Mittel fur die
fachliche Kommunikation zwischen Fachleuten dienen, sondern auch fir die betroffenen Bur-
gerlnnen verstandlich bleiben soll. Leider kann Distanz zwischen den Fachsprachen und der
Gemeinsprache so groR sein, dass die Lailnnen nicht im Stande sind, die Information richtig
zu verstehen und einen/e Expertin um Hilfe ersuchen missen (ebd.:25).

2.2. Allgemeine Strukturmerkmale von Fachtexten

Um die Frage beantworten zu konnen, welche Merkmale Fachtexte aufweisen und wie sie
sich von Nichtfachtexten unterscheiden, hat Hoffmann eine Reihe von Untersuchungen auf
der Basis von Fachtexten in européischen Sprachen durchgefiihrt. Dabei wurden Merkmalen
erarbeitet, die fast alle Fachsprachen gemeinsam haben; die wichtigsten von ihnen werden
folgend aufgelistet:

»das Verb definiert seinen konkreten Zeitbezug und steht zumeist im Prasens, insbesondere in
der 3. Person Singular

das Verb steht hdufig im Passiv

das Verb als Wortart spielt eine relativ geringe Rolle

das Pronomen tritt selten auf

das Substantiv spielt eine wichtige Rolle

der Singular ist wesentlich haufiger als der Plural* (Arntz/Picht/Schmitz 2014:26)

Die Wissenschaftlerinnen kénnen auch bei der Abgrenzung der Struktur des Fach-

wortschatzes gegen den Nicht-Fachwortschatz nicht zu einer einheitlichen Auffassung kom-
men. In der Literatur wird haufig eine Dreiteilung des Wortschatzes in allgemeinen, allge-
meinwissenschaftlichen Wortschatz und speziellen Fachwortschatz dargestellt (vgl.
Arntz/Picht/Schmitz 2014:26.)
Daraus lasst sich die Schlussfolgerung ziehen, dass die Fachsprache nicht nur anhand ihres
Fachwortschatzes, sondern auch durch Besonderheiten syntaktischer oder textstruktureller
Natur erkennbar ist. Nichtsdestotrotz wird ,,die fachliche Aussage in entscheidendem Malie
von der lexikalischen Dimension der Fachtexte, also ihrer Terminologie, bestimmt*
(Arntz/Picht/Schmitz 2014:28).



2.3. Besonderheiten der Rechtssprache als Fachsprache

Recht ist eng mit der Sprache verbunden und kann ohne Sprache nicht existieren, denn
nur durch die Sprache kdnnen Gesetze, Verordnungen oder Urteile zum Ausdruck gebracht
werden. Dabei kann das Recht nicht nur mit gemeinsprachlichen Ausdrucksmitteln auskom-
men (vgl. Sandrini 1996:11). Wie in allen hochspezialisierten Bereichen des menschlichen
Zusammenlebens, wurde auch im Rechtswesen eine eigene Sprache herausgebildet. In der
Fachsprachenforschung findet man eine Vielzahl von Bezeichnungen der Fachsprache des
Rechtes: Juristensprache, Gerichts- und Behdrdenterminologie, Gesetzes-und Amtssprache,
Sprache des Rechtswesens, Recht- und Verwaltungssprache etc. (vgl. Daum 1981:84, Eckardt
2000:24). Sie ist fir Lailnnen nicht verstandlich, weshalb Ubersetzerinnen umfassendes Wis-
sen bendtigen, genauer gesagt juristisches Fachwissen, um die Rechtssprache zu verstehen,
fir den/die Nichtfachmann/frau verstandlich zu machen, sowie sie in eine andere Sprache
ubersetzen zu kdnnen.

Die Rechtssprache ist die Sprache der Geisteswissenschaft, da sie ,,vom Menschen
geschaffene Inhalte, die nur (ber Begriffe zugdnglich sind“ beschreibt (vgl. Sandrini
1996:11). Laut Sandrini (1996:12) nimmt die Rechtssprache eine ganz besondere Stellung ein
und muss unter den anderen Fachsprachen besonders untersucht werden. Der Grund dafir ist,
dass die Rechtsprache einerseits einen verhaltnismalig hohen Abstraktionsgrad aufweist und
andererseits sehr viele Elemente der Gemeinsprache enthadlt. Wéhrend Termini in anderen
Bereichen, wie zum Beispiel Technik, ,,Gegenstande bzw. Sachverhalte [bezeichnen], die
konkreter Natur oder doch zumindest graphisch darstellbar sind, so dass eine Klarung des
Begriffsinhalts (...) und eine Zuordnung von Begriff und Benennung relativ problemlos mdg-
lich sind“ (Arntz 2001:20), représentiert die Rechtssprache abstrakte Begriffe. Die Abstrakti-
on spielt in der Rechtssprache eine grof3e Rolle. Obwohl es einfach unméglich ist in Gesetzen
jeden spezifischen Tatbestand in Details zu erfassen, sollen Gesetze fir alle erdenklichen
Konstellationen eine rechtliche Lésung bieten. Deswegen sollen sie moglichst allgemeingultig
erfasst sein und alle erdenklichen Einzelfalle umfassen, d.h. sie missen abstrakt formuliert
sein (vgl. Schmidt-Konig 2005:59ff).

Die enge Verbindung mit der Gemeinsprache ist die zweite Besonderheit der Rechts-
sprache, die das Verstehen sowie auch Erkennen der Rechtstermini erschwert. Das Problem
besteht darin, dass die Rechtssprache ,,Ausdriicke enthélt, die der Form nach mit denen der
Gemeinsprache ubereinstimmen, auf der Inhaltsebene aber von der semantischen Struktur der
Gemeinsprache abweichen kdnnen (Stolze 1999a: 48).

Im Gegensatz zu andern Fachsprachen ist die Rechtssprache an ein einzelnes System
gebunden. Jeder Staat hat seine eigene Rechtssprache. In Einzelféllen wie zum Beispiel in
Kanada, der Schweiz oder Belgien kann eine Rechtsordnung durch mehrere Sprachen ge-
pflegt werden. Ein Gegenbeispiel ist der deutschsprachige Raum, wo es drei verschiedene
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Rechtsordnungen (deutsch, Osterreichisch und schweizerisch) gibt, die dieselbe Sprache ver-
wenden (vgl. Sandrini 1996:16).

Ein weiteres besonderes Merkmal der Rechtssprache besteht darin, dass sie sich an
zwei unterschiedlich orientierte Adressatinnen wendet. Einerseits beschéftigen sich ndmlich
Juristinnen mit der Verfassung von Rechtstexten und Expertinnen bedienen sich an der
Rechtsprache als Fachsprache fir die Kommunikation untereinander. Andererseits richten
sich Rechtstexte an Nichtfachleute, fir die der Inhalt dieser Rechtstexte schwer verstandlich
sein kann. Deswegen missen Rechtstexte, vor allem gesetzliche Texte, so ausgelegt werden,
dass sie von dieser wesentlich grofieren Adressatengruppe rezipiert werden konnen (vgl.
Arntz 2001:215). Im Hinblick auf die Adressatenpluralitat der Rechtssprache betrachtet Arntz
(2001:215) die Problematik der Abgrenzung der Fachsprache und Gemeinsprache wie folgt:
»In diesem Zielkonflikt ist es eher ein Vorteil, dass die Grenzen zwischen juristischer Fach-
sprache und Gemeinsprache (...) flieBend sind (...), denn dies bedeutet ja auch, dass ein Aus-
tausch in beiden Richtungen stattfindet.”

Noch eine Besonderheit der Rechtssprache ist Intertextualitat. Auf den ersten Blick er-
scheinen juristische Texte fur sich allein stehen. Bei naherer Betrachtung jedoch zeigt sich,
dass sie in einem gewissen Abh&ngigkeitsverhaltnis zueinander stehen. In einem Rechtstext
findet man haufig Verweisungen auf den Inhalt eines anderen Textes oder eines Textteiles.
Deshalb steht kein Text flr sich allein in Isolation, sondern in einem Zusammenhang mit an-
deren Rechtstexten, da sie alle Teil einer Rechtsordnung sind. Beispielsweise kann der Ge-
setzkommentar ohne Verweisung auf den Gesetztext nicht verstanden werden. Deshalb wer-
den in den Kommentaren immer die Gesetzesparagraphen angefihrt (vgl. Pommer 2006: 25f).

Weitere Merkmale der Rechtssprache sind Synonymie, Polysemie, Homonymie. Man
spricht von Synonymie, wenn ,,zwei oder mehr Benennungen einem Begriff zugeordnet und
somit beliebig austauschbar sind*“ (Arntz/Picht/Schmitz 2014:126). Die Synonymie im Recht
ist unerwiinscht aber keine Seltenheit. Der Grund dafur ist, dass die juristischen Fachworter
nicht nur aus der Gemeinsprache, sondern auch aus dem Lateinischen oder dem Griechischen
ubernommen wurden. Erwadhnenswert sind auch textsortengebundene Synonyme: einerseits
gibt es Begriffe, die vom Gesetzgeber festgelegt und in Gesetztexten eingesetzt wurden, ande-
rerseits gibt es solche, die von der Rechtswissenschaft eingefiihrt wurden und in einem theo-
retischen juristischen Text zu finden sind, z.B. Zession — Abtretung, Gattungsschuld—
Genussschuld (vgl. Jermol 2009: 224)

Polysemie liegt dann vor, wenn fur eine Benennung mehrere Begriffe bestehen. Es
wird zwischen externer und interner Polysemie unterschieden. Hat der juristische Begriff zu-
gleich eine gemeinsprachliche und juristische Bedeutung, so spricht man von externer Poly-
semie. Der Begriff ,,VVorsatz* kann als Beispiel daftr dienen. Im Strafrecht hat der Vorsatz
einen negativen Beiklang (vorsétzliche Korperverletzungen). In der Gemeinsprache kann der
Vorsatz sowohl flir eine gute Tat stehen, als auch fiir eine schlechte. Als interne Polysemie
bezeichnet man das Vorhandensein mehrerer Bedeutungen eines Rechtsterminus innerhalb
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der Rechtssprache. Ein gutes Beispiel daftr ist der Begriff Schuld, der im strafrechtlichen
Kontext neben der TatbestandsmaRigkeit und Rechtswidrigkeit als Grundvoraussetzung der
Strafbarkeit bezeichnet wird, im Zivilrecht hingegen Gegenstand der Schuldverhaltnisse ist
(vgl. Schmidt-Konig 2005:52).

Ergénzend dazu ist die Homonymie zu nennen, die in den Fachsprachen sehr selten
vorkommt. Homonymie liegt dann vor, ,,wenn Benennungen sich zwar in ihrer d&uReren Form
gleichen, die Begriffe, denen sie zugeordnet sind, jedoch — anders als im Fall der Polysemie —
keinerlei inhaltliche Ahnlichkeit aufweisen (vgl. DIN 2342 1992:3). Die Begriffe ,,Polyse-
mie“ und ,,Homonymie* stehen beide fir die Mehrdeutigkeit einer Benennung, der Unter-
schied zwischen den beiden liegt aber vor allem darin, dass Begriffe bei der Homonymie kei-
ne Gemeinsamkeiten haben. Homonymie kann als Sonderfall der Polysemie gesehen werden
(vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:140). Synonymie, Polysemie und Homonymie kdnnen im
Rahmen einer Terminologiearbeit Probleme bzw. Schwierigkeiten mit sich bringen. Aus die-
sem Grund sind Informationen wie Angaben zum Fachgebiet, zur Definition, Kontextinfor-
mationen und Quellenangabe aulerst hilfreich. (ebd.140)

SYNONYMIE

Inhalt Ausdruck

POLYSEMIE

Inhalt Ausdruck

HOMONYMIE

Inhalt Ausdruck

_-—— -

i S : -

C -— =X

Abbildung 3. Zusammenhénge zwischen Synonymie, Polysemie und Homonymie (Arntz/Picht/Schmitz
2014:135)

Rechtssprache kdnnen wir auch horizontal und vertikal gliedern. Wie in Kapitel 2.1
bereits erwahnt beschéftigt sich die horizontale Gliederung der Fachsprache mit Fachergliede-
rungen und Fachbereichseinteilungen, also die Typen der Rechtssprache entsprechen einzel-
nen Rechtsbereichen, zum Beispiel dem Schuldrecht, Verfassungsrecht, Familienrecht, Ver-
waltungsrecht, Strafrecht, Arbeitsrecht, Handelsrecht, Steuerrecht usw.
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Das Modell der vertikalen Schichtung der Fachsprachen von Lothar Hoffmann besteht
aus fiinf Stufen (A, B, C, D und E); jede Stufe weist folgende Merkmale auf:
1. die Abstraktionsstufe;
2. die &uRere Sprachform;
3. das Sprachmilieu der Kommunizierenden;
4. die Teilnehmer an der Kommunikation (vgl. Hoffmann 1985:23)

In Anlehnung an das Modell von Lothar Hoffmann kann die vertikale Gliederung der Rechts-
sprache von P. Sandrini folgendermalien aussehen:

“A - 1. (nicht vorhanden)

B - 1. sehr hohe Abstraktionsstufe, 3. Gesetzesinterpretation, -kommentare, 4. Rechtsex-
perten «» Universitatsprofessoren;

C - 1. hohe Abstraktionsstufe, nattrliche Sprache mit einem sehr hohen Anteil an Fach-
terminologie und einer streng determinierten Syntax, 3. Rechtsstreitigkeiten, Legislative,
Dokumente, Vertrdage, 4. Richter «» Anwalt «» Anwalt, Gesetzgeber «» Gesetzgebungs-
kommissionen;

D - 1. niedrige Abstraktionsstufe, natlrliche Sprache mit einem hohen Anteil an Fachter-
minologie und einer relativ ungebundenen Syntax, 3. Gesetzesanwendung, 4. Anwalt «»
Angeklagter;

E - 1. sehr niedrige Abstraktionsstufe, nattirliche Sprache mit einigen Fachtermini und un-
gebundener Syntax, 3. Divulgation von Gesetzesvorschriften, 4. Volksanwalt «» Burger «»
Burger «» Politiker, 5. mediale Berichte zu Rechtsfragen, Prozessen.” (Sandrini 1996: 13)
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2.4. Rechtsbegriff

Der Begriff im Recht steht im Mittelpunkt zahlreicher Untersuchungen. Der Rechtsbegriff
dient nicht nur der Informationsiibermittlung, sondern ,,der Rechtsanwendung, der Regelung
bestimmter Lebenssituationen, der Rechtssicherheit.” (Sandrini 1996:24). Da die Rechtsspra-
che mit der Gemeinsprache eng verbunden ist und somit sehr viele Elemente der Gemeinspra-
che enthélt, stellt sich dann die Frage nach der Abgrenzung zwischen einem Rechtsbegriff
und einem gemeinsprachlichen Wort (vgl. Sandrini 1996:15f.).

Laut Neumann sind ,,alle Begriffe in Gesetzen und gesetzeskonkretisierenden Regeln der
Rechtsdogmatik“ (...) ,,Begriffe der juristischen Fachsprache” (Neumann 1992:117). Laut
Sandrini (1996:15) ist hier aber eine Relativierung notig, da die Rechtsnormen sich auf die
konkreten Situationen beziehen, die mit gemeinsprachlichen Ausdrucksmitteln oder Termini
anderer Fachsprachen beschrieben werden kénnen. Nicht jedes in der Norm verwendete Wort
muss ein Fachwort der Rechtssprache sein: ,,Kriterium der Abgrenzung eines Terminus von
einem gemeinsprachlichen Wort ist seine festgelegte Bedeutung bzw. sein Bezug auf einen
Begriff* (Sandrini 1996:16).

Nach der Zugehorigkeit zur Gemein- oder Rechtssprache lassen sich Rechtsbegriffe nach
Cornu (1990) in reine juristische Begriffe unterteilen, und in die, die sowohl der Rechts- als
auch der Allgemeinsprache angehoren. Innerhalb dieser zweiten Gruppe, die seiner Meinung
nach den Grofdteil der juristischen Termini bildet, differenziert Cornu zwischen Termini mit
primér juristischer Bedeutung, deren gemeinsprachliche Bedeutung sich von der rechtssprach-
lichen ableitet, und allen anderen Termini, bei denen juristische Bedeutung und gemein-
sprachliche gleichrangig sind. Im zweiten Fall kann wiederum unterteilt werden in: die Er-
ganzung der allgemeinen Bedeutung durch eine spezifische juristische Bedeutung, die Uber-
einstimmung beider Bedeutungen und die Ableitung der juristischen Bedeutung aus der all-
gemeinsprachlichen Bedeutung. Zuweilen kommt es aber auch vor, dass keine Verbindung
zwischen allgemeinsprachlicher und juristischer Bedeutung mehr ersichtlich ist (vgl. Cornu
1990, zit. n. Sandrini 1996:27, 60).

Rechtsbegriffe werden in der rechtlichen Terminologie nach dem Grad ihrer Be-
stimmtheit in bestimmte und unbestimmte Rechtsbegriffe eingeteilt. Bestimmte Begriffe wie
Miete, Kauf, Betrug usw. die unmittelbar aus der Gemeinsprache tibernommen wurden, sind
eindeutig, ,,sodass ihre spezifische Bedeutung auch unabhangig von dem Kontext, d.h. au-
Rerhalb einer bestimmten Rechtsnorm, erhalten bleibt* (Arntz 2001:212). Absolut bestimmte
Rechtsbegriffe kommen eher selten vor und nur im Zusammenhang mit Mal3-, Zeit- und
Geldbegriffen. Unbestimmte Rechtsbegriffe sind Begriffe, ,,deren Inhalt und Umfang weitge-
hend unbestimmt sind“ und ,,unter denen Grundwerte des menschlichen Zusammenlebens
subsummiert werden kdnnen* (Arntz 2001:213). Zu den unbestimmten Begriffen gehéren die
sogenannten Generalklauseln, wie z.B. die guten Sitte, Treu und Glauben, 6ffentliches Inte-
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resse u.a. Solche Begriffe ermdglichen, ungeachtet der Vielzahl und Besonderheit von Einzel-
fallen, eine gerechte L6sung zu finden und erlauben durch ihre Flexibilitat den Rechtssétzen
ihre Glltigkeit Gber einen langeren Zeitraum nicht zu verlieren (vgl. Arntz 2001:213).

2.5. Begriff und Tatbestand

Bedeutend fiir die Terminologiearbeit im Recht sind Uberlegungen von Sandrini (1996:28ff.)
zu dem Verhaltnis von Begriff und Tatbestand. Der Begriff als Bedeutungsinhalt eines Aus-
drucks ist ,,die vorstellungsmaRige Vergegenwartigung eines Gegenstandes oder Sachverhal-
tes” (Sandrini 1996:28) und vereint eine Mehrzahl &hnlicher Gegenstande oder Sachverhalte.
Der Sachverhalt wird als ,.ein tatsdchliches Geschehen, das auf seine rechtliche “(...) ,,Rele-
vanz zu untersuchen ist” (Sandrini 1996:28), definiert. Der Tatbestand ist dagegen ,,die ge-
setzliche Beschreibung einer Handlung, die (generell betrachtet) strafrechtliches Unrecht ist*
(Sandrini 1996:28).

Jeder Begriff des materiellen Rechts reprdsentiert einen ganz bestimmten Tatbestand.
Die den Rechtsbegriff konstituierenden Merkmale entsprechen den Merkmalen, die den be-
nannten Tatbestand aufzeichnen (Schnittmenge B). Mit anderen Worten: ,,Begriff und Tatbe-
stand sind eins* (Sandrini 1996:30). Der Tatbestand kann durch einen Begriff oder mehrere
Begriffe in Form eines Satzes, eines Absatzes oder Paragraphen beschrieben werden
(Schnittmenge C). Dies gilt jedoch nicht fur das formelle Recht, wo Begriffe oft Personen,
Dokumente oder Organe bezeichnen und nicht der Regelung eines Sachverhaltes dienen
(Schnittmenge A) (vgl. Sandrini 1996:29f.).

formelles Recht materielles Recht

|
|
/ / B ‘\\\‘\C\\

[ Beg riff ..
‘ l, | .
\ : atbestand /

N\\ Tatb and/

Abbildung 4. Formelles und materielles Recht (Sandrini 1996:29)

Das beschriebene terminologische Dreieck identifiziert sich im materiellen Recht folglich: der
Begriff entspricht dem Tatbestand, der Gegenstand dem Sachverhalt und die Benennung dem
Fachwort (vgl. Sandrini 1996: 31)
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Abstraktion (Gesetzgebung)

Tatbestand
(Norm)

Abstraktion

Rechtssyatem

jur, Terminus Sachverhall
(Kommunikation) (Realitdt)

Abbildung 5. Das terminologische Dreieck im Recht (Sandrini 1996: 31)

2.6. Die Merkmale des Rechtsbegriffs

Laut DIN 2330 (1993:3f.) wird Merkmal folgendermal3en beschrieben: ,,Merkmale
geben diejenigen Eigenschaften von Gegenstanden wieder, welche zur Begriffshildung und -
abgrenzung dienen. Sie sind durch Abstraktion gewonnene Denkeinheiten und damit auch
selbst Begriffe.”

Begriffsmerkmale erfullen folgende Funktionen in der Terminologiearbeit:
»-Festlegung des Begriffsinhalts

- Grundlage fur die Benennungsbildung

- Strukturierung von Begriffssystemen

- Aquivalenzbestimmung* (Sandrini 1996:36).

Jeder Erkenntnisakt geht vom Gegenstand aus, dem individuelle Eigenschaften zugeordnet

werden. Individuellen Eigenschaften werden wiederum Merkmalen zugeordnete, die Ele-
mente des Begriffsinhalts sind (vgl.Felber/Budin 1989:26).
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Abbildung 6. Merkmale des Begriffs (Sandrini 1996:36)

Im materiellen Recht wird der konkrete Sachverhalt (der Gegenstand), der Eigenschaf-
ten besitzt, unter einen abstrakten Begriff (den Tatbestand) subsumiert. ,,Die Bedeutung eines
Tatbestandes ergibt sich aus der Bedeutung der Kkleinsten Einheiten, und das sind die Tatbe-
standsmerkmale.* (Sandrini 1996:41) Um das Verhaltnis zwischen dem Sachverhalt und Tat-
bestand aufzuzeigen, zieht Sandrini (1996:41) als Beispiel den Fall eines Verkehrsunfalls we-
gen Nichtbeachtung des Haltegebots heran:

»Gegenstand wére die Nichtbeachtung des Haltegebots am 14.08.92 um 12.34 durch den Lenker des Fahrzeuges
mit der Kennnummer yxz. Dieser konkrete Sachverhalt besitzt Eigenschaften (Datum, Zeit, Personen), wéhrend
der abstrakte Tatbestand, unter den dieser Sachverhalt subsumiert werden kann, im Sinne der Norm der StraRen-
verkehrsordnung, Merkmale (Nichtbeachtung des Haltegebots, Gefahrdung von Personen ...) aufweist.* (Sandri-
ni 1996:41)

Die Gesamtheit aller Merkmalle eines Begriffs (eines Tatbestandes) definiert diesen und
dient in der Terminologie als Vergleichsgrundlage. Sandrini konkludiert: ,,Je mehr Merkmale
einen Begriff kennzeichnen, desto kleiner wird die Zahl der unter diesen Begriff fallenden
Gegenstande.” (Sandrini 1996:41)
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2.7. Definition von Rechtsbegriffen

Eine Definition ist laut DIN 2342 (1992:2) ,.eine Begriffsbestimmung mit sprachlichen Mit-
teln®. Es gibt verschiedene Arten von Definitionen. Jene Definitionsformen, die in der Termi-
nologiearbeit die grofite Rolle spielen, sind die Inhalts-, die Umfangs- und die Bestandsdefini-
tion. Die Inhaltsdefinition umfasst die wesentlichen Merkmale, die zur Unterscheidung von
anderen Begriffen notwendig sind, wahrend die Umfangsdefinition einen Begriff durch seine
Unterbegriffe umschreibt. Bei der Bestandsdefinition werden ,,alle Unterbegriffe auf der glei-
chen Unterteilungsstufe aufgezahlt* (Arntz/Picht/Schmitz 2014:68).

Definition spielt eine wichtige Rolle, weil bei der Definition der Begriff, der mit
sprachlichen Mitteln beschrieben und eingegrenzt werden muss, im Fokus steht. Durch die
Definition wird laut DIN 2330 (1993: 135) ,,ein Begriff mit Hilfe des Bezugs auf andere Be-
griffe innerhalb eines Begriffssystems festgelegt und beschrieben und damit gegenuiber ande-
ren Begriffen abgegrenzt. Die Definition bildet die Grundlage flr die Zuordnung einer Be-
nennung zu einem Begriff; ohne sie ist es nicht moglich, einem Begriff eine geeignete Benen-
nung zuzuordnen.” Im Rahmen der mehrsprachigen Terminologiearbeit beinhaltet die Defini-
tion noch eine zusatzliche Funktion: Uberpriifung der Aquivalenz von zwei oder mehreren
Begriffen (vgl. Sandrini 1996:59).

Der/die Gesetzgeber/in benutzt einzelne Begriffe, um bestimmte Lebenssituationen zu
regeln. er/sie verfolgt also den Regelungszweck. Auf Grund des Regelungszwecks beschreibt
die Definition nicht nur den Tatbestand, sondern auch die Rechtsfolge, denn ,,der juristische
Begriff ist immer in Funktion der Rechtsfolge, die der Gesetzgeber in seinem Regelungspro-
gramm festlegt, zu sehen* (Sandrini 1996:63).

Die Definition im Recht enthélt also:

« ,, Tatbestandsbeschreibung (Intension und Extension)
* Bezug auf die Rechtsfolge* (Sandrini 1996:63).

Dabei darf nicht vergessen werden, dass Definitionen im Recht einige Besonderheiten auf-
weisen. Sie sind zeitlich begrenzt, meist flr ein bestimmtes Gebiet gultig und kénnen ,,jeder-
zeit von der Rechtsprechung oder der Rechtswissenschaft erweitert oder beschrankt werden*
(Sandrini 1996:54).

Von groRBer Bedeutung fiir die Terminologiearbeit im Recht sind Legaldefinitionen.
Eine Legaldefinition liegt dann vor, wenn der/die Gesetzgeber/in einen Begriff selbst defi-
niert. Es wird zwischen reinen Legaldefinitionen unterschieden, wo die einzelnen Merkmalen
vom/von der GesetzgeberIn in der Norm gegeben sind, und kaschierten Legaldefinitionen,
,Wo die Definition in die rechtsfolgenanordnende Norm eingebettet ist* (Sandrini 1996:54).
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3. Rechtsvergleichung

Aufgrund der fortschreitenden Internationalisierung wurden Staaten, Wirtschafts-
und Rechtsordnungen immer starker miteinander verbunden, wodurch die Notwendigkeit
der Ubersetzung von Rechtstexten gestiegen ist. Der Bedarf an der Ubersetzung von
Rechtstexten beruht einerseits darauf, dass Zeugnisse, Gerichtsurteile, Unrunden, Beschei-
nigungen, Vertrage usw. in einem anderen Land Rechtsgultigkeit erlangen sollen, und an-
dererseits darauf, dass eine Verwaltungs- oder Rechtsinstanz ,,Kenntnis tber ein rechtlich
verbindliches Schriftstick erhalten soll, das in einem andern Land verfasst worden ist*
(Holzer 2004:150)

Wie schon erwéhnt beruht die Rechtssprache auf der dazugehdrigen Rechtsord-
nung, die sich von den Rechtsordnungen anderer Staaten mehr oder weniger stark unter-
scheiden kann. Auf Grund dieser Unterschiedlichkeit ist ,,die Erarbeitung juristischer Ter-
minologien in mehreren Sprachen nicht allein eine sprachliche, sondern zugleich eine juris-
tische Aufgabe, die sich nicht selten der Rechtsvergleichung annéhert. Der Terminologe
muss namlich nicht nur Differenzen in der sprachlichen Struktur berlicksichtigen, sondern
auch solche, die sich aus der Rechtsordnung selbst ergeben.” (Arntz 2001:236)

In der letzten Zeit hat die Rechtsvergleichung an der Bedeutung gewonnen. Der
Grund dafir ist die immer enger werdende internationale Zusammenarbeit in allen Le-
bensbereichen. Um den gegenwaértigen Anforderungen der Globalisierung und Internatio-
nalisierung zu entsprechen, mussen immer mehr Juristinnen sich mit den Rechtsordnungen
fremder Staaten auseinandersetzen (vgl. Arntz 2001:223). Unter Rechtsvergleichung wird
sowohl eine Wissenschaft verstanden (Constantinesco 1971:20) als auch eine Methode,
welche ,,Charakteristika verschiedener Rechtsordnungen oder Rechtskreise bzw. Rechtsre-
geln und Rechtsinstitute verschiedener Rechtsordnungen zueinander in Beziehung setzt*
(Pommer 2006:80)

Nach Rheinstein ist das Ziel der Rechtsvergleichung (1987:21 in Sandrini
1996:149): ,,die Phdnomene des Rechts zu beobachten, zu beschreiben, zu klassifizieren
und ihren Zusammenhang miteinander und mit anderen gesellschaftlichen Phdnomenen
(z.B. Politik, Wirtschaft, Bevolkerungsstruktur, Religion) zu erforschen®.

Pommer (2006: 122) beschreibt das Ziel und die Funktionen der Rechtsvergleichung wie
folgt:

,Im Rahmen der vielfaltigen Funktionen der Rechtsvergleichung, wie z.B. als Hilfsmittel fur die Gesetzge-
bung, als richterliches Auslegungsinstrument, als Objekt der universitaren Lehre und Forschung, als Wegbe-
reiter fur eine Rechtsvereinheitlichung, bei der Ausarbeitung und Auslegung von Vélker- und Europarecht
sowie im Zusammenhang mit Rezeptionen und Auslegung rezipierten Rechts, ist das Ziel der Rechtsverglei-
chung immer die Erlangung von Erkenntnis (iber fremdes Recht und Verstandnis iber seine Funktionsweise.*
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Die rechtsvergleichende Forschung hat eine Vielfalt rechtsvergleichender Methoden erar-
beitet. Trantas (1998: 43ff.) unterscheidet folgende Methoden der Rechtsvergleichung: die
deskriptive Methode, historische Methode, begrifflich-dogmatische Methode, typologische
Methode, rechtlich-funktionale Methode und sozial-funktionale Methode. Zwei wesentli-
che rechtsvergleichende Methoden, die funktionale Rechtsvergleichung und das 3-Phasen-
Modell, werden im Folgenden naher betrachtet.

Die Rechtsvergleichung kann auf zwei unterschiedliche Arten erfolgen: auf Makro-
und Mikroebene. Wahrend die Makrovergleichung sich mit den Rechtskreisen und Rechts-
systeme im Ganzen befasst, beschaftigt sich die Mikrovergleichung mit bestimmten
Rechtsnormen und Rechtsinstituten.

3.1. Makrovergleichung bzw. die Lehre von den Rechtskreisen

Fur die Rechtsvergleichung ist die Rechtskreislehre von besonderer Bedeutung. Rechtsord-
nungen, die gemeinsame Merkmale haben, kann man in verschiedene Gruppen und Rechts-
kreisen einteilen. Dies erlaubt es, nationale Rechtsordnungen zu systematisieren und ahnliche
und unterschiedliche Rechtssysteme besser zu verstehen. Eine allgemein anerkannte Eintei-
lung der Rechtsordnungen in Rechtskreise gibt es nicht.

Zweigert und Kotz (1996: 68) verwenden folgende wesentliche Kriterien fir eine solche Ein-

teilung:

. ,»die historische Herkunft und Entwicklung einer Rechtsordnung;

. eine in ihr vorherrschende spezifische juristische Denkweise;

. besonders kennzeichnende Rechtsinstitute;

. die Rangordnung der Rechtsquellen und die Interpretationsmethoden
. ideologische Faktoren*

Anhand dieser Kriterien konnen neben dem ferndstlichen Rechtskreis, dem Hindu-
Recht und dem islamischen Recht zwei groRe Rechtskreise unterschieden werden: der anglo-
amerikanische Rechtskreis (Common Law) und der kontinentaleuropdische Rechtskreis (Civil
Law). Innerhalb des kontinentaleuropdischen Rechtskreis, der durch rezipiertes romisches
Recht geprégt ist, wird zwischen dem romanischen, deutschen und dem nordischen Rechts-
kreis unterschieden. Obwohl manchmal von sozialistischen Rechtsordnungen gesprochen
wird, wurden die Rechtsordnungen ehemaliger sozialistischer Lander nach dem Zerfall der
Sowjetunion, nicht zu einem einheitlichen Rechtskreis zusammengefasst (vgl. Zweigert/Kotz
1996:66).

Da das russische und 6sterreichische Rechtssystem, die den Gegenstand dieser Arbeit
bilden, demselben Rechtskreis gehdren, ndmlich dem kontinentalen, kann der angloamerika-
nische Rechtskreis auBer Acht gelassen werden.
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Fur den kontinentaleuropéischen Rechtskreis sind die optimale Verallgemeinerung
(Abstraktheit) von Normen, die Teilung des Rechts in 6ffentliches und privates und die Tren-
nung verschiedener Rechtszweige charakteristisch. Die Hauptquelle des Rechts wird durch
das Gesetz anerkannt. Dabei strebt der/die GesetzgeberIn nach der Kodifikation aller Haupt-
rechtszweige. Der gerichtliche Prazedenzfall hat im Gegensatz zum anglo-amerikanischen
Recht die Bedeutung einer Hilfsquelle oder wird Gberhaupt nicht als solcher anerkannt (vgl.
Cao 2007:27).

Im Hinblick auf die Verwandtschaft der Rechtsordnungen macht Sandrini (1999: 17)
Folgendes aufmerksam:

.Die Ubersetzbarkeit steht [...] in direktem Verhaltnis zur Verwandtschaft der Rechtsordnungen: Gehoren beide
Rechtsordnungen demselben Rechtskreis an, kann eine relative Nahe der Rechtsinhalte angenommen werden;
bei unterschiedlichen Rechtskreisen fiihren Tradition und Rechtsauffassung zu véllig verschiedenen Rechtslo-
sungen mit entsprechenden Auswirkungen auf die Ubersetzbarkeit.*

Grafisch stellt Sandrini (1999: 18) die Zusammenhé&nge zwischen verschiedenen Rechtsord-
nungen folgendermalien dar (1999:18):

Ubersetzung von Rechtstexten

zunehmende
Komplexitit
<4

innerhalb einer
Rechtsordnung

zwischen zwei
Rechtsordnungen

\

aus einem
Rechtskreis

aus unterschiedlichen
Rechtskreisen

Abbildung 7. Zusammenhénge zwischen Rechtsordnungen (Sandrini 1999a: 18)

21



3.2. Mikrovergleichung

Sandrini(1996: 154) betont, dass flr die Terminologiearbeit im Recht die Mikrovergleichung
von besonderer Bedeutung ist. Wéhrend die Makrovergleichung durch die Untersuchung von
wesentlichen Unterschieden zwischen den Rechtssystemen eine praktische Grundlage fir die
Terminologiearbeit im Recht darstellt, beschaftigt sich die Mikrovergleichung mit den einzel-
nen Rechtsnormen in der jeweiligen Rechtsordnung und stellt die Information fur die Arbeit
mit Rechtsbegriffen zur Verfiigung. Ihr Ziel beschreibt Pommer (2006: 85) wie folgt: ,,Die
Mikrovergleichung kann als eine Art mikroskopischer juristischer Untersuchung angesehen
werden, die dazu dienen soll, Struktur und Funktion der rechtlichen Elementarzellen zu zei-
gen.” Mikrovergleichung unterteilt sich weiteres in den institutionellen und den funktionalen
Vergleich.

Rechstvergleichung
Mikrovergleichung Makrovergleichung
Institutionen- funktionale
vergleichung Vergleichung

Abbildung 8. Methoden der Rechtsvergleichung (Sandrini 1996: 170)

Die punktuell angelegte Institutionenvergleichung basiert auf der sachlogischen Aufgliede-
rung des Rechtsproblems in einzelne Elemente, von denen ,,jedes in allen zu vergleichenden
Rechtssystemen dargestellt wird* (Sandrini 1996:154). Dann wird ein Vergleich einzelner
Elemente aller Rechtssysteme in der Reihenfolge der Aufgliederung durchgefihrt. Diese Vor-
gangsweise bietet aber keinen Gesamttberblick tiber die Rechtssysteme und ihre Prinzipien.
Ein Institutionenvergleich gelingt nur dann, wenn in beiden Rechtsordnungen zumindest dhn-
liche Institutionen existieren. Diese Art der Vergleichung ist daher nur begrenzt anwendbar.
Die Zweite Form ist die funktionelle Rechtsvergleichung, die als die erfolgversprechendste
gilt (vgl.Sandrini 1996:154).
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3.3. Funktionale Rechtsvergleichung

Rechtsvergleichung kann unter verschiedenen Gesichtspunkten erfolgen. Um eine Rechts-
vergleichung durchfiihren zu kénnen, muss in den verschiedenen Rechtssystemen eine ge-
meinsame Grundlage gefunden werden, was jedoch oft schwierig sein kann, da eine Rechts-
norm in einem Rechtssystem existiert, in dem anderen maglicherweise gar nicht zu finden ist.
Was alle Rechtsnormen jedoch gemeinsam haben ist ihr Zweck: die Lésung eines bestimmten
realen Problems. Die Grundlage fur eine Rechtsvergleichung bildet daher nicht die eigentliche
Norm oder das eigentliche Institut, sondern ein bestimmtes Rechtsproblem.Verglichen werden
somit die Problemldsungen, die in den Normen verschiedener Rechtssystemen dargeboten
sind. ,,Im Mittelpunkt des Vergleichs steht die Funktion der Rechtsnorm als Ldsung eines
konkreten gesellschaftlichen Sachverhaltes bzw. einer konkreten Rechtsfrage: Man spricht
daher von funktionaler Rechtsvergleichung.” (Sandrini 1996: 149)

Grafisch stellt Sandrini (1996: 150) die funktionale Rechtsvergleichung folgendermafen
dar:

funktionale Rechtsvergleichung

Rechtssystem 1 Rechtssystem 2

Begriffe Begriffe

Normen Normen

System System

Verfahrensweise Verfahrensweise

Interpretationsmethoden Interpretationsmethoden

juristische Denkweise juristische Denkweise

Wertvorsteliungen Wertvorstellungen

historischer Hintergrund historischer Hintergrund
Rechtsproblem

(als soziales Sachverhaltsproblem)
rechtssystemunabhangig

Abbildung 9. Funktionale Rechtsvergleichung (Sandrini 1996:150)
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Die funktionale Methode der rechtsvergleichenden Untersuchung ist der VVorgehenswei-
se bei der Terminologiearbeit sehr ahnlich. Das Ziel der beiden Methoden besteht darin,
die Strukturen eines klar begrenzten Fachbereichs fur die Ausgangs- und Zielsprache ein-
zeln vollstandig darzustellen und dann, nach der Sammlung von sdmtlichen erforderlichen
Informationen miteinander zu vergleichen. Es ist hervorzuheben, dass tertium comparatio-
nis der Terminologiearbeit der Begriff ist, wéhrend bei der Rechtsvergleichung das durch
die Rechtsregelung zu lésende Rechtsproblem.

Laut Sandrini (1996:153) lautet die Grundfrage jedes Rechtsvergleichs folgendermafen:
»Wie befriedigt die jeweilige auslandische Rechtsordnung, die in einem konkreten Rechts-
problem oder Lebenssachverhalt ausgedriickten und zutage getretenen Bedirfnisse der
Beteiligten?

In der Terminologiearbeit im Recht werden nach Sandrini (1996:151):

.»-.-nicht Termini zweier Begriffssysteme auf der Grundlage des gemeinsamen Begriffes zusammengefiihrt, den
es nicht geben kann, sondern es werden Begriffe eines Rechtssystems mit den Begriffen eines anderen Rechts-
systems auf der Grundlage ihrer Regelungsfunktion innerhalb der einzelnen Normen im Rechtssystemzusam-
menhang in Beziehung zueinander gestellt.”

3.4. Drei-Phasen-Prozess der Rechtsvergleichung nach Constantinesco

Constantinesco (1972:137 ff) entwickelte eine Methode der Rechtsvergleichung, die aus drei
aufeinanderfolgenden Phasen besteht: das Feststellen, das Verstehen und das Vergleichen.
Wahrend der ersten Phase werden die zu vergleichenden Elemente festgestellt und bis ins
Detail gemal den zur Verfligung stehenden Quellen und Mitteln analysiert. ,,Dabei kommt es
darauf an, Struktur, Inhalt, Funktion und Wirkung eines Instituts in einem auslandischen
Recht kennenzulernen* (Constantinesco 1972: 142). Diese Phase ist daher eng mit der Aus-
landsrechtskunde verbunden. Fir diese Phase gelten funf methodologische Regeln:

1. Untersuchung des zu vergleichenden Elements wirklichkeitsnah, d.h. wie es in Realitat
in der entsprechenden Rechtsordnung funktioniert.

2. Untersuchung des zu vergleichenden Elements anhand der Original-Rechtsquellen.
Berlcksichtigung der Gesamtheit und der Komplexitat von Rechtsquellen

4. Berucksichtigung der Hierarchie von Rechtsquellen in den jeweiligen Rechtsordnun-
gen

5. Interpretation des zu vergleichenden Elements gemal? den Methoden der jeweiligen
Rechtsordnungen (vgl. Constantinesco 1972: 216-231; Pommer 2006: 112f)

Die néchste Stufe der rechtsvergleichenden Methode ist das Verstandnis des zu vergleichen-
den Elements. In dieser Phase erfolgt die Eingliederung des zu vergleichenden Elements in
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seine Rechtsordnung und Untersuchung der Wechselwirkungen und Verbindungen zu ver-
wandten Rechtsinstituten. Hier werden die determinierenden Elemente der jeweiligen zu ver-
gleichenden Rechtsordnungen sowie die auRRerrechtlichen Aspekte wie z.B. soziale, histori-
sche, wirtschaftliche, moralischen u.4. untersucht. Die beiden ersten Phasen stehen in Wech-
selbeziehung zueinander, obwohl zwischen ihnen Unterschiede bestehen: im Mittelpunkt der
Untersuchung der ersten Phase steht das zu vergleichende Element und in der zweiten die
Rechtordnung und ihre Beziehungen mit dem zu vergleichenden Element (vgl. Constantine-
sco 1972: 232-242; Pommer 2006: 113f).

Die dritte und letzte Phase ist die der echten Vergleichung, in welcher alle Elemente
des zu untersuchenden Elements einander gegentibergestellt werden, woraus Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede erkennbar werden. Das Endergebnis héngt stark von der Richtigkeit der
Untersuchungen aus den ersten zwei Phasen ab. (vgl. Constantinesco 1972: 232-242; Pommer
2006: 114f).
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4. Aquivalenzproblematik

»Voraussetzung fur die Zusammenfiihrung einer Bennenung in einer Sprache und
seines Gegenstlicks in einer anderen Sprache ist ihre begriffliche
Ubereinstimmung, d.h. ihre Aquivalenz* (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:141).

Unter Aquivalenz versteht man eine ,.begriffliche Ubereinstimmung, wobei zwei Termini
grundsatzlich dann als aquivalent zu betrachten sind, wenn sie in sémtlichen Begriffsmerkma-
len Gbereinstimmen, d.h. wenn begriffliche Identitat vorliegt.” (Arntz/Picht/Schmitz
2014:152).

Die Aquivalenzproblematik tritt in der Gemeinsprache sehr haufig auf. Besonders prob-

lematisch sind in diesem Zusammenhang die Konnotationen, d.h. emotionale und stilistische
Assoziationen, die man mit einem Wort verbindet. Arntz/Picht/Schmitz (2014:144) weisen
darauf hin, dass es kaum moglich ist zu bestimmen, ob die Empfindungen, die der durch-
schnittliche Deutschsprachiger mit dem Wort Heimat verbindet, denen Empfindungen ent-
sprechen, die der durchschnittliche Franzosischsprachiger mit dem Wort patrie verbindet.
Im Unterschied zu der Gemeinsprache sind die VVoraussetzungen fur den Vergleich im Be-
reich der Fachsprachen vorteilhafter. Entscheidend fur Fachsprachen ist der Begriffsinhalt
eines Fachwortes. Konnotationen spielen dabei eine untergeordnete Rolle (vgl.
Arntz/Picht/Schmitz 2014:148ff).

In der Rechtssprache ist die Zuordnung der Begriffe problematischer als in anderen
Fachgebieten. Die Schwierigkeit besteht vor allem darin, dass ,.historisch gewachsene
Rechtsbegriffe aus unterschiedlichen Rechtsordnungen, die jeweils aus einem anderen kultu-
rellen Umfeld stammen, in dem eigene politische und ethische Uberzeugungen vorherrschen*
(Pommer 2006:64), einander gegentibergestellt werden. Sandrini (1996:141) gibt zu beden-
ken, dass aufgrund der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen somit ,,eine absolute Gleich-
stellung der Begriffe sowohl, was die Merkmaldefinition als auch die Abdeckung der maogli-
chen Sachverhalte betrifft“ nicht moglich ist.

Arntz (Arntz 2001: 237) geht jedoch davon aus, dass ,,die zu regelnden Sachverhalte in
den verschiedenen Staaten weitgehend vergleichbar® seien und ,,zumindest zwischen den
Rechtsordnungen der westlichen Hemisphére allen Unterschieden zum Trotz doch auch ein
hoher Grad an Gemeinsamkeit* bestehe.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wann ein bestimmter Rechtsbegriff der
Ausgangsrechtsordnung als dquivalent fur einen anderen Rechtsbegriff in der Zielrechtsord-
nung betrachtet werden kann.

De Groot (1991:287) geht davon aus, dass wegen der hohen Systemgebundenheit juristischer
Begriffe eine vollige Aquivalenz zwischen Begriffen unterschiedlicher Rechtssysteme un-
mdoglich ist. Ausnahmen gibt es nur in den Féllen,
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o wenn ,die fiir die Ubersetzung relevanten Rechtsgebiete des Ausgangs-
rechtssystems und des Zielrechtssystems teilweise vereinheitlicht oder harmonisiert
sind.” (de Groot, 2002:228) Ein solcher Fall liegt zum Beispiel in der mehrsprachigen
Schweiz mit einem einheitlichen Rechtssystem vor.

o wenn ,,in der Vergangenheit ein Begriff aus dem einem Rechtssystem von
dem anderen Rechtssystem tbernommen worden ist und der betreffende Begriff sich
in dem zweiten Rechtssystem noch nicht selbstédndig weiter entwickelt hat.” (de Groot,
2002:228)

4.1.Begriffliche Aquivalenz

Termini in unterschiedlichen Sprachen kdnnen dann als &quivalent betrachtet werden, ,,wenn
sie in samtlichen Begriffsmerkmalen Ubereinstimmen, d.h. wenn begriffliche Identitat vor-
liegt® (Arntz/Picht/Schmitz 2014:152). Beim Vergleich der Intensionen kénnen die folgenden
Aquivalenzgruppen entstehen:

« VolIstandige begriffliche Aquivalenz: alle Merkmale aus der Definition in den zwei Spra-
chen Ubereinstimmen.
« Begriffliche Uberschneidung: hierbei sind zwei Moglichkeiten vorstellbar:

a) die inhaltliche Ubereinstimmung der Begriffe ist groR und die beiden un-
tersuchten Termini einander zugeordnet werden kdnnen;
b) die inhaltliche Ubereinstimmung der Begriffe ist zu klein, so dass die bei-

den untersuchten Termini einander nicht zugeordnet werden kdnnen.

* Bei der Inklusion enthélt Begriff A den Begriff B und ein oder mehrere weitere Merkmale.
«Keine begriffliche Aquivalenz liegt vor, wenn zwei Begriffsdefinitionen keine gemeinsamen
Merkmale haben (vgl. Arntz/Picht/Schmitz 2014:148).

Wenn einem Begriff, der in einer Sprache keinem Begriff in der anderen entspricht, so
spricht man hierbei von der sogenannten terminologischen Licke. Bei terminologischen Li-
cken unterscheidet man zwischen der Benennungsliicke und der Begriffsliicke. Eine Benenn-
unglicke liegt vor, ,,wenn beide Begriffssysteme grundséatzlich die gleiche Struktur aufwei-
sen, jedoch ein Begriff in einer der beiden Sprachen (noch) nicht bekannt ist.”
(Arntz/Picht/Schmitz 2014:158)

Eine Begriffsliicke tritt dann auf, ,,wenn die fachliche Realitat in beiden Sprachen unter-
schiedlich strukturiert wird, sodass es zu einer Uberschneidung beider Systeme kommt*
(Arntz/Picht/Mayer 2014:160). Die Grenze zwischen Benennungsliicke und Begriffslucke ist
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nicht immer eindeutig, weshalb der Oberbegriff, ,,terminologische Licke* verwendet wird.
(vgl. Arntz/Picht/Mayer 2014:162). In der Rechtsterminologie sind terminologische Liicken
keine Seltenheit, da Rechtsbegriffe oft aufgrund der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen
in der Zielsprache nicht existieren.

4.2. Approximative Aquivalenz

In der Rechtssprache ist die Zuordnung der Begriffe problematischer als in anderen Fachge-
bieten, wo ein konkreter Gegenstandsbereich vorliegt, der nicht an eine Sprache gebunden ist.
Die Schwierigkeit besteht vor allem darin, dass ,,historisch gewachsene Rechtsbegriffe aus
unterschiedlichen Rechtsordnungen, die jeweils aus einem anderen kulturellen Umfeld stam-
men, in dem eigene politische und ethische Uberzeugungen vorherrschen® (Pommer
2006:64), einander gegenubergestellt werden. Sandrini (1996:141) gibt zu bedenken, dass
aufgrund der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen somit ,eine absolute Gleichstellung
der Begriffe sowohl was die Merkmaldefinition als auch die Abdeckung der méglichen Sach-
verhalte betrifft“ nicht moglich ist.

De Groot (1991:287) geht auch davon aus, dass ,,wenn Zielsprache und Ausgangsspra-
che sich auf unterschiedliche Rechtssysteme beziehen, eine absolute Aquivalenz unmoglich
ist“. Nach de Groot geniigt es in der Rechtsiibersetzung eine approximative Aquivalenz von
Begriffen aus verschiedenen Rechtssystemen festzustellen, um einen Begriff als eine korrekte
Ubersetzung eines anderen benutzen zu konnen. Die approximative Aquivalenz wird dabei als
eine 1:Teil Entsprechung auf der Inhaltsebene definiert. Dabei stehen Kontext und Skopus der
Ubersetzung im Mittelpunkt. Es ist weiter von Bedeutung, ob eine Ubersetzung angefertigt
wird, um Personen den Inhalt eines fremdsprachigen juristischen Dokuments wiederzugeben
oder ob die Ubersetzung neben dem Original als authentischer Text auftreten soll. ,,In dem
letzterwéhnten Falle ist es aulRerordentlich wichtig, dass die Begriffe im Zieltext weder einen
engeren noch einen weiteren Inhalt als die des Ausgangstextes haben.* (de Groot 1991:288)
Ob Begriffe akzeptable Aquivalente sind hangt von den erwéahnten Faktoren ab. Diese Ent-
scheidung muss vom/von der Ubersetzer/in in jedem Einzelfall neu getroffen werden.
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4.3. Funktionale Aquivalenz

Nach de Groot liegt funktionale Aquivalenz vor, wenn ein Begriff der Ausgangssprache mit
einem Wort Ubersetzt wird, ,,das in dem mit der Zielsprache verbundenen Rechtssystem eine
ahnliche Funktion hat als der zu Ubersetzende Begriff in seinem eigenen Rechtssystem* (de
Groot 1991:288). Im Unterschied zu der begrifflichen Aquivalenz steht bei einer funktionalen
Aquivalenz nicht der Begriffsinhalt im Vordergrund, sondern die Funktion von Begriffen.
Pommer unterscheidet drei unterschiedliche Grade der Aquivalenz. Falls funktionale
Aquivalente in vielen Fallen akzeptabel sind, so spricht man von der sogenannten ,,nahe
Aquivalenz“. Wenn jedoch keine Aquivalenz zwischen Begriffen besteht, ist es hingegen von
,.Inaquivalenz* die Rede. Grundsatzlich gehdren jedoch funktionale Aquivalente der dritten
Art der Aquivalenz, der sogenannten partiellen Aquivalenz an. In diesem Fall es ist vom
Kontext abhéngig, ob ein funktional aquivalenter Begriff in einer bestimmten Situation einge-
setzt werden kann (vgl. Pommer 2006: 67). Hier ist noch zu berticksichtigen, ,,dass bei der
Akzeptabilitit meist keine Reziprozitat besteht, d.h. dass A zur Ubersetzung von B verwendet
werden kann, B hingegen zur Ubersetzung von A nicht“ (Pommer 2006:67).
Pommer (2006:66) merkt zudem noch an, dass Ubersetzerinnen, die diese Strategie anwen-
den, eine umfangreiche Recherche durchfiihren missen:

,Ob ein Begriff in der speziellen Ubersetzungssituation fiir den Ausgangsterminus ein funktionales Aquivalent
darstellt oder nicht, ist eine der wichtigsten Entscheidungen, die ein Ubersetzer von Rechtstexten zu treffen hat.
Der Verwendung eines funktionalen Aquivalents muB zwangsldufig eine umfangreiche Recherche hinsichtlich
der Begriffsbedeutung vorangehen; diese sehr aufwendige Arbeit reicht weit in den Bereich der Rechtsverglei-
chung hinein und wird in der Praxis kaum bei jeder Ubersetzung in der erforderlichen Genauigkeit realisiert
werden konnen.*

Bei Rechtsiibersetzung kann die funktionale Aquivalenz besonders hilfreich sein, weil
dadurch ,.eine bessere Verstandlichkeit des Textes und somit eine leichtere Rezeption in der
Zielsprache gewahrleistet (Jermol 2013:178) wird. Als Beispiel flihrt Jermol Termini Bun-
destag, Bundesrat und Lander an, die eng an das deutsche Rechtssystem gebunden sind und
keine Aquivalenz in der Zielsprache haben. Aus diesem Grund kénnen sich die UbersetzerIn-
nen funktionaler Aquivalente bedienen (vgl. Jermol 2013:178).

Dagegen ist zu sagen, wie auch Schmidt-Konig es tut, (2005:196) dass die Ubertragung in die
Zielsprache mittels einer funktionalen Aquivalenz oft zu ungenauen Resultaten fiihren kann.

~Solange die korrekte Inhaltswiedergabe bei der juristischen Ubersetzung oberste Prioritét hat, ist die funktionale
Aquivalenz abzulehnen, da sie per se nicht die vollstindige juristische Wirklichkeit des Originaltextes wiederge-
ben kann.” (Schmidt-Kénig 2005:191)

Deswegen betrachtet Schmidt-Kénig funktionale Aquivalenz nicht als eine Alternative, son-
dern lediglich als Erganzung zu der begrifflichen Aquivalenz (vgl. Schmidt-Kénig 2005:196).
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4.4. Indquivalenz

Die Indquivalenz der Begriffe im Recht tritt h&ufiger auf als in anderen Fachbereichen. Den
Grund dafir verdeutlicht Schmidt-Koénig mit einem Beispiel aus dem Bereich Medizin:

,,Im Gegensatz zu den zivilrechtlichen Grundlagen eines Vertrages besteht jedoch das Herz eines Menschen aus
den gleichen Komponenten und Mechanismen in Deutschland, Frankreich oder in China. Bei sogenannten ,,0b-
jektiven Bereichen“ wie hier der Medizin sind die Inhalte der Ubersetzung in allen Landern der Welt identisch
und brauchen lediglich in einer anderen Sprache ausgedriickt werden. Die Probleme, die Ubersetzer solcher
Texte betreffen, sind nicht mit den Problemen juristischer Ubersetzer vergleichbar, da sie sich hauptséchlich auf
das Verstandnis der Fachausdriicke beschranken*

Im Falle einer Inaquivalenz missen sich Ubersetzerinnen alternativer Strategien bedie-
nen. Im Folgenden werden die wichtigsten dargestellt.

e Lexementlehnung

Bei der Lexementlehnung wird ein Rechtsterminus aus der Ausgangssprache in origineller
Form in die Zielsprache transferiert. Der Ausgangsbegriff kann auch durch Transkription
bzw. Transliteration oder auch durch Anpassung an die orthographische Regeln der Zielspra-
che Gbernommen werden. Diese Methode wird angewendet, wenn zwischen unterschiedlichen
Rechtsystemen Ubersetzt wird, die keine funktionalen Aquivalenzen aufzeigen (vgl. Pommer
2006: 70).

e Lehnubersetzung

Bei der Lehnubersetzung werden ein Terminus bzw. seine Bestandteile wortlich tbersetzt. Sie
beinhaltet die Moglichkeit der Anpassung der Benennungsstruktur an die Regel der Zielspra-
che. Der Vorteil dieser Methode besteht in der Neutralitit des geschaffenen Begriffs und sei-
ner Verstandlichkeit fur den/die Leserin. Bei der Lehnubersetzung werden keine VVorkenntnis-
se des Ausgangsrechtssystems vorausgesetzt. Nur bei semantisch motivierten Lehniberset-
zungen, die dasselbe Bedeutungsumfeld mit dem Ausgangsbegriff haben, ist echtes Verstand-
nis moglich. Sie werden ahnliche Assoziationen wie der Begriff in der Ausgangssprache in
den Kopfen der Leserlnnen hervorrufen. Damit aber jegliche Missverstandnisse vermieden
werden, gibt es die Mdéglichkeit, die Lehnubersetzungen mit Definitionen oder anderen Arten
von Erlauterungen zu versehen (vgl. Pommer 2006: 72).
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e Paraphrasierung

Bei der Paraphrasierung wird der Inhalt eines Begriffs des Ausgangstexts im Zieltext mog-
lichst neutral beschrieben. Dabei ist rechtliches und vor allem rechtsvergleichendes Wissen
essenziell (vgl. Pommer 2006: 74). Pommer (2006: 74) bemerkt in diesem Zusammenhang

auch:

»Die ZweckmaRigkeit einer Umschreibung (,,Paraphrase*) als Ersatzlsung hangt von der L&nge und Komplexi-
tat der Umschreibung sowie vom Ziel der Ubersetzung ab. Mit Hilfe einer Paraphrase wird der Ausgangstermi-
nus beschrieben oder es kommt zur Bildung eines Neologismus dh ein Begriff wird in der Zielsprache verwen-
det, der nicht Teil der Zielrechtsterminologie ist. Gegebenenfalls kann dies zusétzlich mit einer FuBnote kombi-
niert werden.*

¢ Neologismus

Nach Pommer (2006: 76) liegt ein Neologismus dann vor, ,,wenn man in der Zielsprache ein
Wort verwendet, daR nicht (oder nicht mehr) in der vom Ubersetzer gewahlten Zielrechtsord-
nung benutzt wird.

Da das Ziel einer Ubersetzung zuallererst die Information sein soll, muss bei der Wahl von
Neologismen ein Wort ausgesucht werden, welches fur die Angehorigen der Sprachgemein-
schaft relevante Informationen enthalt. Besonders geeignet sind hierbei Termini, die in dem
Zielrechtssystem friiher eine gleiche Bedeutung hatten, oder die aus einem anderen Rechts-
system, in dem Zielsprache auch als Rechtssprache verwendet wird. Pommer unterstreicht in
diesem Punkt die Bedeutung der lateinischen Sprache (vgl. Pommer 2006:75).
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5. Schuldrecht in Osterreich und Russland

Nachdem nun in den vorhergehenden vier Kapiteln die terminologische Grundlage mit Fokus
auf Rechtsterminologie und Rechtsvergleichung geschaffen wurde, werden nun in diesem
Kapitel die Besonderheiten des Schuldrechts in Osterreich und Russland beschrieben.

5.1. ABGB und ZGB

In der Rechtsgeschichte wird das XIX. Jahrhundert oft das Kodifizierungsjahrhundert
genannt. Die Bourgeoisie, die zur politischen Macht gekommen war, zielte auf die gesetzliche
Auffassung von den eigenen Rechtsgrundsatzen ab: der formellen Gleichheit, der Unabhan-
gigkeit der Personlichkeit, der Freiheit und der Unversehrtheit des Eigentums. Am Anfang
des Jahrhunderts waren diese Grundsatze durch den beriihmten Code Napoléon zugesichert
(franz6sisches Code Civil 1804). Im Jahre 1811 wird in Osterreich ein beriihmter Rechtsakt
gebilligt — ein Allgemeines Blrgerliches Gesetzbuch (weiter: ,,ABGB*), das im kontinenta-
len (romisch-deutschen) Rechtskreis neben dem franzdsischen, als Bestleistung des burgerli-
chen Rechtsgedanken gilt. Es hat den Weltruf erlangt, wie auch der Code Napoléon, und ei-
nen maligeblichen Einfluss auf die Gesetzgebung auf eine Reihe von Staaten (Japan, China,
Griechenland, Russland vor der Revolution und anderer) ausgeubt (vgl. Vocelka 2002: 227).

Das oOsterreichische Gesetzbuch besteht aus 1502 Paragraphen und wird in eine Einlei-
tung und drei Teile unterteilt. In der Einleitung handelt es sich um ,,die birgerlichen Gesetze
Uberhaupt™ (Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes, keine Rickwirkung des Gesetzes, Aus-
legung der Gesetze, Einsatzbedingungen von Gebrduchen, Provinzstatuten und Privilegien).

Im ersten Teil geht es um ,,Personenrechte, insbesondere um die Rechts- und Hand-
lungsfahigkeit, das Eherecht und um die Verhaltnisse zwischen Eltern und Kindern.

Der zweite Teil heilt ,,Vom dem Sachenrecht”; hier geht es um Eigentumsrechte,
Pfandrechte, Dienstbarkeiten und das Erbrecht. Es gibt auch eine Sonderabteilung “Von den
personlichen Rechten”, die allgemeine Vertragsregeln, sowie Sonderbestimmungen enthdlt,
die einzelne Vertragsarten betreffen, namlich: Schenkungen, Verwahrungsvertrag, Leih- und
Darlehensvertrag, Bevollméachtigung, Kaufvertrag, Bestand- und Erbpacht-Vertrdge und Ehe-
pakte; weiter geht es auch um das Schadenersatzrecht.

Gegenstand des dritten Teils sind ,,gemeinschaftliche Bestimmungen der Personen- und
Sachenrechte”. Dazu gehéren die Befestigung der Rechte und Verbindlichkeiten, die Umén-
derung, die Aufhebung der Rechte, Verbindlichkeiten und die Verjahrung. Es ist ersichtlich,
dass das System des Osterreichischen Gesetzbuches dem franzésischen etwas &hnlich ist, aber
das letztere, trotz alle seiner Méngel, jedoch besser geordnet ist (vgl. Posch 1995: 5).

Das Russische Zivilgesetzbuch (weiter: ,,ZGB RF*) ist wesentlicher jinger als das ABGB.
An den Kodifikationsarbeiten fiir das russische Zivilrecht nahmen zahlreiche auslandische
Expertinnen teil. Dadurch ist das Zivilgesetzbuch der Russischen Fdderation grofiteils von
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westlichen Rechtsgedanken geprégt. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion wurde es
schrittweise in vier Teile erlassen und trat zwischen 1992 und 2008 in Kraft.

Der erste Teil des Zivilgesetzbuches der Russischen Foderation bestimmt die allgemeinen
Grundsétze der Zivilgesetzgebung und regelt, insbesondere: Entstehung der Zivilrechte und
Pflichten, juristische Personen, Bevollmachtigung, Vertretung, Eigentumsrecht, Verjahrung,
Schutz des Eigentumsrechts und anderer Sachenrechte, Geschafte und Vertrage und Siche-
rung der Verbindlichkeiten, usw.

Der zweite Teil regelt einzelne Verbindlichkeitsarten und bestimmt Rechte und Pflichten
der Parteien in verschiedenen zivilrechtlichen Vertrdgen. Manche Normen sind dispositiv,
d.h. sie kénnen auf Wunsch der Geschéftsparteien geandert werden — manche Artikel weisen
auf eine solche Mdoglichkeit direkt hin und beschreiben verschiedene Formen der Rechtsver-
haltnisse.

Der dritte Teil regelt die Fragen der Erbfolge und des internationalen Privatrechts, insbe-
sondere bestimmen die Artikel dieses Teils das Erbfall-Verfahren, die Personen die zum Ver-
erben berufen sein kdnnen, gesetzliche und testamentarische Erbfolge und verschiedene Fra-
gen beziglich der Annahme und des Ubergangs des Erbrechts.

Der vierte Teil des ZGB enthalt Artikel, die die Fragen der Urheber- und Leistungsschutz-
rechte regeln, die vorher von einem einzelnen Gesetz geregelt waren, sowie andere Fragen des
geistigen Eigentums, insbesondere Schutzfristen verschiedener ausschlielRlicher Rechte auf
Werke, Erfindungen und andere Objekte des geistigen Eigentums (vgl. Balashov 2015: 127).
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5.2. Schuldrecht als ein eigenstandiger Rechtszweig

Das Schuldrecht kann kaum als ein klassischer Rechtszweig bezeichnet oder mit dem Fa-
milien-, Bodenrecht oder anderen Rechtszweigen verglichen sein. Das ist vor allem dadurch
bedingt, dass es praktisch kompliziert ist, eine qualitativ gleichartige Gruppe der Rechtsver-
haltnisse abzusondern, die vollig vom Schuldrecht allein geregelt wiirde, wie es im Boden-
oder Arbeitsrecht machbar ist. Das stimmt sowohl flr das russische, als auch fir das Gsterrei-
chische Schuldrecht. In der Rechtstheorie herrscht die Meinung, dass das Schuldrecht ein
Unterzweig des Zivilrechts ist, dessen Normen unmittelbar den Vermdgens- oder Wirt-
schaftsverkehr, sowie Verhaltnisse zum Ubergang der materiellen und anderen Giter von
einen Personen auf anderen regeln. Solch ein VVorgehen zur Bestimmung des Schuldrechtes ist
flr die ganze romanisch-germanische Rechtsfamilie typisch. Es ist jedoch zu bemerken dass
dieser Unterzweig ist so weitreichend und so umfangreich, dass er zweifellos den meisten Teil
des Zivilrechtes besetzt (vgl. Suchanov 2008:14).

5.3. Normative Befestigung der Schuldrechtsnormen

Jeder Rechtszweig ist immer eine Gesamtheit von Rechtsnormen, die in verschiedenen Nor-
mativ- und Rechtsakten befestigt sind. Das Schuldrecht ist keine Ausnahme davon. Die
Schuldrechtsnormen sind in keinem einzigen Normativrechtsakt weder in Russland noch in
Osterreich gesammelt. Die Schuldrechtsnormen sind das Blutsystem der Ware-Geld-
Beziehungen sowie der personlichen Vermdgens- und Nichtvermdgensrechtsverhéltnisse; sie
sind Uber verschiedene Gesetze verteilt, jedoch besteht ihr Kern in kodifizierten zivilrechtli-
chen Normativakten, namlich im ZGB RF und im Allgemeinen Birgerlichen Gesetzbuch der
Republik Osterreich (Balashev 2015:15)

Gesetzgebungen beider Lander bilden die Schuldrechtsnormen auf unterschiedliche
Weise. So enthélt der erste Teil des russischen Birgerlichen Gesetzbuches Abteilung 11 ,,All-
gemeines Schuldrecht®. Diese riesige Abteilung besteht aus mehreren Unterabteilungen: all-
gemeine Verpflichtungsbestimmungen, Erfillung der Verpflichtungen, Besicherung der Ver-
pflichtungen, Wechsel in den Parteien der Verpflichtung, Haftung fur die Verletzung der Ver-
pflichtungen, Aufhebung der Verpflichtungen. Der russische Gesetzgeber ordnete die Grund-
normen, die Rechtsverhéltnisse zwischen den Parteien regeln, dieser Abteilung zu. Diese
Normen geben nicht nur einen gemeinsamen Vektor fir die anderen Schuldrechtsverhaltnisse
regelnden Normen an, sondern auch sind in den Féllen verwendet wo speziellere Normen
(z.B. Kapitel 30 ZGB RF wo es um Kaufbeziehungen geht) nicht fahig sind, Verhéltnisse
zwischen den Parteien zu regeln. Der zweite Teil des russischen Birgerlichen Gesetzbuches
enthalt Schuldrechtsnormen alleine und heif3t ,,IV. Einzelne Verpflichtungsarten“. Dieser Teil
besteht aus 30 Kapiteln, jedes von ihnen enthélt Schuldrechtsnormen, die die einzelne Arten
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der Rechtsverhaltnisse regeln, insbesondere bezlglich: Kauf/Verkauf, Lieferung, Austausch,
Schenkung, Rente, Miete, Verleih, Werkauftrag, entgeltliche Dienstleistungen, usw.

Das osterreichische Allgemeine Birgerliche Gesetzbuch enthalt auch spezielle Schuld-
rechtsnormen, jedoch unterscheidet sich der Grundsatz deren Zuordnung im Gesetz von dem
russischen Grundsatz. Das ABGB, wie auch das ZGB RF, haben eine Sonderabteilung, wo
Schuldrechtsnormen kompiliert sind — ,,Dritter Teil. Von den gemeinschaftlichen Bestim-
mungen der Schuld- und Sachenrechte®. Der dritte Teil des ABGB besteht aus den folgenden
Abteilungen: ,,von der Befestigung der Rechte und Verbindlichkeiten, von der Umdanderung
der Rechte und Verbindlichkeiten, von der Aufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten und
von der Verjéhrung und Ersitzung.* (Hausmaninger 2001:66)

Die oben angefuhrten Abteilungen, wie Abteilung Il ZGB RF, enthalten allgemeine Normen
die die folgenden Fragen regeln: Entstehung, Veranderung und Aufhebung der Verpflichtun-
gen, Abtretung der Forderungen, Verfahren der Aufhebung der Verpflichtungen, allgemeine
Bedingungen der Haftung fur Nichterfillung der Verpflichtungen. Eine &hnliche Logik der
Gesetzausbau in beiden L&ndern liegt vor; jedoch ist die weitere normative Befestigung unter-
schiedlich. Die russische Gesetzgebung unterscheidet sich von der 6sterreichischen durch eine
groRere Kodifizierung. Das ZGB RF regelt alle relevanten Rechtsverhaltnisse im Zivilrechts-
gebiet. Das Osterreichische Recht hat, neben dem umfangreichen ABGB, eine riesige Menge
von speziellen Gesetzen: Dienstleistungsgesetz (DLG), Zahlungsdienstegesetz (ZaDiG), All-
gemeine Befdrderungsbedingungen fiur den Kraftfahrlinienverkehr (Kfl-BefBed), Landpacht-
gesetz (LPG), usw. Diese Gesetze enthalten spezielle Schuldrechtsnormen, die die einzelnen
Rechtsverhaltnisse regeln (vgl. Goncharova 2010: 215).
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5.4. Schuld und Schuldarten

GemaR P.1 Art.307 ZGB RF soll eine Person (der/die Schuldnerin) aufgrund einer
Verpflichtung eine bestimmte Handlung zugunsten einer anderen Person (des/r Glaubigers/in)
ausfihren, ndmlich: Vermdogen Ubertragen, eine Arbeit erbringen, einen Dienst leisten, eine
Einlage zur gemeinsamen Tétigkeit erbringen, eine Zahlung leisten, usw. oder eine bestimmte
Handlung unterlassen; und der/die GlaubigerIn ist berechtigt, vom/von der Schuldnerin die
Erfullung seiner/ihrer Verpflichtungen zu fordern. Das 6sterreichische Allgemeine Birgerli-
che Gesetzbuch bezeichnet die Schuldrechte als ,,personliche Sachenrechte vermoge welcher
eine Person einer anderen zu einer Leistung verbunden ist“ (§ 859 ABGB).

Trotz der dhnlichen Definitionen gibt es auch Unterschiede zwischen den Bestimmun-
gen. So sieht das russische Zivilrecht direkt nicht nur eine aktive, sondern auch eine passive
Pflicht vor, d.h. die Pflicht, eine Handlung zu unterlassen; wahrend das Osterreichische Zivil-
recht ausdriicklich nur die aktive Pflicht nennt, d.h. die Pflicht einer Partei, der anderen eine
Leistung zu erbringen, das hei3t eine Handlung vorsieht.

Jedoch zeigt eine n&here Betrachtung der Gesetzblcher beider Lander sowie einzelner
Prozessinstitute, dass die Unterschiede zwischen den angefiihrten Definitionen keine prakti-
sche Bedeutung haben, weil die Verhaltnisse aufgrund einheitlicher Grundséatze geregelt sind
und die einzelnen Verpflichtungsarten meistens voéllig tbereinstimmen.

Als Allgemeinbegriff der Verpflichtung wird in dieser Arbeit die folgende Definition
gebraucht: Rechtsverhéltnisse, aufgrund deren eine Person (der/die Glaubiger/in) berechtigt
ist, von einer anderen Person (dem/der Schuldner/in) die Erflillung oder Unterlassung irgend-
welcher Handlungen zu fordern.

Die Gesetzgebungen beider Staaten gebrauchen die von Rechtswissenschaftlerinnen
ausgearbeiteten Verpflichtungsarten-Klassierungen in keinem grof3en Ausmal. Jedoch hat die
theoretische Aufteilung und Gruppierung der Verpflichtungen nach ihren Arten eine grofRe
Bedeutung sowohl fur Rechtstheoretikerinnen, als auch fur praktizierende RechtsberaterIn-
nen, weil sie, Rechtsnormen effektiv aufzuteilen erlaubt, Gruppen von Rechtsverhaltnissen
bestimmte zu erforschen und Sonderprobleme einzelner Rechtsinstitute aufzuzeigen. Das er-
mdoglicht nachfolgend die Ausarbeitung und Annahme der Gesetze zur Beseitigung der
Rechtsprobleme, einschliel}lich doppelter Gesetzauslegung, Regulationsliicken und gegensei-
tigen Widerspruches der Rechtsnormen.

Im Rahmen dieser Arbeit beschranken wir uns auf die Beschreibung und den allge-
meinen Vergleich von nur einigen Schuldarten, weil deren detaillierte Erforschung und aus-
fihrlicher Vergleich nicht das Ziel dieser Arbeit ist. Sowohl flr das russische als auch fiir das
Osterreichische Zivilrecht ist die Aufteilung in ahnliche Schuldarten typisch. Das erklart sich
damit, dass die Zivilsysteme beider Lander eine gemeinsame Grundlage haben — das rémische
Recht. Den Werken zeitgendssischer Zivilisten liegen Werke von rémischen Juristinnen zu-
grunde.
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Schuldarten sind aufgrund verschiedener Kriterien unterteilt. Weiter oben in der Ar-
beit, ndmlich bei der Analyse von Definitionen des “Schuld”-Begriffes, sind wir schon auf ein
solches Kriterium gestoRen — Vorhandensein von Handlung oder Unterlassung bei der Erfil-
lung einer Schuld. Schulden kénnen also in zwei Arten untergeteilt werden: aktive Schulden,
die eine Pflicht vorsehen, eine beliebige, vom Gesetz nicht verbotene Handlung auszufuhren;
und passive Schulden, d.h. eine beliebige Pflicht, irgendwelche Handlungen zu unterlassen,
soweit eine solche Unterlassung nicht zu einer Gesetzesverletzung fiihrt. Diese Aufteilung
stimmt fur beide Staaten und erfolgt direkt aus den Rechtsnormen: Art.307 ZGB RF und
8859, 917 ABGB (vgl. Suchanov 2008:25).

Aufgrund der Bestimmungen des ZGB RF und des ABGB, konnen die nur die
Schuldnerinnen und die Glaubigerinnen betreffenden Schulden abgesondert sein. Solche
Schulden sind relativ. Rechte und Pflichten von Schuldnerinnen und die Gl&ubigerinnen kor-
respondieren, d.h. jede Partei der Rechtsverhaltnisse hat Rechte und Pflichten, die strikt die
andere Partei betreffen. Als Beispiel einer solchen Verbindlichkeit kann der Kaufvertrag an-
gefiihrt werden.

Verpflichtet sich, laut P.1 Art.454 ZGB RF, eine Partei des Kauf- und Verkaufvertrags
(der/die Verkauferin), der anderen Partei (dem/r K&uferin) Eigentum an einer Sache (Ware)
zu Ubergeben; verpflichtet sich der/die Ké&ufer/in, die Ware anzunehmen und eine bestimmte
Geldsumme (einen Preis) dafiir zu zahlen. Geméal? 81053 ABGB wird bei einem Kaufvertrag
die Sache einer anderen Person gegen eine bestimmte Geldsumme Ubergeben. In beiden Fal-
len wird die Person, an der die Sache bei dem Kaufvertrag zu tbergeben ist, sehr genau be-
stimmt; so eine Pflicht besteht nur bei einer bestimmten Person (Personen).

Relativen Schulden stehen absolute Schulden entgegen. Hier steht dem/der Berechtig-
ten ein unbestimmter Kreis der Pflichtigen entgegen. Dazu gehdren, zum Beispiel, Rechtsver-
haltnisse zwischen dem/der Eigentiimerin und allen Dritten; zwischen dem/der Inhaber/in der
ausschlief3lichen Rechte auf Wissenschafts-, Literatur- und Kunstwerke sowie auf andere Er-
gebnisse der geistigen Tatigkeit und allen Dritten. Als Beispiel ist Bundesgesetz tiber das Ur-
heberrecht an Werken der Literatur und der Kunst und Uber verwandte Schutzrechte (Urhe-
berrechtsgesetz) zu nennen. Gemé&R § 16 hat ,,der Urheber das ausschlieRliche Recht Werkstu-
cke zu verbreiten. Kraft dieses Rechtes dirfen Werkstlicke ohne seine Einwilligung weder
feilgehalten noch auf eine Art, die das Werk der Offentlichkeit zuganglich macht, in Verkehr
gebracht werden.” Ein gleichartiges Recht ist vom P.1 Art.1229 ZGB RF vorgesehen: dem-
gemal koénnen Andere keine entsprechenden Ergebnisse der geistigen Tatigkeit oder Indivi-
dualisierungsmittel ohne Zustimmung der/ Rechtsinhabers/in benutzen.

In diesen Rechtsverhaltnissen korrespondiert immer das Recht des/der Eigenttimerin,
des/der Urheberin auf das Ergebnis der geistigen Tatigkeit mit der Pflicht eines unbestimmten
Personenkreises, diese Rechte nicht zu verletzen (vgl. Suchanov 2008:27).

Die praktische Abgrenzung von absoluten und relativen Rechtsverhéltnissen besteht
darin, dass bei der Verletzung eines absoluten Rechtes, Schutz- und Haftungsmalinahmen
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gegen jede/n beliebigen/e Verletzte/n verwendet werden kdnnen; und bei der Verletzung eines
relativen Rechtes, nur die strikt bestimmte Person verantwortlich sein kann, die verpflichtet
ist, mit ihren Handlungen die Belange des Berechtigten zu befriedigen. Dabei bilden sich zwei
eigenstandigen Blocke zivilrechtlicher SchutzmaBnahmen in der Gesetzgebung: der eine ist
zum Schutz absoluter Rechte, der andere — zum Schutz relativer Rechte bestimmt.

Im Zivilrecht der beiden Staaten, sowohl in der Doktrin als auch in normativen
Rechtsakten, kommen héufig die Begriffe der “Hauptschuld” und “akzessorische Schuld”
(von lat. accessorius — Zusatz-, Nebenverpflichtung) vor. Die akzessorische Schuld sichert
gewohnlich die ordnungsgemalie Erfillung von der Hauptschuld, z.B. sichert die Verpflich-
tungen zur Zahlung von Verzugszinsen, oder zur Verpfandung des Vermogens die fristgema-
Re und vollige Riickzahlung eines Bankkredits.

Musterbeispiele von solchen Verpflichtungen sind 81136 ABGB, demgemal} kdnnen
die vertragschlielenden Parteien ein Sonderabkommen treffen, das im Fall einer vollstandigen
Nichterfullung oder einer mangelhaften Leistung ein bestimmter Geldbetrag bezahlt, oder ein
anderes Vermogen erteilt werden soll; Art.330 ZGB RF, demgemal ist ein vom Gesetz oder
Vertrag bestimmter Geldbetrag, den der/die Schuldner/in dem/r Glaubiger/n im Fall der
Nichterfullung oder mangelhafte Leistung , insbesondere im Fall eines Verzugs zahlen soll,
als Verzugszins anzuerkennen.

Neben den oben beschriebenen Verpflichtungsarten sind auch die folgenden Klassen
in der Rechtstheorie aufgeteilt: Geld- und Sachschuld, Schuld in Bezug auf teilbare und un-
teilbare Sachen, Schuld mit besonderer Bedeutung der Person der Verpflichtungspartei
(Art.418 ZGB RF), usw. Im Rahmen dieser Arbeit sind die am haufigsten erwahnten und
wichtigsten Verpflichtungsarten betrachtet und beschrieben (vgl. Suchanov 2008: 30).

5.5. Entstehung von Schuldverhéltnissen

Auf den ersten Blick ist der Gegenstand dieses Kapitels rein theoretisch, kann nur Juristinnen
interessieren und hat keine groRe Bedeutung fiir den/die Ubersetzerin. Aber das stimmt nicht.
Die Erforschung dieser Frage ist von bedeutendem praktischem Interesse fiir den/die Uberset-
zerin.

Die Erforschung der Frage ber die Enstehungsgriinde von Schuldverhéltnissen soll mit dem
Zugriff zum Art. 307 ZGB RF und 8859 ABGB beginnen. Gemé&l P.2 Art.307 ZGB RF ent-
stehen Schuldverhéltnisse aus Vertragen und anderen Geschéften infolge einer Beschédigung,
einer ungerechtfertigten Bereicherung sowie aus anderen in diesem Gesetzbuch angefiihrten
Grunden. Das ABGB weist seinerseits auf ein Gesetz; oder auf ein Rechtsgeschéft; oder auf
eine erlittene Beschadigung hin (vgl. Dullinger 2000:7).
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Der haufigste Entstehungsgrund von Schuldverhéltnissen ist der Vertrag seitens ei-
nes/r Sacheneigentlimers/in oder eines/einer anderen rechtméaRigen Vermogensbesitzer/in (im
gegenwartigen Verkehr auch eines/r Inhabers/in der Urheber-, Patent- und anderen aus-
schlie}lichen Rechte). Dieser ist ein gewohnlicher und auch der hdufigste Grund eines norma-
len Warenaustausches, Dabei handelt es sich nicht nur um Sachenubergabe-, Arbeit- oder
Dienstleistungsvertrage, sondern auch um Vertrage zur Abtretung (Ubergabe) verschiedener
Vermdgensrechte, insbesondere ausschliellicher Rechte und Gesellschaftsrechte (vgl. Dullin-
ger 2000:7).

Der Vertrag ist immer ein zweiseitiges Rechtsgeschaft. Jedoch kdnnen Geschafte auch
einseitig sein und so ist z.B. die Vollmachtserteilung ein einseitiges Verfligungsgeschéft, weil
der Wille des/der Vertreter/in den/die Auftraggeber/in gar nicht kimmern mag und keine Zu-
stimmung des/der Bevollmachtigten braucht. Schuldverhdltnisse entstehen u.a. aus einseitigen
Geschéften. So erzeugt beispielsweise ein im Testament enthaltenes Erbverméchtnis nach
dem Erbfall Schuldverhaltnisse zwischen den Erbfolgerinnen und den Verméachtnisnehmerin-
nen (Art.538 ZGB) oder Schuldverhaltnisse von einen der Erbfolgerinnen gegenuber der an-
deren, das von einem von ihnen testamentarisch ererbte Vermdgen nicht beanspruchen (8532-
534 ABGB).

Es ist zu beachten, dass Schuldrechtsverhdltnisse auch aus Geschéften entstehen, die
gesetzlich nicht vorgesehen sind, aber dem Gesetz nicht widersprechen und aufgrund allge-
meiner Grundlagen und Sinn der Zivilgesetzgebung (P.1 Art.8 ZGB RF) Zivilrechte und
Pflichten erzeugen. Wegen der stetigen Entwicklung und des kompliziertes Warenverkehrs
kann und wird eine entwickelte Gesetzgebung kein abgeschlossenes Verzeichnis von zul&ssi-
gen Geschéften, insbesondere von Vertragen (oder deren Arten) enthalten, unter Bertcksich-
tigung des allgemeinen Grundsatzes der vertraglichen Freiheit. Es ist nur wichtig, dass einzel-
ne Geschafte der Verkehrsparteien den gesetzlichen Verboten und Vorschriften nicht zuwi-
derlaufen sowie den Grundsédtzen und dem Wesen der Privatrechtsregulierung entsprechen
(vgl. Suchanov 2008:38).

Schuldverhéltnisse entstehen auch in Verbindung mit der Begehung von Unrechts-
handlungen zur Beschadigung eines Anderen. Das Wesen dieser Verpflichtungen besteht in
Zivilrechtsverhaltnissen, aufgrund welcher, der/die Beschadigte berechtigt ist, vom/von der
Beschadigten Vermdgensschadenersatz in der Naturalform oder Verlustentschadigung zu for-
dern; sowie in den vom Gesetz vorgesehenen Fallen, immaterielle (moralische) Schéden aus-
zugleichen oder auch die betriebliche Tatigkeit des/der Verursacher/in abzustellen oder auf-
zuhoren.

Normativ sind solche Verpflichtungen im 6sterreichischen Recht, namlich in 81293, festge-
stellt, gem&R dem Schaden jeder Nachtheil heif3t, ,,welcher jemandem am Vermdgen, an sei-
nen Rechten oder an seiner Person zugefiigt worden ist* (§ 1293 ABGB); §1295, demgemaR
ist jedermann/frau berechtigt, vom/von der Beschédiger/in den ,,Ersatz des Schadens, welchen
dieser ihm aus Verschulden zugefugt hat, zu fordern.” Es besteht eine ahnliche Regel im rus-
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sischen Zivilrecht. Geméall P.1 Art.1064 ZGB RF ist jeder Schaden der an der Person oder
Vermdgen eines/r Blrger/in, sowie Schaden der an Vermdgen einer Rechtsperson, zugefiigt
worden ist, vom/von der Beschédiger/in in vollem Umfang zu ersetzen.

Jedoch wird bei der Analyse der die Schadenentstehungsquellen regelnden Normen

das unterschiedliche VVorgehen der zwei Gesetzgebungen offensichtlich. So weist das Osterrei-
chische Recht auf aktive widerrechtliche Handlung, Unterlassung sowie Zufall (81294
ABGB) hin. Das russische Zivilrecht zahlt keine Schadenentstehungsquellen auf, im Gegen-
satz zum/r Gesetzgeberln im ABGB, weshalb die Frage von Haftungsumfang bei einer Unter-
lassung oder einem Zufall durch die Doktrin und die Gerichtspraxis erganzt wird.
Der Hauptunterschied zwischen den beiden Gesetzgebungen liegt jedoch darin, der im §1295
das ABGB darauf hinweist, dass ,,der Schaden durch Ubertretung einer Vertragspflicht oder
ohne Beziehung auf einen Vertrag verursacht worden sein mag.” Im russischen Zivilrecht
hingegen ist die Schadenersatzverpflichtung zu gesetzlichen Schuldverhaltnissen gehort, die
durch die Verletzung von Vermdégens- und Personlichkeitsrechten des/der Beschadigten ent-
stehen.

Ebenso wie jede anderen Rechtsverhaltnisse entstehen die Verpflichtungen aus ver-
schiedenen “Rechtstatsachen” (P.2 Art.307 ZGB RF). Eine Rechtstatsache, als ein Rechtsin-
stitut, ist von praktischem Interesse fiir den/die Ubersetzer/in, weil, obwohl diese dem russi-
schen Zivilrecht gut bekannt und ausdriicklich im ZGB RF befestigt ist, diese im ABGB nicht
gebraucht ist, und das Wort “Tatsache” das im 0Osterreichischen Recht verwendet ist, dem rus-
sischen Wort “Rechtstatsache” nicht identisch ist.

Im russischen Zivilrecht wird die Rechtstatsache als ein einzelner Lebensumstand
(Bedingung, Lage) verstanden, womit die Rechtsnorm die Entstehung, Verdnderung oder
Auflosung des Rechtsverhéltnisses verbindet (vgl. Krasavchikov O.A. 1978:11). Als ein Bei-
spiel der Rechtstatsache kann man die Geburt eines Kindes anfuhren. Die Geburt eines Kin-
des erzeugt die Pflicht von dessen Unterhalt und verleiht jedem von den Eltern zusétzliche
Rechte auf den Verkehr mit dem Kind (vgl. Art.63-65, Familiengesetzbuch der Russischen
Foderation). Rechtstatsachen als Quellen von Verpflichtungsentstehung, -verdnderung und -
auflésung kommen auch im osterreichischen Recht de facto vor. Als Beispiel kann §144
ABGB angefuhrt werden, der die Eltern verpflichtet, sich um ihr minderjéhriges Kind zu
kiimmern, das Kind aufzuziehen, sein Vermogen zu verwalten und das Kind in diesen und
anderen Fragen zu vertreten. (vgl. Stegman 2004:270)

Dagegen ist das Wort ,, Tatsache®, das im 6sterreichischen Recht gebraucht wird (die
Verwendung dieses Wortes ist meistens fur das Strafrecht typisch; z.B. kommt das Wort “Tat-
sache” in § 193 (Ehet&uschung), 229 (Urkundenunterdriickung), 230 Punkt 1 (Versetzung von
Grenzzeichen), oder 255 (Staatsgeheimnis) vor als ein sinnlich wahrnehmbares Ereignis oder
eine Bedingung aus der Gegenwart oder der Vergangenheit zu verstehen. Tatsachen sind be-
stimmte nachweisbare Zustande oder Ereignisse der Gegenwart oder der VVergangenheit (vgl.
Stegman 2004:286)
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Wenn es um Rechtstatsachen geht, ist die Frage von Arten der Rechtstatsachen zu be-
trachten, sowie sind die wesentlichsten und am haufigsten abgesonderten rechtliche Taten und
Ereignisse zu untersuchen. Solcher Aufteilung von Rechtstatsachen liegt das Willensmerkmal
zugrunde, wo das Schlisselkriterium das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein des Wil-
lens ist. Es ist zu bemerken, dass die Frage des Willensvorhandenseins in Handlungen eines
Rechtssubjektes von Juristinnen immer und Gberall gestellt wird, weil ohne diese Antworten
es unmoglich ist, ein Rechtstatsachensystem des Falls aufzubauen, d.h. die Aufbau des Falles
selbst ist mit seinen Subjektbeziehungen und Syllogismen unmdglich. Eine Ubersetzer/in,
der/diemit juristischen Texten arbeitet wird praktisch immer mit diesem System arbeiten. Der
Verstand davon, welche Tatsachen Bedeutung haben und welche Folgen einzelne Umstande
nach sich ziehen und ob diese tiberhaupt rechtlich sind, wird dem/der Ubersetzerin helfen, das
Textverstdndnis zu verbessern und sich auf den flr die Juristinnen wirklich wichtigen Um-
standen zu fokussieren.

Wie weiter oben gesagt, entstehen Schuldverhéltnisse aufgrund von Rechtstatsachen
(rechtlichen Taten), die im russischen Gesetzbuch als “andere Handlungen von natirlichen
und juristischen Personen” bezeichnet werden (88 P.1 Art.8 ZGB RF), d.h. keine Geschafte
sind. Ein solches Institut ist im Osterreichischen Zivilrecht ausdriicklich nicht befestigt; jedoch
besteht dieses de facto und ist in vielen Aspekten mit dem russischen Recht identisch. So liegt
beispielsweise ein Fund oder Schatzfund den Verpflichtungen der Riickgabe der gefundenen
Sache (Art.227 ZGB RF, 8398 ABGB) oder der Abgabe des Schatzes oder eines Teils davon
dem/der Eigentiimer/in des Vermogens wo der Schatz gefunden worden ist (P.1 Art.233 ZGB
RF, 8399 ABGB) entsprechend zugrunde (vgl. Suchanov 2008:16).

Rechtstatsachen — Ereignisse die auRer Menschengewalt sind (89 P.1 Art.8 ZGB RF) —
kdnnen zu den Entstehungsgriinden von Schuldverhéltnissen werden, zum Beispiel die Schiff-
fahrtseroffnung, die dem Beginn der Erfillung von Schifffahrtstransport-Verpflichtungen
zugrunde liegt oder eine Naturkatastrophe, die ein Versicherungsfall laut dem Versicherungs-
vertrag ist, wobei eine Auszahlungsverpflichtung der Versicherungssumme entsteht. Rechtli-
che Taten und Ereignisse sind keine hdaufigen Entstehungsgriinde der Verpflichtungen (vgl.
Suchanov 2008:18).

In einigen Fallen liegen nichtnormative (individuelle) Verwaltungsakte staatlicher und
lokaler Behorden Verpflichtungen zugrunde, soweit diese ausdrucklich als solche im Gesetz
benannt sind (82 P.1 Art.8 ZGB RF). Ein Beispiel, wo ein Akt einer Staatsbehtrde zur
Rechtsquelle wird, ist 8 544 ABGB, geméaR dem politische Verordnungen bestimmen, inwie-
fern ,,Landeseingeborene, die ihr Vaterland oder die Kriegsdienste ohne ordentliche Erlaubnis
verlassen haben, des Erbrechtes verlustig werden.*

Gerichtsurteile sind gesondert zu betrachten, die ebenso Verpflichtungen zugrunde liegen
kdnnen (Pr.3 P.1 Art.8 ZGB RF). So ergibt sich aus einem Gerichtsurteil von der Beschlag-
nahme der nachlassig bewirtschafteten Kulturwerten eines/r Privateigentiimers/in eine Staats-
verpflichtung, diese abzukaufen oder zu versteigern (Art.240 ZGB RF); und ein Gerichtsurteil
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beziglich die beim Vertragsabschluss entstehenden Streitigkeiten bestimmt gemal Art.446
ZGB RF die Bedingungen eines solchen Vertrages, d.h. liegt der entsprechenden Vertragsver-
pflichtung zugrunde. Im Osterreichischen Recht sind Gerichtsurteile auch eine Entstehungs-
quelle von Schuldverhdltnissen. So besagt §798a ABGB, dass wenn ein Gericht ein Uber-
schuldetes Vermogen statt einer Abzahlung [von Schulden] (Vermdgen eines bankrotten Erb-
lassers) Ubergibt, so bildet solch ein Gerichtsurteil seinen Erwerbstitel. Der Eigentumstitel
erzeugt eine riesige Menge von Schulden. Einerseits ist der/die Eigentiimerin berechtigt, zu
besitzen, gebrauchen und zu verfligen tber das Vermogen in beliebiger Weise, z.B. dieses
gegen Gebuhr zu vermieten. Andererseits ist der Eigentiimer berechtigt, von beliebigen Drit-
ten ein Verbot von Besitz, Gebrauch und Verfiigung Uber eine Sache ohne seine Zustimmung
zu fordern (vgl. Suchanov 2008:19).

5.6. Sicherung der Erfullung von Verpflichtungen

In diesem Teil wird das Schlisselinstitut des Schuldrechtes beider L&nder untersucht — «Si-
cherung der Erfullung von Verpflichtungen». Das ist das Schlusselinstitut, weil jede Ver-
pflichtung auf dem Glauben des Glaubigers an die kiinftige Erfillung vom/von der Schuldne-
rin der Handlung zur Befriedigung des Belangs des Glaubigers beruht. Diesem Glauben liegt
vor allem seine Uberzeugung davon zugrunde, dass die ordentliche Erfiillung der zivilrechtli-
chen Verpflichtungen durch zivilrechtliche ZwangsmalRinahmen in Form von entweder Haf-
tungsmaBnahmen oder SchutzmaBnahmen gesichert ist. Der Zweck dieser speziellen rechtli-
chen Besicherungsmittel besteht darin, das Vermogensinteresse des Glaubigers durch beson-
dere Burgschaften zur ordentlichen Erflllung der Verpflichtung vom Schuldner zu sichern
(vgl. Suchanov 2008:50).

Die gegenwartigen russischen und Osterreichischen Gesetzgebungen enthalten Nor-
men, die die rechtliche Besicherungsmittel in Form von kodifizierten Akten befestigen: Blr-
gerliche Gesetzblicher. So mag gemaR P.1 Art.329 ZGB RF die Erfullung einer Verpflichtung
durch eine Vertragsstrafe, ein Pfand, eine Einbehaltung des Schuldnervermégens, Burgschatft,
Bankgarantie, einen Abschlag oder durch andere gesetzlich oder vertraglich vorgesehene Ver-
fahren gesichert sein. Eine dhnliche Norm ist in 81343 ABGB befestigt, gemal} dem die Auf-
lage der Pflicht auf einen/r Dritten anstatt des/der Schuldners/in, sowie die Verpfandung als
rechtliche Mittel der Sicherung [der Erfiillung] einer Verpflichtung und Rechtsbefestigung
durch denen ein neues Recht dem Bevollmé&chtigten gewahrt wird, gelten Dabei ist das Ver-
zeichnis der Verfahren der Verpflichtungserfillung offen. Das ist ausdricklich in P.1 Art.329
ZGB RF festgestellt und folgt aus den Sondernormen des ABGB, z.B. §1336, wo es um die
Bedingungen eines Entschadigungsvertrags (Vertragsstrafe) geht (vgl. Suchanov 2008:84).
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Besicherungsverfahren in beiden Gesetzgebungen koénnen in akzessorische (Neben-
verpflichtungen) und nichtakzessorische Verpflichtungen aufgeteilt sein. Angeld, Blirgschaft,
Pfand sind akzessorische Verfahren. Eine Vereinbarung, die eine der oben genannten Besi-
cherungen einsetzt, liegt einer akzessorischen (Neben-)Verpflichtung (obligationes acces-
sorid) zugrunde, die dazu ausgelegt ist, die Erfullung der Hauptverpflichtung (obligationes
principales) zu sichern. Akzessorische Verpflichtungen, die die Hauptverpflichtung besichern,
kénnen auch unmittelbar aus gesetzlichen Vorschriften, beim Eintritt bestimmter rechtlicher
Tatsachen entstehen. So kann laut Gesetz ein Pfandrecht entstehen, wenn die vom P.1 Art.334
ZGB RF vorgesehenen Bedingungen vorliegen (vgl. Suchanov 2008:24).

Akzessorische Verpflichtungen sind durch einige Merkmale gekennzeichnet. Erstens
hat die Unwirksamkeit der Hauptverpflichtung die Unwirksamkeit der Sicherheitsverpflich-
tung zur Folge, soweit es gesetzlich nicht anders bestimmt ist (P. 3 Art. 329 ZGB RF). Zwei-
tens hat die Unwirksamkeit der Sicherungsnebenvereinbarung die Unwirksamkeit der gesi-
cherten (Haupt-) Verpflichtung nicht zur Folge (P.2 Art.329 ZGB RF). Drittens, soweit ge-
setzlich nicht anders bestimmt, oder nicht anders von den Parteien vereinbart ist oder nicht
zum Wesen des Sicherungsmittels in Widerspruch steht, Ubergehen beim Glaubigerinnen-
wechsel in einer gesicherten Verpflichtung die die Erfullung der Hauptverpflichtung (der ab-
getretenen Forderung) sichernden Rechte auf einen neuen/neue Glaubiger/in (Art.384 ZGB
RF). Die Verpflichtungen, die die Erfillung der Hauptverpflichtung sichern, aber ihrem We-
sen nach nicht akzessorisch sind, sind mit den Hauptverpflichtungen einfach verbunden. Ist
eine einfache, d.h. ohne Akzessorietatsmerkmale oder Verbundenheit zwischen der Haupt-
und Sicherungsverpflichtung vorhanden, kann die Sicherungsverpflichtung sogar bei der Un-
wirksamkeitserklarung der Hauptverpflichtung wirksam bleiben. So bleibt z.B. bei der Un-
wirksamkeit der Hauptverpflichtung die Verpflichtung des Sicherheitsgebers gegeniiber dem
Begiinstigten in Kraft (P.2 Art.376 ZGB RF) (vgl. Suchanov 2008:35).

5.7.Verfahren zur Sicherung der Erfillung von Verpflichtungen

Im Rahmen dieser Arbeit kénnen wir nicht jedes Verfahren zur Sicherung der Erfil-
lung von Verpflichtungen ausfiihrlich untersuchen und beschreiben, weil dies ein For-
schungsgegenstand einer eigenstandigen Abhandlung ist. Im Rahmen dieser Arbeit untersu-
chen wir in die wichtigsten und gebrduchlichsten Besicherungsverfahren: Verzugszinsen und
das Pfand. Verzugszinsen wird in dieser Arbeit ndher betrachtet, weil diese das geldufigste
und gebrauchlichste Besicherungsverfahren ist. Praktisch alle Vertrdge zwischen Handelsun-
ternehmen enthalten Normen, die sich auf die Zahlung von Verzugszinsen beziehen. Auch das
Pfand, eines der nicht effektivsten Besicherungsverfahren, wird in dieser Arbeit erortert.
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Verzugszinsen

Verzugszinsen gehdren zu den altesten und gebrauchlichsten Besicherungsverfahren.
Aullerdem ist dies das einzige Verfahren der Verpflichtungsbesicherung, das gleichzeitig eine
Form der Vermdgenshaftung darstellt. Weiter werden Verzugszinsen im Art.12 ZGB RF auch
als ein Zivilrechtsschutzverfahren und im 81336 ABGB als ein Rechtsbefestigung- und Siche-
rungsverfahren definiert (vgl. Gravke 1950:60).

Unter Verzugszinsen verstanden die romischen Juristen eine hypothetische Vereinba-
rung, die die Pflicht der vertragsbrechenden Partei vorsah, zugunsten der beschadigten Partei
eine Strafe zu zahlen. Laut D.D. Grimm (2003:315) bestand der Zweck einer solchen Verein-
barung nach Verstdndnis der Romerinnen darin, auf die Schuldnerinnen Druck auszuliben
und die Hauptverpflichtung zu sichern. Dabei war die Entstehung der Verpflichtung zur Zah-
lung von Verzugszinsen davon abhéngig, ob der/die Schuldner/in fur das Vertragsbrechen
haftete. Die Parteien konnten in ihren Vertrag eine Strafklausel einschliefen: dadurch bewer-
teten sie die Folgen der Verletzung ihres Rechts, soweit es beim Vertragsabschluss moglich
war. Das Vertragsbrechen war die Bedingung, die die Strafverpflichtung antrieb, die in der
Regel sich in Form einer bestimmten Geldsumme dufRerte und ein Werkzeug einer mittelbaren
Erzwingung des Schuldners zur Erfullung seiner Verpflichtung darstellte.

Verzugszinsen sind daher urspriinglich als ein vertragliches Institut entstanden. In der-
selben Eigenschaft kommen Verzugszinsen im Osterreichischen Zivilrecht und in der russi-
schen Handelspraxis ungefahr am Anfang des XVIII Jh. auf, als die ,,Verzugszinsen* sowohl
die Tatsache der Sdumigkeit des/ der Schuldnerin als auch Rechtsfolgen bezeichnete, deren
Eintritt sich aus der Tatsache der Nichterflllung oder einer unordentlichen Erflllung einer
Verpflichtung ergab. Spater wurden Verzugszinsen im Entwurf des russischen Zivilgesetzbu-
ches 1814 befestigt, was nachfolgend dem Birgerlichen Gesetzbuch der Russischen Féderati-
on zugrunde lag. Wie von M.J. Pergament bezeugt, konnten als Quelle oder Muster fiir § 45
des Entwurfes des Zivilgesetzbuches, wo es um das Verhéltnis der Vertragsstrafforderung und
der Hauptschuld ging, sowohl das franzdsische Burgerliche Gesetzbuch 1804 (Art.1151 und
1152) auch das PreuBische Landrecht (§ 293 u § 311) dienen; jedoch, seiner Meinung nach,
die auf einer umfanglichen theoretischen Forschung beruht, waren die Vertragsstrafenormen
aus dem osterreichischen Recht, namlich vom ABGB entlehnt. Hochinteressant ist hier Fol-
gendes zu bemerken: der Entwurf des Zivilgesetzbuches 1814 erlaubte die Kumulation, aber
nur im Fall, wo es ausdriicklich von den Parteien vereinbart wurde. Den Entwurfsverfasserin-
nen nach enthielt das Osterreichische Gesetz eine ahnliche Bestimmung (8§ 1336). Dieser Um-
stand demonstriert nochmals die Ahnlichkeit des russischen und des osterreichischen Schuld-
rechts, worauf in dieser Arbeit mehrmals hingewiesen wurde. Solche historische Verwandt-
schaft der Rechtsinstitute erklart die &hnliche Regelung der Schuldrechtsverhaltnisse in Russ-
land und Osterreich (vgl. Gravke 1950:69).
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Vom Standpunkt des akzessorischen und nichtakzessorischen Charakters der Verpflichtungen
aus, bilden Verzugszinsen, als eine zivilrechtliche Sanktion, in allen Fallen einen Bestandteil
der gesicherten Verpflichtung selbst und ist ein leuchtendes Beispiel des akzessorischen Besi-
cherungsverfahrens. Deshalb bedeutet die Unwirksamkeit der Hauptverpflichtung immer auch
die Unwirksamkeit des Rechts auf die Verzugszinsen, die ihre Erfillung sichert. Aber die
Unwirksamkeit der Vertragsstrafvereinbarung kann die Unwirksamkeit der gesicherten Ver-
pflichtung nicht nachziehen, weil die Unwirksamkeit eines Teils des Geschéftes die Unwirk-
samkeit anderer Teile davon nicht zur Folge hat, soweit es anzunehmen ist, dass das Geschéaft
sogar ohne EinschlieBung des unwirksamen Teils abgeschlossen worden ware (Anm. Art.180
ZGB RF) (vgl. Suchanov 2002:147).

Die beiden Rechtsordnungen ermdglichen die Parteien der Rechtsverhaltnisse, ihre ei-
genen Zahlungsbedingungen und die Héhe der Verzugszinsen zu bestimmen (Art.330 ZGB
RF, 81336 ABGB), jedoch gleichzeitig erlauben die Gesetzgebungen beider L&nder die Ver-
ringerung der Hohe von Verzugszinsen. Das ist dazu gemacht, um ein Rechtsmissbrauch sei-
tens des/der Glaubigers/in auszuschliel3en. Wenn es um die Mdglichkeit der Verringerung von
Verzugszinsen im russischen und im 0Osterreichischen Recht geht, ist die Regelung von Ver-
zugszinsen unterschiedlich. So ist laut P.2 Art.1336 ABGB die vertragliche Strafe allenfalls
vom/von der Richterln zu verringern, soweit der/die Schuldnerln ihre UbermaRigkeit beweist
oder gegebenenfalls aufgrund der Befragung von Sachkundigen. Das ABGB spricht von der
Pflicht des Gerichtes und somit macht die Norm der Vertragsstrafverringerung fiir die Partei-
en verbindlich; dadurch soll das Gericht, gleichzeitig mit dem Schutz des/der Schuldner/in,
den/die Glaubigerin beschranken. Im Gegensatz zum ABGB weist das russische Burgerliche
Gesetzbuch in Art.333 ZGB RF darauf hin, dass die Verringerung einer Vertragsstrafe ein
Recht und keine Pflicht des Gerichtes ist. Damit hat die russische Gesetzgebung einen rechtli-
chen Mechanismus geschaffen, der einerseits den/die Schuldnerin von einem Missbrauch sei-
tens des/der GlaubigerIn schiitzt, andererseits dem Gericht die Moglichkeit l&sst, die vertrag-
lichen Verhéltnisse zwischen den Parteien unverdndert zu behalten, um den Grundsatz der
Vertragsfreiheit laut Art. 421 ZGB RF zu sichern. Obwohl das Herangehen beider L&nder
unterschiedlich ist, stimmt ihre Sicht auf die Verteilung der Beweislast von Umsténden der
UbermaRigkeit der eingezogenen Vertragsstrafe vollig iberein. In beiden Fallen ist der/die
Schuldner/in pflichtig, die Unangemessenheit der Hohe von Verzugszinsen bezuglich der ver-
letzten Verpflichtung zu beweisen (vgl. Suchanov 2002:143).

Pfand

Eines der wichtigsten und zuverlassigsten Besicherungsverfahren ist das Pfand. Urspriinglich
verkdrpert das Pfand die Idee der Absonderung einer Sache im Schuldnervermdgen, aus deren
Wert eine Befriedigung im Falle der Nichterfullung der Verpflichtung vom/von der Schuldne-
rin dem/der Glaubiger/in gewdahrt werden soll. Bereits im rémischen Recht gehdrte das Pfand
zur Klasse der Rechte an fremden Sachen (jura in re aliena). Anfanglich war die Fiduzia (fi-
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ducia) die Grundform des Pfandes, d.h. der Verkauf der verpfandeten Sache mit dem Recht
ihres Ruckkaufs. Aber sobald der/die Glaubiger/in zum/zur Eigentiimer/in der Sache gewor-
den war, konnte dieser davon verftigen, und der/die Schuldner/in war dadurch des Riickkaufs-
rechtes verlustig. Dies rief eine andere Pfandform ins Leben — Pignus (pignus), bei der
der/dieSchuldner/in nicht das Eigentum (bergab, sondern den Besitz der Sache dem/der
Glaubiger/in. Diese zweite Pfandform wurde sehr weit verbreitet und wurde normativ in einer
riesigen Menge der nationalen Gesetzgebungen befestigt, einschliellich der von Russland und
der von Osterreich (vgl. Novizkii 2004:339).

Zurzeit sind die Definitionen des Pfandes in den Gesetzgebungen beider Lander be-
sonders dhnlich. So ist in Osterreich gemaR 8447 ABGB, das Pfandrecht ,,das dingliche
Recht, welches dem Glaubiger eingerdumt wird, aus einer Sache, wenn die Verbindlichkeit
zur bestimmten Zeit nicht erfullt wird, die Befriedigung zu erlangen.Die Sache, worauf dem
Glaubiger dieses Recht zusteht, heil3t Gberhaupt ein Pfand.” In Russland enthalt P.1 Art.334
ZGB RF den Pfandbegriff und definiert ihn wie folgt: aufgrund eines Pfandes ist der/die
Glaubiger/in unter der pfandgesicherten Verbindlichkeit (Pfandinhaber/in) berechtigt, im Fal-
le der Nichterfiillung oder unordentlicher Erfiillung dieser Verbindlichkeit, vom/von der
Schuldner/in aus dem Wert des verpfandeten Vermdgens (Pfandgegenstand), die Befriedi-
gung vorrangig von anderen Glaubigerlnnen der Person, welcher das verpfandete Vermdgen
gehort (Pfandgeber/in), zu erlangen.

Im Gegensatz zu Verzugszinsen, die aus einem Vertrag entsteht, liegen den Pfandver-
haltnissen sowohl der Vertrag als auch das Gesetz zugrunde. vgl. Suchanov 2002:143).In
diesem Fall weisen die Gesetzgeberinnen beider Lénder ausdriicklich darauf hin, dass es die
zwei Pfandquellen gibt (P.1 Art.334.1 ZGB RF und 8451 ABGB).

Die Absonderung dieser zwei Pfandgriinde ist in Bezug auf Pfandverhéaltnisse sehr
wichtig. Ein gesetzliches Pfand entsteht da, wo der Staat bestrebt ist, die Verpflichtungen der
Vertragsparteien moglichst zu befestigen und Gelegenheiten beider Parteien zum Rechtsmiss-
brauch zu minimieren. Dies kennzeichnet vor allem die Hypothek-Verhéltnisse (8448 ABGB,;
Art.334 ZGB RF).

Die Immobilien sind seit langem von besonderem Wert, ihr Preis und Lebensnotwen-
digkeit fur jeden Menschen verursachten den Einsatz von speziellen Kontrollformen: staatli-
chen Rollen, wo die Eintragungen zum Hauptbeweis des Eigentumstitels oder eines anderen
gesetzlichen Rechts (Besitz, Benutzung) wurden. 81368 ABGB sieht direkt vor, dass ein Im-
mobilienpfandgegenstand in Pfandbiichern eingetragen sein soll. P.1 Art.339.11 ZGB RF ent-
halt eine @hnliche Norm. Eintragungen in Sonderrollen sind eine gute Form der Kontrolle und
des Rechtsschutzes, auch weil die Immobilien, ihrer Natur nach, nicht reell tbergeben sein
kdnnen, da diese meistens radumlich nicht versetzbar sind (vgl. Suchanov 2002:143).

Im Falle der beweglichen Sachen ist die Situation anders gelagert; die Regelung sol-
cher Verhiltnisse macht die Unterschiede in Pfandnormen in Russland und in Osterreich er-
sichtlich. Das ABGB weist direkt auf manche Pfandarten hin. Eine davon ist die Hypothek.
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Eine andere mit der Ubergabe von beweglichen Sachen verbundene Pfandart heit Handpfand
oder Pfand im engeren Sinn. In Russland gibt es keine solche Aufteilung; das einzige Sonder-
pfand in Russland ist die Hypothek. Im Rahmen dieser Arbeit verwenden wir weiterhin den
Begriff des Handpfandes, um die Pfandverhaltnisse in den beiden L&ndern zu beschreiben.
Die Verwendung dieser Terminologie ist auch in Bezug auf Russland moglich, weil das ZGB
RFkein eigenes Fachwort enthalt und die Verwendung des dsterreichischen Fachwortes keine
rechtliche Kollision zur Folge hat. Das Handpfand-Beispiel ist sehr aufschlussreich vom
Standpunkt der Ubersetzungsarbeit (Krilov 2003:7).

Es gibt einen wesentlichen Unterschied zwischen den Handpfandern in Russland und
in Osterreich. GemaR 8451 ABGB, §1368 — 1370 ABGB geht die verpfandete Sache in all-
gemeiner Regel in den Besitz des/der Glaubigers/in tber. Im russischen Zivilrecht gilt eine
gegensatzliche Norm, wobei das verpfandete Vermdgen beim/bei der Pfandgeberin bleibt,
soweit nicht anders von diesem Gesetzbuch, einem anderen Gesetz oder einem Vertrag vorge-
sehen (P.1 Art.338 ZGB RF). Vom Standpunkt der Rechtstheorie aus ist der Unterschied
ziemlich wesentlich, weil dieser sich grundsatzlich durch seine Schutzmittel unterscheidet,
ndmlich in der Verwendbarkeit der Sacheneinhaltung (8471 ABGB, Art.359 BGB RF), aber
in der Praxis keine groRe Schwierigkeit fur die Parteien schafft, weil gemal} dem Vertrags-
freiheit-Grundgesetz die Gesetzgebung beider Lander Parteien die Mdglichkeit, die Verpflich-
tungen der Parteien bezlglich die Handverpfdndung einer Sache nach eigene Ermessen zu
bestimmen gewahrt (Krilov 2003:15).

Generell kann eine bedeutende Ahnlichkeit der Pfandbeziehungen in Russland und in
Osterreich festgestellt werden. Die Gesetzgebungen beider Lander enthalten eine groRe Men-
ge von identischen Normen, die sich auf die Notwendigkeit des/der Pfandinhabers/in bezie-
hen, eine Sache (8459 ABGB, Art.343 ZGB RF) sowie auf die Vollstreckbarkeit der Sache (8
466a ABGB, Art. 342.1 ZGB RF) und in vielen anderen Eigenschaften zu verwahren. Dies
erklart sich durch die gemeinsamen historischen Quellen des Zivilrechts beider L&nder sowie
durch teilweise Entlehnung der obenerwédhnten Besicherungsnormen seitens des/der russi-
schen Gesetzgeber/in.

5.8.Haftung fur Nichterftllung der Verpflichtungen

Die Haftung von Parteien des Rechtsverkehrs fiir Nichterftllung oder mangelhafte Er-
fillung der Verpflichtungen im Laufe ihrer Geschaftstatigkeit ist in Russland durch das 25.
Kapitel des ZGB RF und durch die 13. Abteilung des Osterreichischen Allgemeinen Birgerli-
chen Gesetzbuches geregelt.
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Alle Folgen der Nichterfillung der Verpflichtungen kénnen in 2 Gruppen aufgeteilt
werden: die von den Vertragsparteien vorgesehenen Folgen und die gesetzlich vorgesehenen
Folgen (vgl. Tolstoi 2006: 145).

In der Zivilgesetzgebung beider Lander gilt der “Vertragsfreiheit”- Grundsatz (Art.421
ZGB RF, §878 ABGB), aus dem sich ergibt, dass die Vertragsparteien urspriinglich berechtigt
sind, eine beliebige GroRe und beliebige Folgen der Verpflichtungsverletzung zu bestimmen.
Es ist zu bemerken, dass trotz eines wirklich breiten Bereiches der bestimmbaren Folgen einer
Verletzung der Verpflichtungen, die Maoglichkeiten der Parteien nicht unbegrenzt sind.
Der/die Gesetzgeber/in ist in manchen Féllen berechtigt und in einigen Fallen ausdrucklich
verpflichtet, das Gericht, die Behtrden und die Vermdgenshaftung des/der Schuldnerin ge-
genuber dem/der Glaubigerin zu beschranken. Ein leuchtendes Beispiel einer solchen Be-
schréankung ist, wie oben ausfihrlich dargestellt, die Beschrankung der Hohe der VVerzugszin-
sen. Aber wenn die Beschrankung der Hohe der Verzugszinsen zum Schutz des Privatinteres-
ses verwendet ist, so setzen die Gesetzgebungen in manchen Féllen Beschrankungen zum
Schutz der 6ffentlichen Interessen und zur allgemeinen Rechtsbefestigung ein; dadurch wird
der Geschéftsverkehr stabiler. Solche Beschrankungen sind mit der Ausschliefung der Erzie-
lung eines unbegriindeten Steuervorteils oder eines Finanzvorteils von Gesellschaften und
Privatpersonen ohne Gegenleistung verbunden. Dies betrifft vor allem die Pfandbeziehungen.
So kann §1321 ABGB als ein Beispiel angefiihrt werden, wo direkt darauf hingewiesen ist,
dass so viele Sachen oder Vieh verpfandet sein kénnen wie genug ist, um den Schaden zu
ersetzen. Ahnliche Normen sind im russischen Recht auch befestigt; so ist es in Russland aus-
dricklich verboten, Sachen zu verpfanden, die durch Versteigerung nicht realisierbar sind
(Art.334 ZGB RF). So ist ein Verbot vom Wunsch des Gesetzgebers bedingt, keine Geld-
Ubergabe ohne eine Realgegenleistung zu erlauben (vgl.Tolstoi 2006: 154).

In einigen Fallen enthalten die Gesetzgebungen Normen, die nicht nur Rechte und
Pflichten der Parteien beim Gebrauch irgendeines Besicherungsverfahrens regeln, sondern
auch ihre Finanzfolgen beschreiben. Ein besonderes Beispiel dafiir ist gArt.381 ZGB RF, ge-
mal dem die Partei, die fur die Nichterfullung des Vertrages haftet, und die einen Abschlag
gegeben hat, den Abschlag der anderen Partei lassen soll. Wenn die Partei, die den Abschlag
erhalt, fur eine Nichterfullung des Vertrags verantwortlich ist, soll diese der anderen einen
doppelten Abschlagsbetrag zahlen. Eine d@hnliche Norm gibt es auch in der dsterreichischen
Gesetzgebung — 8908 ABGB.

Ein solches Regulierungsverfahren der Parteienhaftung fir die Nichterfillung der
Verpflichtungen ist im Ganzen sinnvoll und begriindet. Den Parteien wurde eine grof3e Frei-
heit eingerdumt, um die Folgen einer Verletzung der Verpflichtungen zu bestimmen, weil sie
die Finanz- und Erflllungsrisiken abzuschatzen haben.
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5.9. Erloéschen der Schuld

In den Gesetzgebungen beider Lander regelt ein riesiges Feld von Rechtsnormen die Fra-
gen von dem Erldschen der Schuld. Das Gebiet ist so umfanglich, dass sogar einzelne darin
erwéhnte Begriffe zum Gegenstand einer eigenstandigen Abhandlung zweifellos werden kon-
nen.

Die geltende Zivilgesetzgebung der Russischen Foderation enthalt eine Legaldefinition
des Begriffes ,,Schuld” (Art. 307 ZGB RF), jedoch enthdlt keine Definition des Begriffes
»Erléschen der Schuld®. Die oOsterreichische Gesetzgebung enthalt auch keine Definition die-
ses Begriffes. Eine umfassende Analyse von Normen, die das Erléschen der Schuld in den
Zivilgesetzgebungen beider Lander bestimmen, erlaubt zu erschlieBen, dass die Regelung
dieser Fragen sehr &hnlich ist. Ein Schuldverhéltnis erlischt in der Regel nach dem Willen der
Parteien und abgesehen vom Willen der Parteien.

Erloschen der Schuld nach dem Willen der Parteien

Titel Artikel ZGB RF ABGB
Erfullung 408 1412
Reugeld 409 909
Aufrechnung 410 1438
Novation 414 1376
Verzicht 415 1444
Erléschen der Schuld abgesehen vom Willen der Parteien

Titel Artikel ZGB RF ABGB
Konfusion 413 1445
Tod 418 1171
Auflosung der juristischen Person 419 1205
Untergang der Sache 696 1447
Zeitablauf 196 1449

Abbildung 10. Erldschen der Schuld (Quelle: Eigene Darstellung)

Eine Reihe von Rechtsinstituten ist in die Tabellen nicht miteingeschlossen: Zession (Art.
382 ZGB RF, Par. 1392 ABGB), Interzession, Leistung durch Dritte (Art. 313 ZGB RF, Par.
881 ABGB), Anweisung (Art. 391 ZGB RF, Par. 1400 ABGB), usw. Diese Institute sind oft
zu den Erléschungsgriunden gerechnet. Dies ist jedoch nicht korrekt. Die obigen rechtlichen
Mechanismen nur verandern die Verbindlichkeit: ihren Subjektbestand, Gegenstand, Bedin-
gungen der Erflllung, aber lI6sen die Verbindlichkeit selbst keinesfalls auf, weil ihr rechtli-
ches Wesen unveréandert bleibt. Aus den obigen Vergleichstabellen ist es zu erschlieRen, dass
alle bedeutenden Rechtsinstitute die mit der Auflésung der Verbindlichkeiten verbunden sind,
in die Gesetzgebungen beider Lander eingeschlossen sind, und ahnliche Funktionen erfillen.
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6. Arbeitsmethode

Sandrini (1996:167 ff) erarbeitete eine Methode der rechtsvergleichenden Terminologiear-
beit, die Elemente der Terminologiearbeit und der Rechtsvergleichung verbindet. Anhand
dieser Methode wurde das vorliegende Glossar erarbeitet. Das Ziel ist ,,dem Ubersetzer
von Rechtstexten eine solide Basis an Informationen anzubieten, damit die jeweils der spe-
zifischen Translationssituation entsprechenden Strategien eingesetzt werden konnen®
(Sandrini 1996: 167). Die Notwendigkeit fir den Einsatz rechtsvergleichender Methoden
ergibt sich aus der Systemgebundenheit juristischer Terminologie.

»Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen ist die Erarbeitung juristischer Terminologien in
mehreren Sprachen nicht allein eine sprachliche, sondern zugleich eine juristische Aufgabe, die sich nicht
selten der Rechtsvergleichung annéhert. Der Terminologe mu ndmlich nicht nur Unterschiede n der sprach-
lichen Struktur berticksichtigen, sondern auch solche die sich aus der Rechtsordnung ergeben, d.h., er muf}
tberall dort, wo ein identischer Begriff in der Zielsprache fehlt, nicht nur ein Fachwort der Rechtssprache aus
einer in eine andere Sprache ,,Ubersetzen2 sondern zugleich — was wichtiger ist — einen Begriff der einen
Rechtsordnung dem mit der jeweils anderen Rechtsordnung vertrauten Adressaten zuganglich machen.
(Arntz & Picht & Schmitz 2014:171)

Bei einer systematischen rechtsvergleichenden Terminologiearbeit ist der erste
Schritt die Abgrenzung des zu bearbeitenden Fachgebiets von benachbarten Gebieten. In
der vorliegenden Arbeit wurde aus dem Privatrecht das Schuldrecht (Allgemeiner Teil)
ausgewahlt. ,,Die Eingrenzung des terminologisch zu bearbeitenden Bereiches [... ] erlaubt
es, in den verschiedenen Rechtsordnungen alle Begriffe, die innerhalb der einzelstaatlichen
Regelungen zur Losung der Rechtsfrage beitragen, zu identifizieren.” (Sandrini 1996: 174)

Als néchster Schritt erfolgt die einzelne Untersuchung des Schuldrechts in jedem
Rechtssystem. Die Vergleichsgrundlage in der Rechtsvergleichung stellt das konkrete
Sachproblem in Form einer Ausgangsfrage dar (siehe Kap.3.3 funktionale Rechtsverglei-
chung). Die Ausgangsfrage fur die vorgenommene Rechtsvergleichung lautet: Auf welche
Weise regeln die Normen des Schuldrechts die Beziehungen zwischen dem/der Glaubi-
ger/in und der/die Schuldnerin in Osterreich und Russland? Lehrbiicher, Gesetztexte,
Kommentare dienen als Quelle fur die Analyse des Schuldrechts im jeweiligen Rechtssys-
tem.

Aus dem gesammelten Material wurden zuerst die Normen und Regelungen be-
schrieben und dann wurden die Begriffe, die zur Lésung des Sachproblems erforderlich
sind, herausgearbeitet und systematisch geordnet. Nachdem die Begriffe in den beiden
Sprachen erstellt und dokumentiert wurden, kann die Beziehung zwischen den Begriffen
aus der Ausgangs- und der Zielrechtsordnung hergestellt werden. Dies erfolgt nach fachli-
chen Kiriterien, zu denen vor allem die ,,Funktion, die dem einzelnen Begriff innerhalb der
Rechtslésung zukommt, sowie die Einbettung des Begriffs in die systematische Ordnung*
(Sandrini 1996:179) gehoren. Nach dem Vergleich der rechtlichen Grundstruktur bildet der
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Vergleich einzelner Termini den letzten Schritt der Untersuchung. Hierbei konnte festge-
stellt werden, in welchem Aquivalenzverhéltnis sie zueinanderstehen und wo terminologi-
sche Liucken zu finden sind (vgl. Sandrini 1996:167 ff).

7. Glossar

Das vorliegende Glossar wurde nach den Prinzipien der rechtsvergleichenden Terminologie-
arbeit in den beiden Sprachen Deutsch und Russisch unter Zuhilfenahme einschléagiger Quel-
len wie Gesetze, Kommentare, rechtswissenschaftlicher Literatur und einsprachiger (Fach-
)Worterblicher angefertigt. Das Glossar bietet keine fertige Losung, sondern soll dabei helfen,
fallspezifische Entscheidung zu treffen. Es soll fiir Ubersetzerinnen und Dolmetscherinnen als
Hilfsmittel fur die Verwendung von Begriffen und Benennungen in den einzelnen Rechtsord-
nungen dienen.

Die vorliegende Arbeit erhebt aufgrund der Komplexitat keinesfalls Anspruch auf Vollstan-
digkeit. Um den Rahmen der Arbeit nicht zu sprengen, wurde in dieser Arbeit lediglich der
Allgemeine Teil des Schuldrechts betrachtet. Die Arbeit beinhaltet eine Untersuchung der
folgenden Teilgebiete des Schuldrechts:

e  Entstehungsgrinde der Verpflichtungen

e  Verfahren zur Sicherung der Erfillung von Verpflichtungen
e  Haftung fir Nichterfullung der Verpflichtungen

e  Erléschen der Schuld

Jeder deutsch- und russische Eintrag wird mit einer Definition des Fachterminus, Quellenan-

gaben der Definition, Gebrauchsbeispielen mit Angabe der Quelle dargestellt. Ubersetzungs-
vorschlage bei terminologischen Liicken sind mit UV gekennzeichnet.
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DE

Anerkenntnis, f

DEF »,Das echte (konstitutive) Anerkenntnis ist ein Feststellungsvertrag, in dem eine
Partei durch ein einseitiges Nachgeben das von ihr bezweifelte Recht in vollem
Umfang zugesteht.*

QUE https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Justiz/JJT 19881019 OGHO0002_00300B
00501_8800000_000/JJT_19881019_OGH0002_00300B00501_8800000_000.h
tml
,»Die konstitutive Wirkung des Anerkenntnisses ist allerdings abhangig von der

KON Streitbereinigung als Verpflichtungsgrund. Ist den Parteien hingegen klar, dass
das Recht nicht besteht, kann es durch bloRes Anerkenntnis nicht begrundet wer-
den; denn abstrakte Schuldversprechen sind nach Osterr. Recht grundsatzlich
ungaltig.”
http://lwww.zpoblog.de/bgh-unwirksames-anerkenntnis-bei-fehlender-

QUE postulationsfaehigkeit/

RU UV npusnanue nomra, cp.p.

DEF -

QUE -

,,OT HOBallUMW CJICAYCT OTJIMYAaTh AOIOJIHUTCIIBHBIC COIJIAIICHHA, KOTOPLIC HE

KON CO3JIAI0T HOBbIE 00S3aTEIBbCTBA, A JIUIIb JOMOJHAIOT WIM U3MEHSIOT CYIIECTBY-
one. Takoro pojia corjlallieHus MOTYT OTHOCUTBCS K JICMCTBHSM, CBUETEIb-
CTBYIOIIUM O IIpH3HAaHWM A0JiI'a U B ClIy4dac I[CI\/'ICTBI/ITCJ'IBHOCTI/I JOITOJTHUTEIIb-
HBIX.

QUE https://cyberleninka.ru/article/n/priznanie-dolga-kak-pravovoy-fenomen
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DE Angeld, n

DEF »Was bey AbschlieBung eines Vertrages voraus gegeben wird, ist, auller dem Falle
einer besondern Verabredung, nur als ein Zeichen der AbschlieBung, oder als eine
Sicherstellung fur die Erfullung des Vertrages zu betrachten, und hei3t Angeld.*

QUE | 8908 ABGB
»Wenn ein Angeld gegeben, und zugleich das Befugni® des Ricktrittes ohne Be-

KON | stimmung eines besondern Reugeldes bedungen wird; so vertritt das Angeld die Stel-
le des Reugeldes. Im Falle des Rucktrittes verliert also der Geber das Angeld; oder
der Empfanger stellt das Doppelte zuriick*

QUE | §910 ABGB

RU 3a/1aTOK, M.p.

DEF ,»32/IaTKOM TIPU3HAETCS JCHEKHAsT CyMMa, BbIJIaBacMasi OJTHON U3 JIOTOBAPHBAIOIINX-
Csl CTOPOH B CUET MPUUYUTAIOIIMXCS C HEE MO JOTOBOPY IJIATEXEW APYroil CTOPOHE, B
AO0Ka3aTCJIbCTBO 3aKIIOYCHUA JOTOBOpA U B o0ecIieueHre ero UCIoJIHEHu.

QUE |TKP® cT. 380
,,B CJIy4ac¢ COMHCHHA B OTHOLICHUU TOTrO0, ABJACTCA JIM CyMMa, YIUIAYCHHASA B CUCT

KON MIPUYUTAIOIIUXCS CO CTOPOHBI II0 JOrOBOPY IUIATEXEH, 3aJaTKOM, B YaCTHOCTHU
BCJICZICTBME HECOOIOJICHUS MPABHJIa, YCTAHOBJICHHOTO IMYHKTOM 2 HACTOAIICH CTa-
TBH, 3Ta CyMMa CUMTAETCS YIUIAYEHHOW B KAYECTBE aBaHCA, €CJIM HE JIOKa3aHO MHOE. "

QUE |T'KP® cr. 380.3
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DE

Annahmeverzug, m

DEF

»Annahmeverzug des Glaubigers liegt (erst) dann vor, wenn der Glaubiger die vom
Schuldner zur rechten Zeit, am gehoérigen Ort und auf die bedungene Weise angebo-
tene Leistung nicht annimmt.”

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJT _
20140625_0OGH0002_00900B00032_14T0000_000

KON

»Der Schuldner haftet nicht mehr fir leichte Fahrlassigkeit. Ferner hat er Anspruch
auf Ersatz des ihm durch den Annahmeverzug entstandenen Aufwandes, z.B. Ver-
wahrungs- oder Transportkosten. Er kann sich auBerdem durch gerichtliche Hinter-
legung oder Verwahrung von seiner Schuld befreien.*

QUE

https://www.wko.at/service/wirtschaftsrecht-gewerberecht/Leistungs-
_und_Annahmeverzug.html

RU

POCPOYKa KPETUTOPA, XK.p.

DEF

,,KpeIuTOp CYMTAETCS MPOCPOUMBILNM, €CIU OH OTKA3aJICs NPHUHATH IMPEITI0KEHHOE
JOJDKHUKOM HaJJIeKallee UCTIOTHEHUE WIIM HE COBEPIIMWII IEUCTBUH, TPEAYCMOTPEH-
HBIX 3aKOHOM, WHBIMU TPABOBBIMH aKTaM{ HJIA JOTOBOPOM JIMOO BBHITEKAIOMINX W3
o0bluaeB WJIH U3 CYLIECTBA 005S3aTeNbCTBA, JO COBEPIICHUS] KOTOPBIX JODKHUK HE

MOT HUCIIOJIHUTH CBOET0 00s13aTeabCTBa.

QUE

'K P® cr. 406.1

KON

L IpocpouKka KpeauTopa J1aeT JOJKHHUKY MPaBO Ha BO3MELIEHUE MPUYUHEHHBIX MPO-
CPOUYKOH YOBITKOB, €CJIM KPEIUTOp HE JOKAXKET, YTO MPOCPOUKa MPOU30ILIa MO 00-
CTOATEIbCTBAM, 3a KOTOpPbIE HU OH CaM, HU T€ JIMLA, HA KOTOPBIX B CHUJIy 3aKOHA,
MHBIX IIPABOBBIX aKTOB WJIM MOPYYEHHS KpPeIuTopa ObLIO BO3JIOKEHO MPUHSATUE HC-

MOJIHEHUS, HE OTBEYaroT.

QUE

'K P® cr. 406.2
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DE

Aufrechnung, f

DEF

»Aufrechnung ist die Tilgung gleichartiger gegenseitiger Forderungen ohne Leis-
tungsaustausch.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner Teil.
Mincher/NewYork: Springer. S.98

KON

,Durch die Aufrechnung werden mehrere Zwecke erreicht: Sie befreit den Aufrech-
nenden von seiner Schuld (Befreiungszweck) und fuhrt zugleich zur Befriedigung
seiner Forderung (Befriedigungszweck). Durch die gleichzeitige Schuldtilgung und
Befriedigung des eigenen Anspruchs kommt es zur Verrechnung, die das Hin- und
Herschieben der gegenseitigen Leistungen erspart (Verrechnungszweck).*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner Teil.
Mincher/NewYork: Springer. S.98

RU

3a4eT, M.p

DEF

,O053aTeNbCTBO MPEKPAIACTCS MOJHOCTBIO MM YAaCTUYHO 3a4€TOM BCTPEYHOIO
OJTHOPOJHOTO TPeOOBaHUs, CPOK KOTOPOTO HACTYIHMII JTUOO CPOK KOTOPOTO HE YKa3aH
WX OTpe/ie]IeH MOMEHTOM BOCTpeOoBaHMA. B cirydasx, mpenycMOTPEHHBIX 3aKOHOM,
JIOIyCKAETCsl 3a4eT BCTPEYHOI'O OJHOPOAHOIO TpeOOBaHUSA, CPOK KOTOPOrO He

Hactynuil. [[is 3aueTa 10CTaTOYHO 3asiBJICHUST OJTHOM CTOPOHBI.

QUE

'K PO cr. 410

KON

,» He Joryckaercs 3a4eT TpeOoBaHUM:

O BO3MCIHICHUUA Bpe;[a, HpI/I‘II/IHeHHOI‘O JKN3HU UJIIN BI[OpOBLIO;
0 MOKU3HEHHOM COJIEP>KaHUH;

0 B3LICKAHUU AJITMMEHTOB;

10 KOTOPBIM UCTEK CPOK UCKOBOM JaBHOCTH;

B UHBIX CJIydasix, IPEAYCMOTPEHHBIX 3aKOHOM HJIM I0TOBOPOM.

QUE

I'KP® cr. 411

55




DE

Auslobung, f

DEF

,Die nicht an bestimmte Personen gerichtete Zusage einer Belohnung fir eine Leis-
tung oder einen Erfolg (Auslobung) wird durch die 6ffentliche Bekanntmachung ver-
bindlich. Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegenstande hat, ist nur
gultig, wenn in der Bekanntmachung eine Frist fur die Bewerbung bestimmt ist.*

QUE

§ 860 ABGB

KON

,»Die Auslobung kann bis zur VVollendung der Leistung in derselben Form, in der sie
bekanntgemacht wurde, oder einer gleich wirksamen Form widerrufen werden. Hat
jemand die Leistung in schuldloser Unkenntnis des Widerrufs erbracht, hat er den-
noch Anspruch auf die Belohnung (8 860a). Wird die Leistung von mehreren er-
bracht, so gebihrt jenem die Belohnung, der sie zuerst erbracht hat. Bei Gleichzeitig-
keit der Leistung ist der Lohn zu teilen (8§ 860b).“

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner Teil.
Mincher/NewYork: Springer. S.8

RU

nyOJIMYHOE 00CIIaHUE HArpajbl, Cp.p.

DEF

,,JIN110, TyOJINYHO OOBSIBUBIIEE O BBIILIATE ACHEKHOIO BO3HATPAXKIECHUS WU BblJaue
MHOW Harpajsl TOMY, KTO COBEPIIUT yKa3zaHHOE B OOBSBICHUU MPABOMEPHOE Eii-
CTBHE B YCTAHOBJICHHBII B HEM CPOK, 0053aHO BBHIIIATUTh OOCLIAHHYIO Harpauy Jiro-

OOMYy, KTO COBEPIITHJI COOTBETCTBYIOIIEE JeicTBHE.

QUE

'K P® cr. 1055.1

KON

»OTMEHa MMyOJIMYHOTO OOCIIaHMs Harpajabl HE OCBOOOXKIIAe€T TOTO, KTO OOBSBHI O
Harpaje, OT BO3MEIIECHUs OTO3BABIIUMCS JIUI[AM PacX00B, TOHECEHHBIX MU B CBSI-
3M C COBEpIICHUEM YKAa3aHHOTO B OOBSBICHHM JCHCTBUS, B Mpeenax yKa3aHHOU B

O0OBSIBICHUY HArPAJIBL. "

QUE

TK P® cr. 1056
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DE

Bankgarantie, f

DEF

,»,Bei der Bankgarantie wird von einer Bank die Gewahr daftir tbernommen, dass der
Beglinstigte von einem Dritten eine Leistung erhalt.”

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Justiz/JJT 19961126 OGH0002_00400B023
30_96T0000_000/JJT 19961126 OGHO0002_00400B02330_96T0000_000.html

KON

»Steht dem aus einer Bankgarantie Begunstigten in Wahrheit kein Anspruch auf die
durch die Garantie gesicherte Leistung zu, so kann grundsétzlich nur der Auftragge-
ber Bereicherungsanspriiche gegen den Empféanger geltend machen. Diese dem Auf-
traggeber zustehende Leistungskondiktion kann nicht unmittelbar auf § 1431 ABGB
gestutzt werden, weil es bei Abruf der Garantie und Zahlung durch den Garanten
nicht entscheidend auf den Irrtum des Auftraggebers ankommen kann.*

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/JustizEntscheidung.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnum
mer=JJT_19990827_OGH0002_00100B00208_99S0000_000&IncludeSelf=True

RU

OaHKOBCKas rapaHTusd, xX.p.

DEF

,»OIMH U3 croco0oB obecredeHus 00s3aTenbcTB. [1o rpaxkIaHCKOMY 3aKOHOIATEb-
ctBy P® B cuty B.r. 6aHK, MHOE KpEeAUTHOE YUPEKICHUE WIIM CTpaxoBas OpraHu3a-
1y (rapadT) JaroT 1Mo MPockOe Ap. iuia (MpUHIKMIAIA) THCBMEHHOE 0053aTeTbCTBO
yIJIATUTh KPEAUTOpY NMpHHUHUMNANa (6eHeduuapy) B COOTBETCTBUU C YCIOBUSMHU
AaBac€MOIro rapaHTom O6$I3aTeJ'H>CTBa ACHCKHYKO CyMMY IO HNPCACTABJICHUU 6eHe-

dbunrapomM MUCLMEHHOTO TpeOOBaHMs O ee yriare.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/13150/%D0%91%D0%90%D0%9D%D0%9A
%D0%9E%D0%92%D0%A1%D0%9A%D0%90%D0%AF _%D0%93%D0%90%D
0%A0%D0%90%D0%9D%D0%A2%D0%98%D0%AF

KON

,,DAHKOBCKME IrapaHTUU MOT'YT ObITh Pa3HOI'O BU/Ia B 3aBUCUMOCTH OT MOTpeOHOCTEN
KIMeHToB. Hampumep, OaHK MOXET TapaHTUPOBAaTh IUIATEX, BO3BpAT aBaHca,
HaJIeXkalllee UCIIOJHEHNE KOHTpakTa. CyleCTBYIOT TaKXKe rapaHTUU IPEJI0KEHMS,

TaK Ha3blBa€Mbl€ TEHJEPHbIE FapaHTUH, TAMOKEHHbBIE TApAaHTHH U IIpoyee.

QUE

http://www.banki.ru/wikibank/bankovskaya_garantiya/
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DE

Bringschuld, f

DEF

»Ergibt sich hingegen aus der Vereinbarung oder aus Natur und Zweck des Ge-
schafts, dass der Schuldner seine Leistung am (Wohn-)Sitz des Glaubigers zu erbrin-
gen hat, spricht man von Bringschuld®

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner Teil.
Mincher/NewYork: Springer.S. 34

KON

,Die Anderungen sollen zunichst die Zahlung von mit Anonymverfiigung oder Or-
ganstrafverfiigung verhangten Geldstrafen im Uberweisungsverkehr (insbesondere
mit Tele-Banking) ermdglichen. Da die Geldstrafe eine '‘Bringschuld' ist, sind samtli-
che mit der Einschaltung eines Dritten (des Kreditinstitutes) verbundenen Risiken
des Uberweisungsverkehrs der Sphire des Beanstandeten (und Auftraggebers der
Uberweisung) zuzurechnen.

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultF

RU

UV 006s13aTebCTBO, UCIIOIHAEMOE TI0 MECTY JKUTEILCTBA KpeauTopa, f

DEF

QUE

KON

,»ECII MECTO MCIIOTHEHHS 00513aTeIbCTBA HE ONPEIEIEHO 3aKOHOM, MHBIMHU Ipa-
BOBBIMH aKTaMH WJIM JOTOBOPOM, HE SIBCTBYET M3 00bIuaeB MO0 cymiecTBa 005-
3aTeNIbCTBA, UCIIOJIHEHUE JIOJKHO OBITh IPOU3BEIEHO:

10 JICHEXKHOMY 0053aTeNbCTBY 00 yIjIaTe HAIWYHBIX JEHEr — B MECTE JKUTEIIb-
CTBa KPEAUTOPa B MOMEHT BO3HMKHOBEHHS 0053aTEIbCTBA WJIH, €CJIM KPEIUTO-
POM SBJISIETCS FOPUIUYECKOE JIULIO, B MECTE €r0 HAXOK/ECHUS B MOMEHT BO3HHUK-

HOBEHUS 00s3aTENbCTBA

QUE

I'KP® cr. 316.1
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https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=b4f22d7a-14d5-4347-9519-f09d074e710f&Abfrage=Gesamtabfrage&SearchInAsylGH=&SearchInAvn=&SearchInAvsv=&SearchInBegut=&SearchInBgblAlt=&SearchInBgblAuth=&SearchInBgblPdf=&SearchInBks=&SearchInBundesnormen=&SearchInDok=&SearchInDsk=&SearchInErlaesse=&SearchInGbk=&SearchInGemeinderecht=&SearchInJustiz=&SearchInBvwg=&SearchInLvwg=&SearchInLgbl=&SearchInLgblNO=&SearchInLgblAuth=&SearchInLandesnormen=&SearchInNormenliste=&SearchInPruefGewO=&SearchInPvak=&SearchInRegV=&SearchInSpg=&SearchInUbas=&SearchInUmse=&SearchInUvs=&SearchInVerg=&SearchInVfgh=&SearchInVwgh=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=bringschuld&Dokumentnummer=JWT_2013020219_20151218X00

De

Burgschaftsvertrag, f

DEF

»~Wer sich zur Befriedigung des Glaubigers auf den Fall verpflichtet, dal} der
erste Schuldner die Verbindlichkeit nicht erfille, wird ein Birge, und das zwi-
schen ihm und dem Glaubiger getroffene Uebereinkommen ein Birgschaftsver-
trag genannt. Hier bleibt der erste Schuldner noch immer der Hauptschuldner,
und der Biirge kommt nur als Nachschuldner hinzu.*

QUE

§ 1346 ABGB

KON

»Zur Gultigkeit des Burgschaftsvertrages ist erforderlich, dass ,,die Verpflich-
tungserklarung des Burgen schriftlich abgegeben wird“ (8 1346 Abs 2). Der
Burge muss also den Vertrag grundsétzlich eigenhdndig unterschreiben (vgl. 8
886).“

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer. S. 154

RU

JIOTOBOP MOPYYUTENIHCTBA, M.p.

DEF

,110 JOroBOpYy MOPYYUTENBCTBA MOPYUUTENH O0S3BIBACTCSA MEpPEel KPEIUTOPOM
JPYToro Jiia OTBeYaTh 3a UCHOJHEHHE MOCIEIHUM €ro 00s3aTeNIbCTBa MOIHO-
CTBIO WJIM B YacTU. JJOrOBOp MOPYYUTENHCTBA MOXKET OBITh 3aKJIIOUYEH B oOecre-
YeHUE KaK JCHEeXKHBIX, TaK U HEICHEe)KHBIX 00513aTeNbCTB, a TaKXKe B odecrede-

HUE 0053aTeIbCTBA, KOTOPOE BOSHUKHET B OymyIieM.

QUE

I'KPO® cr. 361

KON

,»410TOBOP MOPYUUTENILCTBA JOJDKEH ObITh COBEpIICH B MUCbMEHHON popme. He-
co0JII0/IeHNE MUCbMEHHOM ()OPMBI BiI€UET HEAEHCTBUTEIBHOCTD JOIOBOpa MOpYy-

4UTENBCTBA.

QUE

'K P® cr. 362
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DE

Darlehensvertrag, m

DEF

,»Im Darlehensvertrag verpflichtet sich der Darlehensgeber, dem Darlehensnehmer
vertretbare Sachen mit der Bestimmung zu tibergeben, dass der Darlehensnehmer
Uber die Sachen nach seinem Belieben verfigen kann. Der Darlehensnehmer ist
verpflichtet, dem Darlehensgeber spétestens nach Vertragsende ebenso viele Sa-
chen derselben Gattung und Gute zuriickzugeben.”

QUE

§ 983 ABGB

KON

»Gegenstand eines Darlehensvertrags kénnen Geld oder andere vertretbare Sa-
chen sein. Ein Darlehen kann entweder unentgeltlich oder gegen Entgelt gewahrt
werden. Wenn die Parteien nichts tber ein Entgelt vereinbaren, gilt der Darle-
hensvertrag im Zweifel als entgeltlich.”

QUE

§ 984 ABGB

RU

JIOrOBOP 3aliMa, M.p

DEF

,»,110 ToTOBOpPY 3ailiMa OJHA CTOpPOHA (3ailiMOJIaBeIl) MEepeaacT B COOCTBEHHOCTh
JPYTof CTOpOHE (3aeMIMKY) JCHBIU WU JIPYTHE BEIIM, ONpPEICiCHHBIC POJIO-
BBIMU NPU3HAKaMH, a 3aEMIIUK O0s3yeTcsl BO3BPATUTh 3aiiMOJABIy TaKylO K€
CyMMYy JIeHeT (CyMMY 3aiiMa) WJIM paBHOE KOJUYECTBO JIPYTUX MOJYYEHHBIX UM

BeIlleH TOTO K€ poja U KayecTna."

QUE

I'K PO cr. 807.1

KON

»/IHOCTpaHHas BaJlOTa U BaJIOTHBIE LICHHOCTH MOTYT OBbITh PEIMETOM JIOTOBO-
pa 3aiima Ha Tepputopun Poccutickoit @eneparnuu ¢ coOII0IEHUEM TTPaBUII CTa-
teit 140, 141 u 317 nacrosmero Kogekca. Oco6eHHOCTH NpeAOCTaBICHHS 3aiiMa
IO/l TPOLIEHTHI 3aEMILUKY-TPAKIAHUHY B LIEJSAX, HE CBA3AHHBIX C MPEANPUHU-

MaTeIbCKOU ACATCIIBHOCTBIO, YCTAHABJIIMBAIOTCA 3aKOHaMM."“

QUE

'K P® cr. 807.3
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DE

Eigentumsvorbehalt, m

DEF

»Eigentumsvorbehalt ist die Vereinbarung, dass der Kaufgegenstand bzw. die
Ware bis zur vollstandigen Bezahlung des Kaufpreises und aller damit verbunde-
nen Kosten und Spesen im Eigentum des Verkaufers bleibt.*

QUE

https://www.wko.at/service/wirtschaftsrechtgewerberecht/Eigentumsvorbehalt.ht
ml

KON

,Oft mochte der K&ufer die unter Eigentumsvorbehalt gekaufte Ware bereits vor
der Kaufpreiszahlung weiterverkaufen. Dies ist fir den Verkdufer riskant, da
eine WeiterveraufRerung fir ihn zum Eigentumsverlust fihren kann. Aus diesem
Grund wurde der sogenannte verldngerte Eigentumsvorbehalt entwickelt, bei
dem der Verkaufer die WeiterverdufRerung gegen Vorausabtretung des Weiter-
verkaufspreises gestattet.*

QUE

https://www.wko.at/service/wirtschaftsrechtgewerberecht/Eigentumsvorbehalt.ht
ml

RU

OrOBOpPKa 0 COXpaHCHUU ITpaBa CO6CTB€HHOCTI/I, XK.p.

DEF

,,OTOBOpKa O COXpaHEHHM IpaBa COOCTBEHHOCTH — YCJIOBHE JOrOBOpa KYIUIH-
MPOAAXH, COTJIACHO KOTOPOMY MPOJABELl COXpaHSET MpaBO COOCTBEHHOCTH [0
OIJIaThl TOBapa IOKYyMaTeleM WM /10 HACTYIUIEHUS MHOTO MPeayCMOTPEHHOTO

JIOTOBOPOM 00CTOATENHCTBA.

QUE

I'KP® cr.491

KON

110 00I11eMy IpaBHIly IPaBO COOCTBEHHOCTH Ha TOBAp MEPEXOAUT K MOKYIATETI0
¢ MoMmeHTa ero nepegauu (m. 1 cr. 223 T'K). Bmecte ¢ TeM yka3zaHHBIE TpaBuiIa
SIBJISIFOTCSL IUCHIO3UTUBHBIMU M MOTYT OBITh M3MEHEHBI COTJIAIICHHEM CTOPOH.
OpHUM 13 BO3MOKHBIX BApUAHTOB TAKOTO U3MEHEHHSI BHICTYIIAET TaK Ha3bIBacMasi
OTOBOpPKa O COXpaHEHUM IMpaBa coOcTBeHHOCTU. [Ipu ee MCHOIB30BaHUU TPaBO
COOCTBEHHOCTH Ha MEepEeIaHHYIO BEI[b COXPAHSIETCS 3a MPOJABIIOM U NEPEXOAUT K
MOKYTIAaTEeNI0 IPU HACTYIUIEHUU MPEAYCMOTPEHHOIO COTJIAIIEHUEM CTOPOH YCJO-
BUs (HampuMep, MOJTHOW OIUIAThl 3TOM BEIM WM HACTYIUIEHUS MHOTO OOCTOS-
TenbcTBa). Takas "oroBopka" MOXKET TEKCTyaJIlbHO BKJIIOYATHCS B JOTOBOP KYILUIN-

npojaxu.

QUE

https://gkrf24.ru/statia-491-gk
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De entgeltlicher Vertrag, m

DEF »Bei einem entgeltlichen Vertrage werden entweder Sachen mit Sachen, oder
Handlungen, worunter auch die Unterlassungen gehéren, mit Handlungen, oder
endlich Sachen mit Handlungen und Handlungen mit Sachen vergolten.*

QUE |8917 ABGB
»Wenn ein entgeltlicher Vertrag von einem Teil entweder nicht zur gehdrigen

KON | Zeit, am gehorigen Ort oder auf die bedungene Weise erfillt wird, kann der an-
dere entweder Erfillung und Schadenersatz wegen der Verspédtung begehren
oder unter Festsetzung einer angemessenen Frist zur Nachholung den Ricktritt
vom Vertrag erklére.”

QUE 8918 ABGB

RU BO3ME3/IHBII 10IOBOP, M.p.

DEF »»Z10TOBOP, 110 KOTOPOMY CTOPOHA JTOJIKHA MOJIYYUTh IUIATY WIM UHOE BCTPEUYHOE
MIPEIOCTaBIICHUE 32 UCTIONHEHUE CBOUX 00S3aHHOCTEH, SBISIETCS BOSME3HBIM.

QUE |TKP® cr.423.1
,,HpeBYMHI_[I/IH BO3MC3JHOCTHU OOTOBOpa 0COOEHHO BaKHa, €CJIKM CTOPOHLI 3aKJIIO-

KON | ynnm moroBop, 3aKOHOM HE MPEyCMOTPEHHBIN, HO €My HE NMPOTUBOPEUAITUi, U
YMOJTYQJIX O BCTPEYHOM MPEIOCTaBICHUHU. Takoil TOroBOp SIBIAETCS BO3ME3J-
HBIM, €CJIH HE JOKa3aHa ero 0e3B03Me3IHOCTE.

QUE | http://stgkrf.ru/423
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DE

Erfullung, f

DEF

»Erfullung einer Schuld liegt dann vor, wenn die geschuldete Leistung in der
vereinbarten Qualitdt und Quantitat am richtigen Ort und zur Zeit der Félligkeit
erbracht wird.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.37

KON

»Der Begriff "Zahlung" nach der bezogenen Gesetzesstelle ist der Erfullung im
Sinne des 8 1412 ABGB gleichzustellen. Sie kann zwar auch durch Hinterlegung
oder Aufrechnung bewirkt werden, keinesfalls aber erscheint die Ubernahme der
Verbindlichkeit des bisherigen Schuldners mit schuldbefreiender Wirkung durch
den Kl&ger, wie dies nach den Feststellungen des Berufungsgerichtes im Februar
1953 geschehen ist, zur Herbeiflihrung der Einldsung hinreichend, da auch im
Fall der privativen Schuldiibernahme des Drittzahlers einer fremden Schuld der
Ubergang der Glaubigerrechte unter der Voraussetzung des erklart Einlosungs-
begehrens erst mit Erfillung der Verbindlichkeit eintritt.

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Gesamtabfrage

RU

HCITOJTHEHHUE 0053aTeNbCTB, CP.P.

DEF

,YIcroHeHne 0053aTeIbCTB COCTOUT B COBEPILIEHUU KPEIUTOPOM U JTOJKHUKOM
JIEHCTBUM, COCTABIISIIONINX COJEP)KaHUE UX TMPaB U 00sS3aHHOCTEH, KaK-TO: Tepe-
Jada BEIM, yIUlaTa JCHeT, BhIMOTHEHHEe paboT u T.1. [lo olmmM mpuHIMIam
TpaXXJ1aHCKOT'O ITpaBa OGHS&TGJ’IBCTB& JOJI?KHBI UCITOJITHATHCA B COOTBECTCTBHUU C UX
YCIOBUSIMU U TPeOOBaHUSAMH 3aKOHA, MHBIX MPABOBBIX aKTOB, a MPH OTCYTCTBUH
TaKUX yCIOBUU M TPEOOBAHMH - B COOTBETCTBUHU C OOBIYAsIMU JIETIOBOTO 000pOTa

WA MHBIMH OOBIYHO MPEIbSIBIIEMBIMU TPEOOBAaHUSIMU.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/15157

KON

,,O0s13aTeNbCTBA TOJKHBI UCTIOJTHSITHCS HAAJIeKATUM 00pa3oM B COOTBETCTBUU C
YCIIOBUSIMU 00S53aTeNbCTBA M TPEOOBAHUSIMU 3aKOHA, WHBIX MPABOBBIX aKTOB, a
MPU OTCYTCTBHM TAaKUX YCJIOBHUH M TpeOOBAHW - B COOTBETCTBUU C OOBIYAsIMU

WM UTHBIMH OOBIYHO TIPEIBSBISIEMBIMA TPEOOBAHUSIMH.

QUE

'K P® cr. 309
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https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Gesamtabfrage&Dokumentnummer=JJT_19590204_OGH0002_0060OB00025_5900000_000&ResultFunctionToken=3838fdb2-3b98-43a7-9b12-ec9c6f6ee56b&Position=601&SearchInAsylGH=&SearchInBegut=&SearchInBgblAlt=&SearchInBgblAuth=&SearchInBgblPdf=&SearchInBks=&SearchInBundesnormen=&SearchInDok=&SearchInDsk=&SearchInEbm=&SearchInEbmj=&SearchInGemeinderecht=&SearchInJustiz=&SearchInLgbl=&SearchInLrBgld=&SearchInLrK=&SearchInLrNo=&SearchInLrOO=&SearchInLrSbg=&SearchInLrStmk=&SearchInLrT=&SearchInLrVbg=&SearchInLrW=&SearchInNormenliste=&SearchInPvak=&SearchInRegV=&SearchInUbas=&SearchInUmse=&SearchInUvs=&SearchInVerg=&SearchInVfgh=&SearchInVwgh=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=ABGB

DE

Erflllungsubernahme, f

DEF

,Die Erfullungsubernahme (interne Schuldiibernahme, Belastungsubernahme)
ist ein nicht formbedurftiger Vertrag zwischen dem Schuldner und einem Drit-
ten, in dem sich dieser gegenlber dem Schuldner zur Befriedigung des Glaubi-
gers hinsichtlich einer bestehenden oder kinftigen, zumindest bestimmbaren
Schuld verpflichtet.”

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=
JJT_20130218_OGH0002_00700B00017_13W0000_000

KON

,»,Die zwischen der Kl&gerin und dem Vater am 31. 1. 2001 vereinbarte Erfil-
lungstibernahme ist ein schuldrechtlicher Vertrag ,,iber bewegliche Sachen* im
Sinn des Art 23.2.1. ARB 2006. Gegenstand der Vereinbarung ist die (Geld-
)Unterhaltsverpflichtung der Klé&gerin gegeniber ihrem minderjahrigen Sohn,
uber die sie mit dem Vater die Vereinbarung traf, dass dieser die Unterhaltslast
im Innenverhaltnis zu tragen hat. Aus dem Erfullungsiibernahmevertrag hat die
Klagerin  primar den Anspruch auf Befreiung von der (Geld-
)Unterhaltsverbindlichkeit und dann, wenn sie vom Sohn erfolgreich auf Geld-
unterhalt in Anspruch genommen wird, einen Geldersatzanspruch gegen den
Vater*

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=
JJT_20130218 _OGH0002_00700B00017_13W0000_000

RU

UCIIOJIHEHUE 00513aTeNbCTBA TPETHUM JIUIIOM, CP.p.

DEF

,,BO3JI0’)KEHUE HUCIIOJIHEHUSI 0053aTeNbCTBA JOKHUKOM Ha TPEThE JIUIIO SIBIISIET-
csl IOpUANYECKUM (aKTOM, B pe3yJbTaTe KOTOPOTo 005S3aTeIbCTBO MEXKIY Kpe-
JUTOPOM M JOJDKHMKOM HE MPETEPIEBAET U3MEHEHUM, IPU 3TOM IEPEBOJ J0JIra
Ha HUCIIOJHUTENS HE MPOU3BOIUTCA. JJOIDKHUK OCTaeTcsi 00sI3aHHBIM Iepell Kpe-
JUTOPOM U HECET OTBETCTBEHHOCTH 3a HaJJIeXKalllee UCTIOJHEHHE 0053aTenbCTBa.
Mexny TpeTbUM JTUIOM — HUCIOJHHUTENEM U KPEIUTOPOM HE BO3HHKAET 00s3a-

TEJbCTBA, 3 COOTBETCTBEHHO, B3aUMHBIX IIPaB U 00s13aHHOCTEH.

QUE

http://stgkrf.ru/313.

KON

,»B Cllydasx, €Clii B COOTBETCTBUM C HACTOSILIEN CTaThEU JIOIYCKAETCA UCIIOIHE-
HUE 00s3aTeNbCTBA TPETHUM JIMIIOM, OHO BIIPaBE HCIOIHUTH 0053aTEIHCTBO
TAaKX€ TOCPEICTBOM BHECEHHUs J0JIra B JCMO3UT HOTApUyca WIM MPOU3BECTH
3a4eT C COOJIOJICHUEM IPaBWJ, YCTAHOBJIEGHHBIX HacTosmmM Komekcom miis

IOJDKHUKA.

QUE

https://www.lawyercom.ru/article/21828-ispolnenie-obyazatelstva-tretim-litsom-
osnovaniya-i-pravovye-posledstviya
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De

Falligkeit, f

DEF

»Falligkeit ist jener Zeitpunkt, in dem der Schuldner seine Verpflichtung erfiillen
muss und der Glaubiger die Leistung annehmen soll*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.27

KON

»Rechtzeitige (und auch sonst vertragsgeméfe) Leistung befreit den Schuldner
von seiner Verbindlichkeit. Nichtleistung bei Falligkeit fuhrt zum Schuldnerver-
zug; nimmt der Glaubiger die ordnungsgeméal angebotene Leistung nicht an,
gerat er in Annahmeverzug.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.28

RU

CPOK MCIOJIHEHUS 0053aTeNbCTBA, M.].

DEF

,»,ECI1 0053aTesIbCTBO MPEAYCMATPUBAET WU MO3BOJISET ONPENENUTh JI€Hb €ro
UCIOJHEHUs JTM0O MEepuoJi, B TEYEHUE KOTOPOr0 OHO JIOJIKHO OBITh MCIIOJHEHO
(B TOM 4ncie B ciay4ae, eClid 3TOT IEPUOJ UCUUCISETCSI C MOMEHTA MCIIOIHEHUS
0053aHHOCTEH JAPYroil CTOPOHOW MJIM HACTYIJCHHUS HHBIX OOCTOSTENbCTB,
IPEJYCMOTPEHHBIX 3aKOHOM MJIM JOTOBOPOM), 00513aTENILCTBO MOAJIEKUT UCTION-
HEHMIO B 3TOT JEHb WJIM COOTBETCTBEHHO B JIFOOOH MOMEHT B NpENenax TaKoro

nepuoaa.”

QUE

I'KP® cr.314.1

KON

,»B Cllydasx, Korja o0s13aTeIbCTBO HE MPelyCMaTPUBAET CPOK €r0 UCIIOTHEHUS U
HEC CO,Z[ep)KI/IT YC.HOBI/IH, ITIO3BOJIAKOIIINEC OHpe,Z[G.HI/ITB 9TOT CpOK, a paBHO H B CJ'Iy-
Yasx, KOTJla CPOK HCIIOJIHCHHS 00s3aTelIbCTBA OMPEICIICH MOMEHTOM BOCTPEOO-
BaHHs, 0043aTEIBLCTBO JOJDKHO OBITH MCIOJIHEHO B TEYEHUE CEMU JHEH CO JHSA
NpEIbIBICHHUS KPEAUTOPOM TPEOOBAaHUS O €r0 MCIOJIHEHUH, €CIU 00s3aHHOCTh
UCIIOJIHEHUS B JIPYrOM CPOK HE NPEAyCMOTPEHA 3aKOHOM, UHBIMHU IIPaBOBBIMU
aKTaMH, yCIOBUSAMH OOS3aTEIhCTBA WJIM HE BBITEKAET M3 OOBbIYaeB JIMOO CyIIle-

cTBa o0s3arenscTBa.”

QUE

I'KP®D ct.314.2
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De

Fixgeschéft, n

DEF

»EIn Fixgeschaft liegt dann vor, wenn nach der Vereinbarung feststeht, dass eine
verspatete Leistung nicht mehr als Erftllung angenommen wird.“

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.45

KON

»Beim sog. absoluten Fixgeschaft kommt jedoch ein Erfullungsbegehren nach
Schuldnerverzug von vornherein nicht in Betracht. Als absolut ist ein Fixge-
schaft dann anzusehen, wenn der Schuldner nach Natur und Zweck des Vertrags
ein nachtragliches Bestehen auf Erfullung als vollig ausgeschlossen betrachten
konnte.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.46

RU

CpOYHas CICIKa, XK.p.

DEF

,»ClleNnKa 3a HAJIMYHBIN pacyeT o MOCTaBKe TOBapa OFOBOPEHHOI'O KOJIUYECTBA U

KayecTBa Ha OIpe/IeJICHHYIO AaTy B OyIyllieM, IeHa IPU 3TOM YCTaHaBJIMBAETCA

3apaHee WiM 3a JIEHb JI0 MOCTaBKU. "

QUE

https://yuridicheskaya_encyclopediya.academic.ru/10847/%D0%A1%D0%A0%
D0%9E%D0%A7%D0%9D%D0%90%D0%AF_%D0%A1%D0%94%D0%95%
D0%9B%D0%9A%D0%90

KON

,,BHJIBI CIIEJIOK IO BIMSIHUIO CPOKOB Ha HACTYIUICHUE TPABOBBIX MTOCIEICTBUH 110
ClIeJIKe: CpouHble U OeccpouHble. B OeccpouHBIX ceikax He ONpeaessieTcss HU
MOMEHT €€ BCTYIIJICHUS B ICHCTBHE, HI MOMEHT €€ MpeKpalieHus. Takas caenka
HEMEJICHHO BCTymaeT B cuiy. CHeNkd, B KOTOPBIX OINpPEAETeH JMOO MOMEHT
BCTYIUICHUS CICNIKU B ACWCTBUE, INOO MOMEHT €€ MpeKpalieHus, 1o oba yka-

3aHHBIX MOMEHTA, HA3bIBAIOT CPOUYHBIMU.

QUE

http://www.grandars.ru/college/pravovedenie/vidy-sdelok.html
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https://yuridicheskaya_encyclopediya.academic.ru/10847/%D0%A1%D0%A0%D0%9E%D0%A7%D0%9D%D0%90%D0%AF_%D0%A1%D0%94%D0%95%D0%9B%D0%9A%D0%90

DE

Gattungsschuld, f

DEF »Ist die Leistung von den Parteien nach generellen Merkmalen umschrieben,
liegt Gattungs- oder Genussschuld vor.*

QUE | Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.29
»Der Vertrag, mit dem sich die Kldgerin zur Lieferung von Sand- und Kiesmate-

KON | rial verpflichtete, sei rechtlich als Sukzessiv-Lieferungsvertrag tber eine Gat-
tungsschuld zu qualifizieren. Da das Sand- und Kiesmaterial laut Vertrag ganz
bestimmten Gruben zu entnehmen war, habe es sich um eine begrenzte Gat-
tungsschuld gehandelt.*

QUE | https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken

RU poI0BOE 00S3aTENBCTBO, CP.].

DEF »Ecin 00BeKT 00s3aTenbCcTBA XapaKTepU3yeTCsl MPU3HAKAMHU, CBOWCTBEHHBIMH
1IEJION KaTeropuu JACHUCTBUM, TO 0053aTeLCTBO OYIET POJOBBIM.

QUE | epmeneBuuy I[.®d. 1995. Y4eOHHMK pycCKOTO Tpa)KAaHCKOro mpaBa - M.:
CITAPK, C.280
,,HpnrnameHHe aZIBOKaTa BECTU BCCBO3MOIKHBIC JI€JIa U3BCCTHOI'O ropoaa ABJIA-

KON eTcsi 00s3aTeICTBOM POJOBBIM. B 00s13aTenbCcTBaxX POJOBBIX, KOT/A JACHCTBHE
COCTOUT B T€peave BEIIH, MTOCICIHIS OMPEIEISIETCS CYETOM, BEeCOM, 00BeMOM.

QUE | lllepmieneBuy ['.®D. 1995. VueOHUK pycCKOro TpakIaHCKOro mpaBa - M.:

CIIAPK, C.280
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DE

Geldschuld, f

DEF

,Die Geldschuld ist regelmaRig eine Gattungsschuld auf Leistung von Geld in
Hohe des Nennbetrags (sog. Geldsummenschuld). Die Geldschuld kann in inlén-
discher oder auslandischer Wahrung vereinbart sein.*

QUE

Creifelds, Karl (2000) Rechtsworterbuch. Mincher: Beck

KON

»Eine Geldschuld ist am Wohnsitz oder an der Niederlassung des Glaubigers zu
erflllen, indem der Geldbetrag dort tibergeben oder auf ein vom Glaubiger be-
kanntgegebenes Bankkonto berwiesen wird. Haben sich nach der Entstehung
der Forderung der Wohnsitz oder die Niederlassung des Glaubigers oder dessen
Bankverbindung gedndert, so tragt der Glaubiger eine dadurch bewirkte Erho-
hung der Gefahr und der Kosten fiir die Erfullung.”

QUE

§ 907a ABGB

RU

JACHC)KHOC 0651321TCJ'IBCTBO, Cp.p-

DEF

,»JIeHEXKHOE 0053aTeIbCTBO- 00513aTENIbCTBO, B CUIIy KOTOPOTO JIOJDKHUK Mepeaa-
€T B COOCTBEHHOCTb KPEIUTOPY JCHEXKHBIC 3HAKU B ONPENIEICHHON WU OTpeie-

JUMON cymMme.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/14299

KON

,»B Cllydae, KOrJia COTJIallleHUeM CTOPOH MPEIyCMOTpPEHa HEYCTOHKa 3a HeHc-
TIOJTHEHUE WIIM HEHaJUIeXKallee NCIOTHEHNUE JACHEKHOTO 00s13aTeNbCTBA, PEIy-
CMOTPCHHBIC HaCTOHH_[eI\/Il cTaTbeu MNPOUCHTHI, HC MOAJICIKAT B3BICKAHWIO, CCJIU

WHOE HE MPElyCMOTPEHO 3aKOHOM WJIU JI0TOBOPOM. "

QUE

I'KP® cr. 395.4
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DE

gerichtliche Hinterlegung der Schuld, f

DEF

»Kann eine Schuld aus dem Grunde, weil der Glaubiger unbekannt, abwesend,
oder mit dem Angebothenen unzufrieden ist, oder aus andern wichtigen Griinden
nicht bezahlet werden; so steht dem Schuldner bevor, die abzutragende Sache
bey dem Gerichte zu hinterlegen; oder, wenn sie dazu nicht geeignet ist, die ge-
richtliche Einleitung zu deren Verwahrung anzusuchen. Jede dieser Handlungen;
wenn sie rechtmé&fig geschehen und dem Gl&ubiger bekannt gemacht worden ist,
befreyt den Schuldner von seiner Verbindlichkeit, und walzt die Gefahr der ge-
leisteten Sache auf den Glaubiger.”

QUE

8§ 1425 ABGB

KON

,»,Das Erstgericht wies den Erlagsantrag im Wesentlichen mit der Begriindung ab,
dass sich der Erleger durch die gerichtliche Hinterlegung nicht von einer Schuld
im Sinne des § 1425 ABGB befreien und ein Schuldverhéltnis erfiillen wolle,
sondern der Erlag "gleichsam nur zur eigenen Sicherheit des Antragstellers”, und
zwar um die Bezahlung des Betrages von S 110.000,-- sicherzustellen, erfolgen
solle. Dies widerspreche jedoch § 1425 ABGB.“

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=J
JT_20000915_OGH0002_00700B00050_00D0000_000

RU

BHCCCHHC [0JIT'a B ACIIO3UT CyJa, Cp.p.

DEF

,JICTIOJIHEHHE 0053aTelIbcTBAa BHECEHUEM J0JIra B JCTO3UT BO3MOXKHO, TOJIBKO
eclii oHO (00513aTENBCTBO) SABISETCS JCHEKHBIM JTHOO €ro MPeIMeTOM SBISIOTCS

1eHHbIe Oymary.*

QUE

http://stgkrf.ru/327

KON

»JlJOJDKHUK BIIpaBe BHECTH MPUIUTAIOIINECS C HETO JICHBI'M WJIU IICHHBIC Oymaru
B ACMIO3UT HOTapI/cha, a B cnyqa;lx, YCTaHOB.HeHHBIX 3aKOHOM, B JCIIO3UT CYI[a -
eciu 00s3aTeIbCTBO HE MOXKET OBITh HMCIIOJHEHO JOKHHUKOM BCIICIACTBHE: 1)
OTCYTCTBHS KpEIUTOpa WM JIMIIA, YIIOJHOMOYCHHOTO UM MPHHSATH UCIIOJTHEHUE,
B MecCTe, TJie 00s3aTeIbCTBO JOHKHO OBITh HUCIIOMHEHO; 2) HEIEeeCTIOCOOHOCTH
KpEeIUTOpa M OTCYTCTBUSl Y HEro MpEeJCTAaBUTENs; 3) OUYEBUIHOIO OTCYTCTBHUSA
OHpeI[eJIeHHOCTI/I 110 HOBO,Z[y TOro, KTO ABJIACTCA er,Z[I/ITOpOM 110 OGHB&TGHBCTBy,
B YaCTHOCTH B CBSI3M CO CIIOPOM IO 3TOMY IOBOJY MEXKIY KPEAUTOPOM U JAPY-

TMMH JIMaMu. "

QUE

'K PO cr. 327
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DE

Gesamtschuldner, m

DEF

»Personen, die nach Abgabenvorschriften dieselbe abgabenrechtliche Leistung
schulden, sind Gesamtschuldner. Mitschuldner zur ungeteilten Hand, § 891
ABGB).“

QUE

§ 6 BAO

KON

,Die Stadtgemeinde schreibt eine Grundsteuer fiir Grundbesitz vor, die der im
Einheitswertbescheid genannte Abgabenpflichtige (das ist Ublicherweise der
Eigentimer des Grundstlickes, der Berechtigte oder Inhaber eines Superédifika-
tes) zahlt. Gehort der Steuergegenstand mehreren, so sind sie Gesamtschuld-
ner/innen (Mitschuldner/innen zur ungeteilten Hand; § 891 ABGB)“

QUE

https://www.innsbruck.gv.at/page.cfm?vpath=wohnen/bauen/grundsteuer

RU

COJIUJIAPHBINA TOJDKHUK, M.P

DEF

,,ConmuaapHple JOIKHUKHA — JODKHUKUA B OJHOM 0053aTeNbCTBE, MPEAMET KOTO-
poro HenenuM. ConuaapHOCTh JTOJDKHUKOB MOXKET OBITh YCTAHOBJICHA 3aKOHOM
wi nporoBopoM. Kpenutop umeer mpaBo TpeOOBATh MCIIOTHEHUS O0S3aTENIbCTB
KaK OT BCEX COJUIAPHBIX JOJPKHUKOB COBMECTHO, TaK M OT KaXKJOTO W3 HUX B

OTJEIBbHOCTH, KaK ITOJHOCTHIO, TAK M B YacTH goira."

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/fin_enc/29498

KON

,,/ICTIOTHEHNE CONMIApHON O0053aHHOCTH TOJHOCTHIO OJHHUM U3 JOKHHUKOB
0CBOOOKIaeT OCTANBHBIX JOHKHUKOB OT UCTIOJHEHUS KPEIUTOPY.

2. Ecnu uHOE HE BBITEKAET U3 OTHOILLIEHUN MEXY COMUAAPHBIMU JOJIKHUKAMMU:
1) MOMKHUK, UCIIOTHUBIINKN COMUAAPHYIO O0S3aHHOCTh, UMEET MPaBO perpecc-
HOTO TpeOOBaHMsI K OCTAJIbHBIM JOJKHHUKAM B PaBHBIX JOJSIX 32 BHIYETOM JOJIH,
MMaJaroei Ha HEro CaMoro;

2) HEeyIIaY€HHOE OJJHUM M3 COJMIAPHBIX JTOJDKHUKOB JIOJDKHUKY, UCIIOJIHUBIIIE-
My COJIMJAPHYIO 00S3aHHOCTbH, MAJAET B PaBHOM J0JIe HA ATOTO JOKHUKA U HA

OCTAJILHBIX TOJHKHUKOB."

QUE

I'KP® cr. 325.1.
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DE

Gewabhrleistung, f

DEF

»~Wer einem anderen eine Sache gegen Entgelt Uberlasst, leistet Gewahr, dass sie
dem Vertrag entspricht. Er haftet also dafir, dass die Sache die bedungenen oder
gewohnlich vorausgesetzten Eigenschaften hat, dass sie seiner Beschreibung,
einer Probe oder einem Muster entspricht und dass sie der Natur des Geschaftes
oder der getroffenen Verabredung geméR verwendet werden kann.*

QUE

§ 922 ABGB

KON

»,Die Gewadhrleistung ist im Gegensatz zur Garantie (immer freiwillig) die ge-
setzlich vorgesehene Haftung des Verkaufers/Werkunternehmers (= Ubergebers)
fiir Méngel, die die Ware bzw. Leistung bereits im Zeitpunkt der Ubergabe auf-
weist, auch wenn sich dieser Mangel vielleicht erst spater zeigt (geheimer Man-
gel bzw. verborgener Mangel). Entstehen Méangel erst nach Ubergabe neu, han-
delt es sich dabei um keinen Gewahrleistungsfall.*

QUE

https://www.wko.at/service/wirtschaftsrecht-
gewerberecht/Gewaehrleistung_Schadenersatz.html

RU

A0roBOpHAad rapaHTusd, XK

,»,JlOrOBOpHAasl rapaHTHsl — 3TO JONOJHUTEIbHOE 00S3aTENbCTBO, O KOTOPOMY
MPO/ABELl pydaeTcs 3a TO, YTO TOBap OyJeT COOTBETCTBOBATH TPEOOBAHUIM J0-

roBOpa B TEYEHHE MIPELYCMOTPEHHOI'O UM BPEMEHH (T.H. FapaHTUITHOTO CpoKa).”

QUE

'K PD c1.470

KON

,1103TOMY TiepBas U riaaBHas 3aja4ya, KOTOPYIO PellaeT JOTOBOpHAas rapaHTUs —
MO3BOJIUTh 3aMHTEPECOBAHHON CTOPOHE, MOKYIATENI0 «YCHUJIUTH» 3TO TpeOoBa-
HUE, PacIpOCTPaHUTh TO U3 0oJiee KECTKUX YCIOBUU CT. 469, KOTOpOMY TOBap
JOJKCH COOTBCTCTBOBATH B MOMCHT MCIIOJIHCHUA OOTOBOp4A, Ha HGKOTOpBII\/'I

MIPOMEKYTOK BPEMEHH IOCJIE 3TOTO MOMEHTA.

QUE

http://stgkrf.ru/470
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DE Glaubiger, m

DEF ,Glaubigerin/Glaubiger ist eine Person, die gegen eine andere Person (Schuldne-
rin/Schuldner) einen Anspruch hat.*

QUE | https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/99/Seite.991132.html
»Auch fur Insolvenzglaubiger gilt der Grundsatz der Gleichbehandlung. Ab Er-

KON | 6ffnung des Insolvenzverfahrens darf der Schuldner die Lage einzelner Gléaubi-
ger nicht auf Kosten der anderen verbessern.*

QUE | https://www.wko.at/Content.Node/Service/Wirtschaftsrecht-und-
Gewerberecht/Insolvenzrecht/Glaeubiger_im_Insolvenzverfahren.htmi

RU KpEIUTOp, M.p.

DEF |,Kpeautop B rpa’kaaHcKOM IpaBe CTOpOHA B 00S3aTENIbCTBE, KOTOpas MMEET
npaBo TpeOoBaTh OT APYrol CTOPOHBI - JOKHUKA COBEPILIMTH OINpPE/IEICHHBIC
neicTBus (mepenaTh UMYIIECTBO, BBIIOJHUTH PabOTy, YIIJIATUTh JIEHBIH U T.II.)
100 BO3ACPIKATHCS OT UX COBEPIICHUS

QUE | https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/15749
»»JJOJDKHUK, TIPOCPOUYUBIINN HCTIOJHEHNE, OTBEUALT Mepes] KPeIUTOPOM 3a yOBIT-

KON | k1, mpUYMHEHHBIE MPOCPOYKON, W 3a TOCICJACTBUS CIIy4allHO HACTYMHUBIIEH BO
BpeMs1 POCPOUYKH HEBO3MOKHOCTHU UCIIOJHEHHS

QUE | TKP® ct.405
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De Holschuld, f

DEF ,Lasst sich der Erfullungsort weder aus dem Vertrag noch aus Natur oder Zweck
des Geschéafts bestimmen, so ist — wie erwdhnt — gem § 905 Abs 1 am
(Wohn)Sitz des Schuldners zu leisten. Es liegt eine sog. Holschuld vor.*

QUE | Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.34
,Gerade der Umstand, dass der Gesetzgeber mit § 131 BVergG 2006 ganz be-

KON | wusst die bisherige Holschuld (des Bieters und Nachprifungswerbers) in eine
Bringschuld (des ¢ffentlichen Auftraggebers) umgewandelt hat, zeigt, dass dem
Nachprifungswerber nicht mehr zuzumuten ist, die vom Auftraggeber in seiner
Zuschlagsentscheidung nicht bekannt gegebenen Informationen beim Auftrag-
geber selbst oder im Wege eines Nachprifungsverfahrens zu beschaffen.*
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Resul

QUE

RU UV 06s13aTeIbCTBO, HCIIONHAEMOE TI0 MECTY NPEOBIBAHMS JIOIKHHKA, CP.J.

DEF -

QUE |-
,,ECJII/I MECTO HCIIOJIHCHUA OGHS&TGHBCTB& HC OIIPCACICHO 3aKOHOM, HWHBIMU

KON | npaBOBBIMH aKTaMH WJIM JIOTOBOPOM, HE SBCTBYET M3 OObIYaeB JHOO CyIECTBa
00s13aTeILCTBA, UCIIOJTHEHHE JIOJDKHO OBITh MPOU3BEICHO:
10 BCEM ApPYIUM 0053aTEILCTBAM - B MECTE KATEILCTBA JOJIDKHUKA WJIH, €CIH
AOJDKHUKOM ABJIACTCA FKOPUANYCCKOC JIMIO, B MCCTC €TI0 HaXO)KI[eHI/IH“

QUE |TKP®cr.316
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DE

Insolvenz, f

DEF

»Insolvenz bezeichnet die Situation der Zahlungsunfahigkeit oder Uberschuldung
eines Unternehmens oder einer naturlichen Person. Zahlungsunfahigkeit liegt
vor, wenn fallige Zahlungen nicht mehr geleistet werden konnen. In der Folge
kann ein Insolvenzverfahren (Insolvenz fur Unternehmerinnen/Unternehmer,
Privatkonkurs) eingeleitet werden.*

QUE

https://www.help.gv.at/Portal. Node/hlpd/public/content/99/Seite.991151.html

KON

,»,Die Schuldnerin/der Schuldner ist verpflichtet, binnen 60 Tagen ab Eintritt der
Insolvenz ein Insolvenzverfahren bei Gericht zu beantragen. Die Eréffnung eines
Insolvenzverfahrens wird durch Edikt 6ffentlich bekannt gemacht, wobei das
Verfahren ausdricklich entweder als Konkursverfahren oder als Sanierungsver-
fahren bezeichnet wird (auBerdem erfolgt gegebenenfalls eine Eintragung ins
Firmenbuch).”

QUE

https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/uebernahme_aufloesung/i
nsolvenz/Seite.1880110.html

RU

HECOCTOATCIBbHOCTD, XK.P.

DEF

,,HecoCTosTeIbHOCTh (0aHKPOTCTBO) — MpU3HAHHAS apOUTPAKHBIM CYAOM HIIH
0OBSBICHHAS JOJDKHUKOM HECTIOCOOHOCTH "B TMOJTHOM OOBEME YIOBICTBOPUTH
TpeOOBaHUSI KPEAUTOPOB MO JEHEKHBIM 00s3aTeIbCTBAM M (WJIM) HCIOIHUTH
0053aHHOCTH IO yIJjIaTe O0S3aTeNbHBIX IUIaTeXel" B TEUEHHE TPeX MECALEB B
MOMEHTA, KOrja HacTtynuia nara ux ucnoiHeHus (P3 "O HecoCTOSITEIBHOCTH

(6ankporctBe)" ot 8 stHBaps 1998 r.).“

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16468/%D0%9D%D0%95%D0%A1%D0%
9E%D0%A1%D0%A2%D0%9E%D0%AF%D0%A2%D0%95%D0%9B%D0%
AC%D0%9D%D0%9IE%D0%A1%D0%A2%D0%AC

KON

,,BHEIITHUM TIPU3HAKOM HECOCTOATEIHLHOCTH (OAHKPOTCTBA) MPEATIPUSITHS SIBIIS-
€TCsl IPUOCTAHOBJICHHUE €T0 TEKYINX IUIATEXKEH, eClu MpearpusaTiHe He o0ecte-
YHBACT WU 3aBEJOMO HE CITIOCOOHO 00ECIeYHTh BBIMIOJHEHUE TPEOOBaHUN Kpe-

IUTOPOB B TEUEHHE TPEX MECSIIEB CO JHS HACTYIJIEHUSI CPOKOB UX UCIIOJIHEHUS.

QUE

https://buhgalterskiy_slovar.academic.ru/
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https://buhgalterskiy_slovar.academic.ru/5144/%D0%9D%D0%95%D0%A1%D0%9E%D0%A1%D0%A2%D0%9E%D0%AF%D0%A2%D0%95%D0%9B%D0%AC%D0%9D%D0%9E%D0%A1%D0%A2%D0%AC_%28%D0%91%D0%90%D0%9D%D0%9A%D0%A0%D0%9E%D0%A2%D0%A1%D0%A2%D0%92%D0%9E%29_%D0%9F%D0%A0%D0%95%D0%94%D0%9F%D0%A0%D0%98%D0%AF%D0%A2%D0%98%D0%AF

DE

Konfusion, f

DEF

»,von Vereinigung oder Konfusion spricht man, wenn Glaubiger- und Schuld-
nerposition aus demselben Schuldverhéltnis in einer Person zusammentreffen.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.105

KON

»Zur Konfusion kommt es vor allem dann, wenn ein Glaubiger seinen 4/46
Schuldner beerbt oder umgekehrt. Hat allerdings der Glaubiger die Mdglichkeit,
das vom Schuldner tbernommene Vermdgen — insb. durch Nachlassseparation
gem. § 812 — von seinem eigenen zu trennen, findet gem. § 1445 S 1 keine Kon-
fusion statt.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.106

RU

COBMAJICHUE JOHKHUKA U KPEIUTOPA B OJTHOM JIHIIE, CP.P.

DEF

,O053aTeTbCTBO MIPEKPAIIACTCS COBIAICHUEM JOJDKHUKA U KPEIUTOPa B OJTHOM
JUIIE, €CJIM MHOE HE YCTAHOBJIEHO 3aKOHOM HJIM HE BBITEKAET U3 CYIIecTBa 00s-

3aTeabpcTBa.

QUE

T'KP®D cT.470

KON

,»ECITH K TIOPYUYUTEIIO NMEPEXOAT MpaBa, KOTOPbIMU 00J1a1a KpeauTop B 00s13a-
TENbCTBE MEXKIY KPEOUTOPOM U IMOPYUUTENIEM, TO MOPYUYUTENb CTAHOBHUTHCS
KPEIUTOPOM B 00S3aTENbCTBE, APYrOdl CTOPOHOW KOTOPOrO SIBISETCS TOT K€
camblil nopyuutenb. COOTBETCTBEHHO, B 3TOM CIlIydae NMPOUCXOAMUT COBIAJCHUE
JIOJDKHUKA U KPEIUTOpa B OJTHOM JIHIE (B JIMIE MOPYYUTENs), U B CHUILY CTaThs
413 IT'K PO o6s3arenbcTBO MpEKpaIiaeTcst COBMAICHUEM JOJDKHUKA M KPEIUTO-

pa B OTHOM Ju1ie.

QUE

https://rospravosudie.com/court-samarskij-oblastnoj-sud-samarskaya-oblast-s/act-
575767234/
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DE

Konkurs, f

DEF

»Konkurs ist ein gerichtliches Verfahren der kostensparenden Vermdgensverwer-
tung zahlungsunféhiger Schuldnerinnen/Schuldner. Ziel ist die gleichméaiiige
Aufteilung des Vermdgens auf die Glaubigerinnen/die Glaubiger.”

QUE

https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/99/Seite.990070.html

KON

,»,Beim Konkurs wird das Unternehmen nach Einleitung des Verfahrens in jedem
Fall von der Masseverwalterin/dem Masseverwalter weitergefuhrt. \VVorausset-
zung fur ein Konkursverfahren ist das Vorliegen von Zahlungsunféhigkeit oder
Uberschuldung. Es muss auBerdem ein kostendeckendes Vermdgen vorhanden
sein, das zumindest die Anlaufkosten des Konkursverfahrens deckt. Mangelt es
an kostendeckendem Vermdgen, muss von organschaftlichen Vertreterin-
nen/organschaftlichen Vertretern einer juristischen Person oder von Gesellschaf-
terinnen/Gesellschaftern, deren Anteil an der Gesellschaft mehr als 50 Prozent
betragt, ein Kostenvorschuss geleistet werden.*

QUE

https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/uebernahme_aufloesung/i
nsolvenz/konkursverfahren/Seite.1880400.html

RU

OUYEPETHOCTh YAOBIETBOPEHUS TPEOOBAHHI KPEIUTOPOB, X.p.

DEF

,YIcroTHeHNe 0053aTeabCTB Mepe] KpeAUTOpaMH KPEeIWTHOM OpraHu3alud B
X0J/Ie KOHKYPCHOT'O IMPOM3BOJICTBA OCYILECTBIAECTCS B OUYEPEAHOCTHU, YCTAHOB-
neHHo HacrosmuM DenepanbHBIM 3aKOHOM, ¢ YI€TOM OCOOCHHOCTEH, yCTaHOB-

JICHHBIX HACTOSUM Taparpadom.”

QUE

O®enepanpubiii 3akoH "O HecocTosTenbHOCTH (OaHkporcTBe)', N 127-03,
c1.189.92

KON

,»3AKOHOM YCTaHOBJICHA CIICAYIOIIas OYEPEIHOCTb YAOBIETBOPEHUS TPeOOBaHUI
KpPEAUTOPOB: B MEPBYIO OUYEPEh YIOBIETBOPSIOTCS TPEeOOBAaHUS IPaXKIaH, epes
KOTOPBIMHU JINKBUJIUPYEMOE FOPUANYECKOE JINIIO HECET OTBETCTBEHHOCTh 3a MPH-
YMHEHHME Bpeda JKU3HHM WM 370POBbIO, IMYTEM KaNUTAIW3AlMU COOTBETCTBYIO-
IIMX MOBPEMEHHBIX IUIATeXKEH, a Takke Mo TPeOOBaHUAM O KOMIICHCAI[MH MO-

panpHOTO Bpeaa.

QUE

I'onuapo A.A. 2010. I'paxpganckoe mpaBo (wactm OOmas u OcoOeHHas).
Mocksa: Wolters Kluwer Russia.C.74
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DE Kreditvertrag, m

DEF »Der entgeltliche Darlehensvertrag tber Geld heillt Kreditvertrag; dazu z&hlt
auch ein Vertrag, mit dem ein Geldbetrag zum Abruf zur Verfligung gestellt
wird. Die Parteien dieses Vertrags heilRen Kreditgeber und Kreditnehmer. Das
Entgelt besteht in der Regel in den vom Kreditnehmer zu zahlenden Zinsen; fir
diese gilt § 1000 Abs. 1.

QUE | 8988 ABGB
»Beim Kreditvertrag kann sich eine bestimmte Vertragsdauer nicht bloR aus der

KON | datumsmaRigen Festlegung eines Endtermins ergeben, sondern auch aus den
Vereinbarungen tber den Kreditbetrag sowie Uber die Art der Ruckzahlung des
Kredits und die zu leistenden Zinsen.*
§ 989 ABGB

QUE

RU KPEIUTHBIN JOTOBOP, M.D.

DEF ,,110 KpeTuTHOMY TOTOBOpY OaHK WJIM MHASI KpEeIUTHAs OpraHu3aius (KpeauTop)
00SI3yIOTCSI IPEIOCTAaBUTD JICHE)KHBIE CPEACTBA (KPEIUT) 3aEMIIMKY B pa3Mepe 1
Ha yCJIOBUSX, MPETYCMOTPEHHBIX JO0TOBOPOM, a 3a€MIIUK 0053yeTCsl BO3BPATUTh
IIOJIYYEHHYIO IEHEKHYIO CYMMY U YIUIaTUTh MPOLIEHTHI Ha Hee. "

QUE 'K P® cT.819
»KpeauTop BIIpaBe OTKAa3aTbCs OT MPEAOCTABICHMS 3a€MIIUKY IPEIyCMOTPEH-

KON HOT'O0 KPEOUTHBIM JIOTOBOPOM KPEAUTA ITOJHOCTHIO MIIM YaCTUYHO IIPU HAIIUYNU
06CTO$ITCJ'II)CTB, OYCBHUIHO CBUACTCILCTBYIOINIMX O TOM, YTO HNPEAOCTABJICHHAA
3aeMIIMKY CyMMa He Oy/eT BO3BpallleHa B CPOK.

QUE | TKP® ct.821
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DE

Leistungsstorungen, pl

DEF

»,Von Leistungsstorung spricht man, wenn ein giltig begrundetes Schuldverhalt-
nis, insh. ein wirksamer Vertrag nicht oder nicht ordnungsgemaf erfullt wird,
wenn also die Leistung gar nicht, verspétet, nicht in der geschuldeten Qualitét
oder Quantitat erbracht wird.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.36

KON

,Die allgemeinen Bestimmungen des Leistungsstérungsrechts (88 918- 3/5933b,
1419, 1447) unterscheiden zwischen Verzug, Unmdoglichkeit und mangelhafter
Leistung. Bei der diesbeziiglichen Abgrenzung kommt es zundchst darauf an, ob
eine Leistung erfolgt ist, ob also eine Leistung vom Schuldner angeboten und
vom Gléaubiger Ubernommen worden ist.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.37

RU

UV Henaanexariee UCTIOJHEHUE, CP.p.

DEF

QUE

KON

,»CTOPOHBI 00S3aTENLCTBA JOJDKHBI HCIIOJNHATH €r0 HaANeKaluM 00pa3oM, TO
€CThb ¢ cOOI0ZICHNEM BceX TpeOoBaHMU OroBOpa, 3aKoHa M oObryaeB (cT. 309
'K P®). lnave uCoaHUTENh PUCKYET MIOHECTH HEOIaronpusTHBIC MTOCIEACTBUS
B BUJE BBIIJIAT HEYCTOMKM, KOMIEHCAIUU YOBITKOB, BO3MEILIEHHUS CYAEOHBIX
pacxonos U T. II.

HamexamumM npu3HaeTcss UCIIOTHEHHUE, KOTOPOE COOTBETCTBYET IIECTU KpHUTe-
pusm: 1) HagexXamui KpeauTop; 2) HaAJICKAITUH JTOJDKHHK; 3) HaJIeKaIui
npeaMeT; 4) HaJuIekalee MecTo; 5) HaJlIeKalui CpoK; 6) HaIeKaui criocod

UCOOJIHEHUS

QUE

https://www.lawyercom.ru/question/63989-ponyatie-nenadlejashchee-
ispolnenie-obyazatelstv
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DE

Mangelfolgeschaden, m

DEF

»,Hat der Glaubiger sein Gewaéhrleistungsrecht geltend gemacht, dann kann er
aullerdem Ersatz fur jene Schaden fordern, die aufgrund der Mangelhaftigkeit der
Leistung an seinen sonstigen Rechtsgitern entstanden sind. Dabei handelt es sich
um die sog. Mangelfolgeschéaden.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S. 85

KON

»Der Klager begehrt (nur) Schadenersatz. Die noch verfahrensgegenstéandlichen
Anspriiche betreffen einerseits jene Kosten, die zur Beseitigung des Mangels,
den er in der Unterlassung einer geordneten Ableitung der aufgetretenen Hang-
wasser erblickt, erforderlich sind; andererseits erfassen sie jene Kosten, die zur
Beseitigung der Feuchtigkeitsschaden im Keller des Hauses des Klagers notwen-
dig sind. Der Kléager verlangt daher Schadenersatz sowohl wegen des Mangel-
schadens (= der in der Mangelhaftigkeit einer Leistung liegende Nachteil), als
auch wegen eines Mangelfolgeschadens (= weiterer Schaden, der durch die man-
gelhafte Leistung dem Kl&ger entstanden ist).”

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJ

T_20140122_0OGH0002_00300B00191_13D0000_000

RU

UV ymepO, npuuuHEHHBINA BCIEIACTBUE HEAOCTATOUYHOCTH HCIIOJHEHUS 00s13a-

TEJIbCTB, M.P.

DEF

QUE

KON

,»B 9TOM cilyyae MOCTaBIIMK 005M3aH MPUIIOKHUTH BCE YCHIIUS JUIs YCTPAaHEHHs He-
JOCTaTKa WX ITOCTABKU JPYroro u3aenus B3ameH. Kareropuueckn ocraercs mpa-
BO Ha BO3MeIlleHUE YOBITKOB COTJIACHO IMOJIOKEHMSIM 3aKoHa. B wacTtHocTH, mO-
CTaBIIUK JIOJDKEH BO3MECTUTH HaM JIH0OOH yiiepO, B TOM YUCIIe U UMYIIECTBEH-
HBI yiiepO, HaHECEHHBIH BCIEACTBUE HEJOCTATOYHOCTH HCIIONHEHUS 00s3a-
TEJIbCTB, BOBHUKIIMKA U3-3a OTCYTCTBHSI OTOBOPEHHBIX CBOIMCTB M/WJIM BCIEICTBHE

pourx AePEeKTOB, 32 KOTOPHIC OTBEYAET MOCTABIIHUK.

QUE

http://www.alno.ru/alnosys3/297.0.ru.html
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De

Naturobligationen, pl

DEF

QUE

KON

»Eine besondere Kategorie stellen die Naturalobligationen (natlrliche oder un-
vollkommene Verbindlichkeiten) dar. Sie werden auch als Schulden ohne Haf-
tung bezeichnet, weil sie nicht zwangsweise durchsetzbar sind. Dennoch handelt
es sich dabei um wirkliche Schulden. Daraus folgt vor allem, dass eine Leistung,
die zur Erfullung einer Naturalobligation erbracht wurde, nicht zuriickgefordert
werden kann (s 8 1432). Naturalobligationen sind insb. die in § 1432 ausdriick-
lich genannten verjdhrten und formungultigen Schulden, weiteres die Verbind-
lichkeiten aus Spiel und Wette (8§ 1271), soweit diese erlaubt sind*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.13

RU

HaTypaJlbHbIC 06513aTeJII>CTBa, MH.Y.

DEF

,2HaTypalbHble 0053aTEBLCTBA - B PUMCKOM U COBPEMEHHOM T'PAKIAHCKOM IIpa-
Be 00s3aTeNLCTBA, HE MOJIB3YIONIMECs UCKOBOW 3aluTON (Hamp., 00s3aTenbcTBa
n3 mapu). OTHAKO BBITIJIAYEHHOE IO TAKOMY 00s3aTEIhCTBY HE MOXKET OBITh HC-

TpeOoBaHO 0OpPATHO KaK HE JOJKHO yIJaueHHoe.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16362

KON

»JlCHCTBYIOIIIEMY 3aKOHOJIATSIbCTBY M3BECTHBI M JIPYTUE BHJBI HATYPaIbHBIX
00s13aTeIbCTB (00513aTEIBLCTBA, OOCCIICUCHHBIC HE MCKOM, a CJIOBOM M YECThIO
noJkHUKa). HanmpumMep, HaTypallbHbIE 0053aTeNbCTBA CYIIECTBYIOT MPU HCTEYE-

HUU CpoKa UcKoBo# gaBHocTH (cT. 195 T'K).“

QUE

AoboBas T.E., Kabankuna A.J[. 2003.KommeHTapuii k ['pak1aHCKOMY KOJIEKCY
Poccuiickoit ®denepanuu. Yacts Bropas. M., 2003. C. 72.
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DE

Novation, f

DEF

»Eine Novation im Sinne des § 1376 ABGB ist die Umanderung des Schuldver-
haltnisses, die in der Anderung des Rechtsgrundes oder des Hauptgegenstandes
einer Forderung besteht.”

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/JustizEntscheidung.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnu
mmer=JJT_20031203_OGHO0002_00700B00214_03A0000_000&IncludeSelf=T
rue

KON

,Dass eine bestehende Schuld durch eine ungultige Novation nicht beriihrt wird,
ist selbstverstdndlich. Die Aufhebung des Neuerungsvertrages (z.B. durch An-
fechtung oder Rucktritt) fihrt zum Wiederaufleben der alten Verbindlichkeit*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Miincher/NewYork: Springer, S.110

RU

HOBAIIHSI JIOJITa, XK.p.

DEF

,,HOBaIs 0ra — OIMH U3 CIOcO00B MpeKpalieHus o0s3aTenscTB. CorinacHo Cr.
414 T'K P® "006s3aTenbCTBO MPEKPAIIAETCsl COTJIAIEHHEM CTOPOH O 3aMEHE Iep-
BOHAQYaJIbHOTO 0053aTeNbCTBA, CYIIECTBOBABLIETO MEXIY HUMH, APYrUM 00s3a-
TEIBCTBOM MEXIY TEMH K€ JIMLAMH, IIPEelyCMaTpUBAIOIIUM MHOM NMpEAMET WIN

coco0 UCIIONMHEHUS.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16477

KON

,»3aMEHa JIONra 3aeMHBIM 0053aTeTLCTBOM OCYIIECTBIISIETCSI C COOMIOACHHEM Tpe-
OoBanuii 0 HoBanmu (ctaThs 414) u coBepiiaercs B Gopme, MPeayCMOTPEHHOM

JUTS 3aKJTFOYEHMS JTIoToBopa 3aiima (craths 808).

QUE

'K P® c1.818
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DE Pfand, n

DEF ,Das Pfandrecht ist das dingliche Recht, welches dem Glaubiger eingerdumt
wird, aus einer Sache, wenn die Verbindlichkeit zur bestimmten Zeit nicht erftllt
wird, die Befriedigung zu erlangen. Die Sache, worauf dem Glaubiger dieses
Recht zusteht, heil3t Uberhaupt ein Pfand.*

QUE 8 447 ABGB
»Als Pfand kann jede Sache dienen, die im Verkehre steht. Ist sie beweglich, so

KON wird sie Handpfand, oder ein Pfand in enger Bedeutung genannt; ist sie unbe-

weglich, so heil3t sie eine Hypothek oder ein Grundpfand.”

QUE § 448 ABGB

RU 3aJI0T, M.p.

DEF »B TPaXITaHCKOM TIpaBe OAMH U3 OCHOBHBIX CIOCOOOB obOecriedeHust 00s13a-
tenbeTB. [lo 'K P® B cuny 3. kpenutop mo obecrieueHHOMY 3. 0053aTENIbCTBY
(3ayorojep kaTeNib) HUMEET IIPABO B CIydae HEHUCIIOTHEHUS TOJDKHUKOM 3TOTO 005-
3aTCIIbCTBA IMOJNYYUTH YAOBJIICTBOPCHUC N3 CTOMMOCTH 3aJIOKCHHOI'O MMYIIICCTBA
MPEUMYIIECTBEHHO Iepell JPYTUMH KpeIuTopaMu (3a U3BATHSAMH, YCTAHOBIICH-
HBIMU 3aKOHOM). B kauectBe 0coObix BuioB 3. 'K P® BeIAEnseT umoreky, 3amnor
TOBapOB B 000pOTeE, 3aJI0T BEIIeH B lomOape.

QUE | https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/14814
»3AJIOT MEXIY 3aJI0roJaTeleM M 3aJ0roJepKaTeleM BO3HUKAET HAa OCHOBAHHUH

KON | moroBopa. B ciy4asix, ycTaHOBJIEHHBIX 3aKOHOM, 3QJI0T BOZHHKAET MPU HACTYILIE-
HUM YKa3aHHBIX B 3aKOHE 00CTOATENHCTB (3aJI0T HA OCHOBAaHHH 3aKOHA).

QUE |TKP® cr.334.1
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DE

Quittung, f

DEF

,Der Zahler ist in allen Féllen berechtiget, von dem Befriedigten eine Quittung,
nahmlich ein schriftliches Zeugnif3 der erfullten Verbindlichkeit, zu verlangen. In
der Quittung mufl} der Nahme des Schuldners und des Glaubigers, so wie der Ort,
die Zeit und der Gegenstand der getilgten Schuld ausgedriickt, und sie muf3 von
dem Gl&ubiger, oder dessen Machthaber unterschrieben werden. Die Kosten der
Quittung hat, wenn nichts anderes vereinbart ist, der Glaubiger zu tragen.*

QUE

8§ 1426 ABGB

KON

,»Die Quittung ist idR eine Wissenserklarung. Sie begrindet die Vermutung, dass
der Schuldner tatséchlich erfiillt hat. Dem Glaubiger steht jedoch der Beweis des
Gegenteils offen.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band I1: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.94

RU

pacmucka, x.p.

DEF

,»Pacrucka — OJTHOCTOPOHHUN JOKYMEHT C TOJIHUCKHIO, YIOCTOBEPSIIOMMA (hakT
MOJTYYCHHST 4ero—JIn00 (Hamp., UCIIOTHEHHUS 10 00s3aTENbCTBY, YIAOCTOBEPEHUS,
JUIEH3UU, UHCTPYKTaXKa M0 TEXHUKE 0e30IacHOCTH, MOBeCTKH). B mpase siBis-
€TCsl OJTHUM U3 BUJOB JI0KA3aTEJIbCTB MUChbMEHHBIX. B HEKOTOPBIX CllydasiX CBH-

JETENBCTBYET O 3aKJIIOYEHUH 10r0BOpa. "

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/17828

KON

,,PaCHI/ICKa B MNOJYYCHHHU IACHCIKHBIX CPCACTB ABJIACTCA HAJICKAIIUM OOKa3a-
TCJIIBCTBOM OTCYTCTBHA 3aJOJIPKCHHOCTU 34 BBIMIOJIHCHHBIC paGOTBI, HCCMOTpPs Ha
TO 4YTO OIllaTa HAJIMYHBIMU CPCACTBAMHU HE€ COOTBCTCTBYCT IIpaBUJIaM pPaCyYCTOB

MEXy OPUINYESCKUMU JIUIIaMH.

QUE

http://www.consultant.ru/cons/cgi/online.cgi?req=doc;base=PSP;n=6;dst=11392
5#0851264312780456
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DE

Reugeld, n

DEF

»Wird bey Schliefung eines Vertrages ein Betrag bestimmt, welchen ein oder der
andere Theil in dem Falle, dal?3 er von dem Vertrage vor der Erftllung zurtcktre-
ten will, entrichten muB; so wird der Vertrag gegen Reugeld geschlossen. In die-
sem Falle muB entweder der Vertrag erfullt, oder das Reugeld bezahlet werden.*

QUE

§ 909 ABGB

KON

»Entgegen der Ansicht der Kléagerin, dass es sich bei der Vereinbarung einer
Vorfalligkeitsentschadigung um eine Vertragsstrafe im Sinn des § 1336 ABGB
handle, sei diese Art ,,Losungsbefugnis® nicht als pauschalierter Schadenersatz,
sondern als Reugeld im Sinn des § 909 ABGB zu qualifizieren: In der Klausel
uber die Vorfalligkeitsentschadigung werde der Kléagerin als Bankkundin das
Wahlrecht eingeraumt, den Kreditvertrag unter Einhaltung einer 6-monatigen
Kundigungsfrist zu kindigen oder vorzeitig Kreditriickzahlungen ohne Einhal-
tung einer Kindigungsfrist, aber unter Vorschreibung einer Vorfélligkeitsent-
schadigung zu leisten.”

QUE

https://www.jusline.at/entscheidung/527666

RU

OTCTYITHOE, CP.].

DEF

,OTCTyITHOE — B TPaXIAHCKOM IIpaBe OIpE/EICHHbIE MaTepHajbHble Onara
(I[GHI:FI/I, I/IMYH_IGCTBO nu T.H.), HpeI[OCTaB.H}IeMBIe 110 COIJIAIIICHUIO CTOpOH B3aMCH
WCTIONMHEHUsT 00s3arenbeTBa. OQUH M3 CIOCOOOB MPEKpaIICHUsT 005S3aTelbCTB.

Pa3mep, cpoku u nopsaok npenoctasienus O. ycTaHAaBIMBAIOTCS CTOPOHAMHU.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16855

KON

,»110 COTJIallIEHUIO CTOPOH 0053aTEIBLCTBO MOXKET OBITh MPEKPAIICHO MPEI0CTaB-
JICHHUEeM OTCTYIHOIO - YIIATOM JEHEKHBIX CPEACTB WJIM Ieperadeil HHOTO UMYy-

mecrTna.”

QUE

'K P® cr.333
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https://www.jusline.at/entscheidung/527666
https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16855

De

Schadenersatz, m

DEF

~Hat der Ubergeber den Mangel verschuldet, so kann der Ubernehmer auch
Schadenersatz fordern. Wegen des Mangels selbst kann der Ubernehmer auch als
Schadenersatz zunéchst nur die Verbesserung oder den Austausch verlangen. Er
kann jedoch Geldersatz verlangen, wenn sowohl die Verbesserung als auch der
Austausch unmaglich ist oder fir den Ubergeber mit einem unverhaltnismaRig
hohen Aufwand verbunden ware. Dasselbe gilt, wenn der Ubergeber die Verbes-
serung oder den Austausch verweigert oder nicht in angemessener Frist vor-
nimmt, wenn diese Abhilfen fiir den Ubernehmer mit erheblichen Unannehm-
lichkeiten verbunden waéren oder wenn sie ihm aus triftigen, in der Person des
Ubergebers liegenden Griinden unzumutbar sind.*

QUE

§933a. 1.2.

KON

»Eine wirksam ordentliche Kiindigung ist in aller Regel keine zu Schadenersatz
verpflichtende schuldhafte Vertragsverletzung. Eine wirksame ordentliche Kin-
digung kann eine zum Schadenersatz verpflichtende schuldhafte Vertragsverlet-
zung sein, wenn sie gegen eine - vertraglich oder gesetzlich begriindete - schuld-
rechtliche Klindigungsbeschréankung verstoRit.*

QUE

https://www:.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken

RU

BO3MEIIICHHE YOBITKOB, CP.p.

DEF

»,B03MelIeHne yObITKOB — MHCTUTYT I'PaXAAHCKOTO MpaBa, B COOTBETCTBUU C
KOTOPBIM JIMIIO, PAaBO KOTOPOI'O HApyIIEHO, MOXKET TpeOOBaTh MOJTHOIO BO3Me-
IICHHS] IPUYNHEHHBIX €My YOBITKOB, €CIIM 3aKOHOM WIIU JOTOBOPOM HE IMpEay-

cMoTpeHo B.y. B MeHbIIEM pazmepe.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/13758

KON

,»ECIH JIU110, HApyIIUBIIEE MPaBO, MOIYUYUIIO BCIEICTBUE 3TOTO JOXOMAbI, JHIIO,
IIPaBO KOTOPOI'O HAapyIIEHO, BIIpaBe TpeOOBaTh BO3MEILEHUS HAPSAAY C APYTUMU

yOBbITKaMU YIYIIEHHOH BBITOJBI B pa3Mepe HEe MEHBIIIEM, YeM TaKhe JOXObI.

QUE

Cratbsa 15.1
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https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=f85a1bb3-6d57-4720-921441bb63ca4770&Abfrage=Gesamtabfrage&SearchInAsylGH=&SearchInAvn=&SearchInAvsv=&SearchInBegut=&SearchInBgblAlt=&SearchInBgblAuth=&SearchInBgblPdf=&SearchInBks=&SearchInBundesnormen=&SearchInDok=&SearchInDsk=&SearchInErlaesse=&SearchInGbk=&SearchInGemeinderecht=&SearchInJustiz=&SearchInBvwg=&SearchInLvwg=&SearchInLgbl=&SearchInLgblNO=&SearchInLgblAuth=&SearchInLandesnormen=&SearchInNormenliste=&SearchInPruefGewO=&SearchInPvak=&SearchInRegV=&SearchInSpg=&SearchInUbas=&SearchInUmse=&SearchInUvs=&SearchInVerg=&SearchInVfgh=&SearchInVwgh=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=+Schadenersatz+&Dokumentnummer=JJR_19591008_AUSL000_002AZR00501_5600000_002
https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/13758

DE Schickschuld, f

DEF ,»Ist nach der Vereinbarung der Schuldner bloR verpflichtet, den Leistungsgegen-
stand an den Glaubiger zu versenden, liegt eine sog. Schickschuld vor. Erful-
lungsort bleibt im Zweifel der Sitz des Schuldners; dieser ist allerdings zur Ab-
sendung des Leistungsgegenstandes an den Glaubiger verpflichtet. Das Ubermitt-
lungsrisiko (Transportgefahr) tragt hingegen der Glaubiger.”

QUE Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.104
,Die Schuld der Republik Osterreich zur Erbringung von Geldleistungen an die

KON Vertragsbediensteten ist im Hinblick auf die gesetzliche Uberweisungsverpflich-
tung (8 18 Abs 4 VBG 1948) eine Schickschuld.*

QUE https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=96fda2ce-e8f6

RU UV 00653aTebCTBO, HCTIOMHSIEMOE O MECTY MPeOBIBAHHS JOIKHIKA ITyTEM TIepe-

CBIJIKA UM J0JIra K MECTY JKUTEJIIBLCTBA KPEAUTOPA, CP.p-

DEF -

QUE |-

KON

QUE
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https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=96fda2ce-e8f6-438e-8563-b8a71d5c07e2&Abfrage=Gesamtabfrage&SearchInAsylGH=&SearchInAvn=&SearchInAvsv=&SearchInBegut=&SearchInBgblAlt=&SearchInBgblAuth=&SearchInBgblPdf=&SearchInBks=&SearchInBundesnormen=&SearchInDok=&SearchInDsk=&SearchInErlaesse=&SearchInGbk=&SearchInGemeinderecht=&SearchInJustiz=&SearchInBvwg=&SearchInLvwg=&SearchInLgbl=&SearchInLgblNO=&SearchInLgblAuth=&SearchInLandesnormen=&SearchInNormenliste=&SearchInPruefGewO=&SearchInPvak=&SearchInRegV=&SearchInSpg=&SearchInUbas=&SearchInUmse=&SearchInUvs=&SearchInVerg=&SearchInVfgh=&SearchInVwgh=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=Schickschuld&Dokumentnummer=JJR_19870506_OGH0002_014OBA00501_8700000_007

DE Schuldbeitritt, m

DEF ,Beim Schuldbeitritt (kumulative Schuldiibernahme) tritt der Ubernehmer neben
dem Altschuldner in das Schuldverhé&ltnis ein. Auch der Schuldbeitritt kommt
durch einen Vertrag zwischen Altschuldner und Neuschuldner (Schuldnerver-
trag) beziehungsweise einen solchen zwischen Neuschuldner und Glaubiger
(Glaubigervertrag) zustande. Er unterliegt keinen besonderen Formvorschriften,
begriindet eine Solidarverpflichtung des Beitretenden und bedarf keiner Zustim-
mung des Glaubigers.*

QUE https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Gesamtabfrage
,»Der Schuldbeitritt l&sst — genauso wie der Eintritt — das Schuldverhaltnis inhalt-

KON lich unveréndert (8 1407). Daher stehen auch dem Neuschuldner die Einwen-
dungen aus dem Verhaltnis zwischen Altschuldner und Glaubiger grundsatzlich
zu. Insofern kann auf die obigen Ausfiihrungen zur privativen Schuldiibernahme
verwiesen werden.“
Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner

QUE Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.140

RU UV npunstre Ha ce6s J0ara COBMECTHO C TIEPBOHAYAIBHBIM JIOJDKHHKOM, M.D.

DEF -

QUE |-

KON

QUE
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https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Gesamtabfrage

DE Schuldeintritt, m

DEF ,Durch die befreiende (privative) Schuldiibernahme (Schuldeintritt) tritt der neue
Schuldner an die Stelle des alten; dieser scheidet aus dem Schuldverhaltnis aus.*

QUE Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band I1: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.139
,Ist zwischen Schuldner und Ubernehmer ein Schuldeintritt vereinbart, so haftet

KON der Ubernehmer, wenn die dafir erforderliche Einwilligung des Glaubigers
(noch) nicht erfolgt ist, gem. 8 1405 S 2 wie bei der Erflllungsubernahme. Diese
Regel gilt aber bloR im Zweifel. Haufig wird sich jedoch aus dem Zweck der
getroffenen Vereinbarung ergeben, dass bei Scheitern des primdr beabsichtigten
Schuldeintritts ein Schuldbeitritt eher dem Parteiwillen entspricht als die blole
Erfallungsibernahme.*

QUE Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band I1: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.142

RU uv MIPUHSATHE J0JITa C OCBOOOKIEHUEM OCHOBHOTO JOJIKHUKA, M.]P.

DEF |-

QUE |-

KON

QUE
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DE Schuldner, m

DEF ,»,Die Schuldnerin/der Schuldner ist jene natiirliche oder juristische Person, gegen
die sich der Anspruch der Glaubigerin/des Glaubigers richtet.*

QUE | https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/99/Seite.991132.html
»Eine besondere Gruppe der unselbstandigen Nebenpflichten stellen die 1/13

KON | Schutz- und Sorgfaltspflichten dar. Der Schuldner ist verpflichtet, seine Erfil-
lungshandlungen so zu setzen, dass dabei der Glaubiger weder an seiner Person
noch an seinen sonstigen Rechtsgiitern geschéadigt wird.*

QUE | Dullinger, Sylvia. 2000. Biirgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.5

RU JIOJDKHUK, M.D.

DEF ,»JJOJDKHUK — B TPaKIAHCKOM IpaBe CTOPOHA, 00s3aHHAsi COBEPIIUTH B MOJb3Y
JIPYTO CTOPOHBI - KPEAUTOPA - OTpEIeTICHHOE AeiCTBYE (TTepeaaTh UMYIIECTBO,
BBITIOJIHUTHh KaKyIO-THOO paboTy M T.I.) WM BO3JEPKATHCS OT OINMPEACICHHOTO
neucTBus.

QUE | https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/14575
,,erI[I/ITOp MOXET OCYIICCTBJIATH B OTHOIICHHMHW HOBOI'O JOJDKHHMKA BCC IIpaBa

KON | mo o6si3aTenbCTBY, €Clii HHOE HE MPETyCMOTPEHO 3aKOHOM, JOTOBOPOM WM HE
BBITEKAET U3 CyIIEeCTBa 00s3aTeNbCTRA.

QUE |TKP®cr. 392.1
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https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/14575

DE

Schuldnerverzug, m

DEF

»~Wenn ein entgeltlicher Vertrag von einem Teil entweder nicht zur gehoérigen
Zeit, am gehdrigen Ort oder auf die bedungene Weise erfullt wird, kann der an-
dere entweder Erfullung und Schadenersatz wegen der Verspatung begehren
oder unter Festsetzung einer angemessenen Frist zur Nachholung den Rucktritt
vom Vertrag erkléaren.*

QUE

§ 918 ABGB

KON

»Bietet der Schuldner bei Falligkeit eine Leistung an, die nicht der Vereinbarung
entspricht, braucht der Glaubiger diese Leistung grundsatzlich nicht zu Uber-
nehmen und kann die Rechtsbehelfe des Schuldnerverzugs geltend machen.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.38

RU

MPOCpPOYKa AOHKHUKA, XK.P.

DEF

»IIpocpoUKa JOHKHHUKA — B TPaXJTaHCKOM IpaBe MO/ MPOCPOUYKON MOHUMACTCS
HapyIICHUE TOJDKHUKOM WM KPETUTOPOM MPETYCMOTPEHHOTO CPOKa MCIIOJIHE-
HUs 00s13aTenbcTBa. CPOKM UCIIOJIHEHHSI MOTYT OBITh YKa3aHBI B JJOTOBOPE JTHUOO
OTIPECNATHCS MOMEHTOM BOCTPEOOBaHMS, €CIIM HHOE HE OMPEEICHO 3aKOHOIa-

TETHLCTBOM HJIM COTJIAIICHHEM CTOPOH.

QUE

https://modern_law.academic.ru/1417/%D0%9F%D0%A0%D0%9E%D0%A1%D
09%A0%D0%9E%D0%A7%D0%9A%D0%90

KON

,»ECIU BCIIEICTBUE MPOCPOUKU JOJKHUKA MCIOJHEHUE YTPATUIIO MHTEpEC IS
KpeAUTOpa, OH MOXKET OTKa3aThbCs OT MPHHSTHS MCIOTHEHHSI M TpeOOBaTh BO3-

MeIIeHus YOBITKOB.

QUE

'K P® ct. 405
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https://modern_law.academic.ru/1417/%D0%9F%D0%A0%D0%9E%D0%A1%D0%A0%D0%9E%D0%A7%D0%9A%D0%90
https://modern_law.academic.ru/1417/%D0%9F%D0%A0%D0%9E%D0%A1%D0%A0%D0%9E%D0%A7%D0%9A%D0%90

DE

Schuldschein, m

DEF

»unter Schuldschein versteht man eine schriftliche Bescheinigung, die festlegt,
dass eine Person einer anderen Person eine bestimmte Leistung (meist eine Geld-
summe) schuldet.”

QUE

https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/99/Seite.991284.htmi

KON

,»Ist der Schuldschein verloren gegangen, kann der Schuldner gem. § 1428 Si-
cherstellung verlangen oder den Leistungsgegenstand gerichtlich hinterlegen.
Aulerdem kann er die Kraftloserklarung des Schuldscheins begehren (Kraftlos-
erklarungsG); die diesbeziiglichen Kosten hat der Glaubiger zu tragen.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.94

RU

BEKCEJb, M.p.

DEF

[ [ACBMEHHOE TTOJITOBOE 00S3aTENLCTBO CTPOTO YCTAaHOBJICHHOW (DOPMBEI, Jaro-
Iee €ro BIIJIEIbITy (BEKCeNeAepKaTelto) 0eCCIopHOe MPaBO MO UCTEUECHUU CPO-
Ka 00s13aTeIbCTBA TPeOOBATh OT JOJDKHHUKA WJIM aKIIETITAHTA yIJIaThl 0003HAYCH-

HOM Ha BEKCEJIE IEHEKHONU CyMMBI.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/fin_enc/12258/%D0%92%D0%95%D0%9A%D0
%A1%D0%95%D0%9B%D0%AC

KON

,»B cllydasx, Korja B COOTBETCTBUU C COTJIAILIEHUEM CTOPOH 3a€MIIMKOM BbIIaH
BEKCellb, yIOCTOBEPSIONIUN HUYEM HE O0YCIOBIEHHOE 00S3aTeNbCTBO BEKCele-
narens (MIPOCTOM BeKcellb) TUOO MHOTO YKAa3aHHOTO B BEKCENE IUIATEIBIINKA
(mepeBOIHOM BEKCEeNb) BBHIIIATUTh IO HACTYIUIEHUU MPEIYCMOTPEHHOI'O BEKCe-
JIEM CpOKa MOJY4YEeHHbIE B3aiiMbl IEHEKHbIE CYMMBbI, OTHOILIEHUSI CTOPOH IO BEK-

CEJII0 PETYJIHUPYIOTCA 3aKOHOM O MEPEBOJHOM UM MPOCTOM Bekcee. "

QUE

https://www.jurinspection.ru/gz/article/glava-42-zaem-i-kredit/815/

91



https://dic.academic.ru/dic.nsf/fin_enc/12258/%D0%92%D0%95%D0%9A%D0%A1%D0%95%D0%9B%D0%AC
https://dic.academic.ru/dic.nsf/fin_enc/12258/%D0%92%D0%95%D0%9A%D0%A1%D0%95%D0%9B%D0%AC

DE

Schuldiibernahme, f

DEF

~Personelle Anderungen auf der Schuldnerseite eines Rechtsverhaltnisses.

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band 1I: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.137

KON

»Wird zwischen Neuschuldner und Glaubiger eine Schuldibernahme vereinbart,
lasst sich oft nicht eindeutig klaren, ob nach dem Parteiwillen der Neuschuldner
nur neben den Altschuldner oder an dessen Stelle treten soll.*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.139

RU

nepeBoa nojra, M.p.

DEF

,»L1epeBojI JoMTra - CorNanieHne, B CHIIy KOTOPOTo OJIHA CTOpOHA (TIepBOHAYATb-
HBI JOJDKHUK, JEJIETaHT) BO3JaraeT Ha JIPYryl0 CTOPOHY (HOBOTO JOJDKHHKA,
Jernerara) o0s3aHHOCTh MO WCIOJTHEHHIO COOCTBEHHOTO 00s3aTeNbcTBa (0JIT)
nepe TPeThbUM JHUIIOM (KPeIUTOPOM HIIM JelieraTapueM), a MOCIeAHUA coTria-
1acTcCsa Ha 3aMCHY JOJDKHHKA B O6H3&T€HBCTB€ Ha YCJIOBHUAX, HC XyAIIUX YCM
MOJIOKEHUE MpekHEro noybkHuka. B coorBerctBum co cr. 391 'K P® I1.a. go-

MyCKaeTCs JUIIb C COrIacHs KpeauTopa.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16998

KON

,1IpH TepeBojie 10iTa Mo 00s3aTENBCTBY, CBSI3aHHOMY C OCYIIIECTBJICHHEM €T0
CTOPOHAMHU MPEANPUHUMATEIIbCKON NESITEIbHOCTH, B Cllydyae, MpelyCMOTPEH-
HOM a03aleM BTOPBIM MMYHKTa | HACTOSIIEH CTAaThH, IEPBOHAYATBHBIN JOIKHUK
Y HOBBIA JTOJDKHUK HECYT COJUIAPHYIO OTBETCTBEHHOCTH NEPE KPEAUTOPOM,
€CJIM COTJIAllIEHHEeM O TIEPeBOJIe J0JTa HE MpEeAyCMOTpeHa cyOcuauapHas OT-
BETCTBEHHOCTh TMEPBOHAYATIHLHOTO JOJDKHUKA JIMOO TIEPBOHAYATBHBIN JOIKHUK
HE OCBOOOXKIIEH OT HCIIOJIHEHUS 00s3aTelbCcTBa. [lepBOHAYANBHBIN JOMKHHUK

BIIPaBE OTKA3aThCS OT OCBOOOXKACHHSI OT HCIIOTHEHUS 00s3aTeNbCTBA.

QUE

I'KPO® cr. 391
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https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16998

DE

Schuldverhaltnis, n

DEF

»Rechtsbeziehung, die den Schuldner gegenuber seinem Glaubiger zu einer Leis-
tung verpflichtet.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Biirgerliches Recht Band IlI: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.2

KON

»,Die wichtigste Form der gegenseitigen Verknipfung von Anspriichen bzw.
Pflichten im Schuldverhéltnis iwS ist das sog Synallagma. Das bedeutet, dass
eine Leistung nur deshalb versprochen bzw erbracht wird, um eineGegenleistung
zu erhalten (,,do ut des*).*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.4

RU

00513aTEILCTBEHHBIE OTHOIIICHMA, MH. Y.

DEF

,»] PaXIaHCKO-TTPABOBBIC OTHOIIEHHS, B CHJIy KOTOPBIX OJHO JIMIO (IJODKHUK)
00513aHO COBEPIIUTH B TOJB3Yy APYroro juia (KpeauTopa) ONmpeaesieHHOE JIei-
cTBHE (TIepeiaTh UMYILECTBO, BBIIIOJHUTH paboTy, YIIATUTh JCHBIH U T.I1.) JTHOO
BO3JIEPXKATHCSL OT OMPEACICHHOTO JEHCTBUS, a KPEIUTOP MMEET MpaBo Tpebo-

BaTh OT JOJKHUKA UCTIOJTHEHUs ero oosi3annoctH (ct. 307 I'K).*

QUE

http://lwww.lexguide.ru/grazhdanskoe-pravo/obyazatelstvennye-
pravootnosheniya.-ponyatie-osnovaniya-vozniknoveniya-vily-sub-ekty-ob-ekty-
soderzhanie.html

KON

,,B 0013aTeNLCTBEHHBIX OTHOIIIEHUAX HMYHIICCTBO HAXOAUTCA BO BJIACTHU OOJIK-

HHUKa, a HE BO BJIACTH yIIPABOMOYEHHOTO JIMIIA - KpeauTopa.

QUE

http://lawbooks.news/grajdanskoe-pravo_812/veschnyie-obyazatelstvennyie-
pravootnosheniya.html
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http://www.lexguide.ru/grazhdanskoe-pravo/obyazatelstvennye-pravootnosheniya.-ponyatie-osnovaniya-vozniknoveniya-vily-sub-ekty-ob-ekty-soderzhanie.html
http://www.lexguide.ru/grazhdanskoe-pravo/obyazatelstvennye-pravootnosheniya.-ponyatie-osnovaniya-vozniknoveniya-vily-sub-ekty-ob-ekty-soderzhanie.html
http://www.lexguide.ru/grazhdanskoe-pravo/obyazatelstvennye-pravootnosheniya.-ponyatie-osnovaniya-vozniknoveniya-vily-sub-ekty-ob-ekty-soderzhanie.html
http://lawbooks.news/grajdanskoe-pravo_812/veschnyie-obyazatelstvennyie-pravootnosheniya.html
http://lawbooks.news/grajdanskoe-pravo_812/veschnyie-obyazatelstvennyie-pravootnosheniya.html

DE Stiickschuld, f

DEF ,»Ist die Leistung von den Parteien nach individuellen Merkmalen bestimmt, han-
delt es sich um eine Stiick- oder Speziesschuld.*

QUE Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.20
,»Bei der Stuckschuld ist Gegenstand der Verbindlichkeit nur die individuell be-

KON | stimmte Sache; der Schuldner wird demgemal nur durch Leistung dieser Sache
befreit. Eine andere Sache kann als Erflllung weder gegeben noch gefordert
werden. Der zufallige Untergang dieser Sache hebt die Leistungspflicht auf.*
Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner

QUE | Teil. Mlncher/NewYork: Springer, S.20

RU BHI0BOE 003aTEILCTBO,

DEF -

QUE |-
,»ECII 00BEKT orpenensercs: MpUu3HaKaMu, MPUCYITUMH TOJIBKO JaHHOMY JeH-

KON | ctBuio, TO MBI OyieM UMETh BHJIOBOE 00s3aTenbcTBO. Tak, Hampumep, npojaaxa
JIOMa B U3BECTHOM TOpO/JIe, Ha OMPEACICHHON YIHIE, MOl YKa3aHHBIM HOMEPOM,
MOJTHA BUAOBBIX MPpU3HAKOB. [Ipuriamienue agBokara BECTU JaHHOE JIETI0 CO3/1a-
€T TaK)Ke BUJIOBOE 00s3aTEIIbCTBO.
HlepmeneBuy .. YuebHuk pycckoro rpaxmaanckoro mnpasa - M.: «CITAPK»,

QUE 1995. C.280
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De synallagmatischer Vertrag, m

DEF -

QUE |-
,Das synallagmatische Schuldverhdltnis ist also auf den gegenseitigen Aus-

KON | tausch von Leistungen gerichtet. So ist z.B. der K&ufer nur deshalb bereit, den
Kaufpreis zu bezahlen, weil er die gekaufte Ware erwerben will. Vertrage, die
auf einen solchen Austausch von wechselseitigen Leistungen gerichtet sind, be-
zeichnet man als gegenseitige oder synallagmatische Vertrdge. Diese Vertrage
sind zweiseitig verbindlich, weil jeder Teil sowohl berechtigt als auch verpflich-
tet ist. AuBerdem handelt es sich dabei um entgeltliche Vertrage, denn die eine
Leistung soll durch die Gegenleistung abgegolten werden; es wird ein wirt-
schaftlicher Austausch bezweckt (vgl zum Ganzen auch 15 /5/9 f). Synallagmati-
sche Vertrage sind zB Kauf, Tausch, Miete, Pacht, Dienst- und Werkvertrag.“

QUE | Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Miincher/NewYork: Springer, S.4

RU CHUHAJUIArMAaTUYECKUM IOTOBOP, M.p.

DEF ,CHHa/JIarMaTUYECKUH JOrOBOP B TEOPUM TPAKIAHCKOTO MpaBa Ha3BaHUE BY-
CTOPOHHE 00S3BIBAIOIIETO JOTOBOPA“

QUE | https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/18199
»J10TOBOp KOMHCCHUU TPEACTABISET COOOW B3aMMHBIA (CHHAJTATMATHYECKHIA)

KON JIOTOBOP. DTO O3HAYAET, YTO B MOPOKJICHHOM UM KOMHCCHOHHOM 0O0s3aTelb-
CTBC, KaK KOMHCCHOHEP, TAK U KOMUTCHT ABJIAIOTCA OAHOBPEMCHHO U KPCIAUTO-
POM, U TOJ>KHUKOM.

QUE | Cepreesa A.Il. 2016.I'paxnanckoe mpaBo. Tom 2. 2-e uznanue. Mocksa: IIpo-

cruekt. C.156
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De

Tilgungsreihenfolge, f

DEF -

QUE |-
»Hat ein Schuldner gegeniiber demselben Glaubiger mehrere Verbindlichkeiten,

KON | kann zweifelhaft sein, welche Schuld durch eine bestimmte Leistung getilgt
wird. Fur solche Félle enthalten die 88 1415 und 1416 Regeln Gber die Tilgungs-
reihenfolge.
Primar ist eine diesbezugliche Vereinbarung zwischen Schuldner und Glaubiger
malgebend (8 1415 S. 2). Ansonsten kann der Schuldner bei der Leistung erkla-
ren, welche Verbindlichkeit er erfullen will (§ 1416 S 1). Der Glaubiger kann
aber einer solchen Erklarung des Schuldners widersprechen (= empfangsbedurf-
tige Willenserklarung). In diesem Fall oder bei fehlender Bestimmung durch den
Schuldner kommt die gesetzliche Tilgungsreihenfolge nach § 1416 zum Zuge.“
Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner

QUE | Teil. Mlncher/NewYork: Springer, S.94

RU OYEePEHOCTD MOTAIIEHUS, XK.P

DEF 1 IOpsIIOK, B KOTOPOM HCIOJHSIOTCS TPEeOOBaHUS IO JIEHEKHOMY 00s3aTellb-
cTBY."

QUE https://buhgalterskiy_slovar.academic.ru/5988/
,,CYMMa MPOU3BCACHHOIO IIATCKA, HEAOCTATOUYHAA IJId MCIIOJHCHUSA NCHCKHO-

KON ro 00s3aTeIbCTBA MOJHOCTHIO, TP OTCYTCTBHM MHOTO COTJIAIIICHUS TOTaIlacT,
MIpPEeXKAE BCETO, UBLEPKKUA KPEAUTOPA 110 IIOJIYIESHUIO UCIIOJIHEHUS, 3aTEM — IIPO-
LIEHTBI, @ U3 OCTaBLIEICS YaCTH — OCHOBHYIO CyMMYy JoJra.

QUE |IKP®cr. 319
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DE

Unmdoglichkeit,

DEF

»~unmoglichkeit liegt dann vor, wenn der vereinbarungsgemaRen Leistung ein
dauerndes Hindernis entgegensteht (zB Untergang des Leistungsgegenstandes
bei der Speziesschuld).

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.50

KON

»,Der Schuldner hat das Unmdglichwerden seiner Leistung zun&chst dann zu
vertreten, wenn er oder seine Gehilfen (8§ 1313a) die Unmdglichkeit verschuldet
haben (z.B .schuldhafte Zerstérung oder irreparable Beschédigung des Leis-
tungsgegenstandes).*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.53

RU

HECBO3MOKHOCTDH MCIIOJTHCHU A 06513aTeJ'ILCTBa, f

DEF

,»HEBO3MOXKHOCTh JI1 JOJKHUKA COBEPIIUTH MPEIyCMOTPEHHBbIE 00s3aTelb-
CTBOM JICMCTBHSI, HAIlpaBJICHHbIC HA €r0 BBINOJHEHUE, HACTYNUBILIAA HE IO €ro

BuHe."

QUE

https://yuridicheskaya_encyclopediya.academic.ru/6288/

KON

,,I/IHOI‘,Z[a AOJDKHHUK JIMIICH BO3MOXHOCTH COBCPIOHUTH TC ,Z[GI>'ICTBI/I$I, KOTOPBIC
o0s13a71cst (BBITTOTHUTEL palOTHI, TIEpeaTh Bellb U T.1.). Paznuvarorcs duzmde-
ckas ((akTuyeckas) HEBO3MOXKHOCTb WCIIOJTHEHUS U IOPUIUYECKAs HEBO3MOXK-
HOCTb, T.C. KOr'la JOJDKHUK HC MMCCT IIpaBa UCIOJHATH OGHS&TGHBCTBO. B pac-
CMaTpPUBAaEMOI CTaThe COAEPIKHUTCS MPABHIIO, ACHCTBYIOIIEE B ciiydae (u3mue-
CKOW HEBO3MOXXHOCTH HCIIOJIHEHHs 00s13aTenbCcTBa (O FOPUANICCKON HEBO3MOXK-

HOCTH UCHIOJIHEHUS 00s13arenbeTBa cM. cT. 417 'K u kommenTapwmii k Heit).

QUE

http://stgkrf.ru/416
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DE Vergleich, m

DEF »EIn Neuerungsvertrag, durch welchen streitige, oder zweifelhafte Rechte derge-
stalt bestimmt werden, dal3 jede Partey sich wechselseitig etwas zu geben, zu
thun, oder zu unterlassen verbindet, heif3t VVergleich.*

QUE | 81380 ABGB

»Weil der Vergleich die Unsicherheit endgultig bereinigen soll, kann er auch
KON | nicht wegen Irrtums (ber den streitigen oder zweifelhaften Sachverhalt ange-
fochten werden. Bei einem Streit oder Zweifel tber bestehende Rechte befindet
sich ja immer zumindest eine Partei im Irrtum Uber die wahren Verhéltnisse. Ein
Anfechtungsrecht aus diesem Grund wirde dem Vergleichseinen Sinn nehmen.*

QUE | Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.111

RU MHPOBOE COIJIALIEHUE, M.].

DEF ,,MHPOBOE COTJIAIIEHUE — COTJIAIlIEHNE CTOPOH, KOTOPOE MpeKpalaeT cyaeOHbIi
CIIOp Ha OCHOBE B3aUMHBIX YCTYNOK. [Ipy 3TOM CTOpPOHBI MOT'YT IIPEyCMOTPETH
HOPSAAOK paclpesieNeHusl CyJeOHBIX PacXoJoB, a TaKXKe M3JEp:KeK IO OIulaTe
MOMOIIM aJBOKaTa. M.C. MOXHO 3aKJIIOUYUTh HE TOJIBKO BO BpeMs CyneOHOro
pa3buparenbCcTBa, HO U B IPYTUX CTAAMSIX Mpolecca - IpU PaCCMOTPEHUH Jiena

KaccallMOHHOW MHCTaHIIMEH, B CTa/IMU MCIIOIHEHUS Cy1eOHOTo pereHus.

QUE | https://dic.academic.ru/dic.nsf/lower/16146

,»IIpH OTKa3e MCTHA OT UCKA U MPUHITHH €ro CyJOM WU YTBEPKICHUH MUPOBO-
KON | ro cornameHust CTOPOH CyJ BBIHOCHUT OIIpENIeIeHUE, KOTOPHIM OJTHOBPEMEHHO
IpeKpaaeTcs MpOM3BOJICTBO MO Jelny. B ompenenenuu cyna IOMKHBI OBITh
YKa3aHbl YCJIOBHS, YTBEPKIAAEMOr0 CyJJOM MUPOBOIO cOrjlalieHusi cTopoH. [lpu
IPU3HAHUK OTBETYMKOM HMCKa U MPUHSATHH €r0 CYJOM IPUHUMAETCS pelieHue 0o

YIIOBJICTBOPEHUH 3asBICHHBIX UCTIIOM TpeOOBaHuUi.

QUE | ITIK P® cr. 173
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DE

Verjéhrung, f

DEF »Die Verjahrung ist der Verlust eines Rechtes, welches wahrend der von dem
Gesetze bestimmten Zeit nicht ausgetibt worden ist.

QUE |8§1451 ABGB
,Durch Zeitablauf enden befristete Rechte, insh. befristete Dauerschuldverhalt-

KON | nisse (z.B. Bestand- oder Dienstvertrdge). Einen besonderen Endigungsgrund
von Rechten durch Gesetz bildet die Verjahrung.”

QUE | Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.107

RU HCKOBasl JaBHOCTb, XK.p

DEF “HckoBOM AaBHOCTBIO MIPU3HAETCS CPOK ISl 3aLIUTHI MIpaBa Mo UCKY JIMIa, Ipa-
BO KOTOPOI'O HapyIlIeHO."

QUE |TKP® cr.195
,» €dCHNEe CpOKa MCKOBOW JIaBHOCTH IIPEPHIBACTCS COBEPLICHHEM OOs3aHHBIM

KON JUIIOM JIEHCTBHM, CBUIETEIHCTBYIONIMX O MpU3HAaHWH noJra. [locne mepepriBa
TEYCHHUE CpOKa HCKOBOH JaBHOCTH HAYUMHACTCA 3aHOBO, BPEMA, HCTCKIIECC N0
nepepbiBa, HE 3aCUNTHIBAETCS B HOBBIM CPOK.“

QUE |TKP® cr.203
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DE

Vertrag zugunsten Dritter, m

DEF

,» Durch einen Vertrag zugunsten Dritter verpflichtet sich der Versprechende (=
Schuldner) gegeniliber dem Versprechensempfanger zur Leistung an einen Drit-
ten (= Begunstigter).*

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Biirgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.147

KON

,»Je nach Ausgestaltung der Drittbegiinstigung unterscheidet man zwischen ech-
tem und unechtem Vertrag zugunsten Dritter: Beim unechten Vertrag zugunsten
Dritter ist der Versprechende nur dem Versprechensempfénger zur Leistung an
den Dritten verpflichtet. Durch einen echten Vertrag zugunsten des Dritten wird
hingegen dem Dritten ein unmittelbarer Anspruch gegen den Versprechenden
eingeraumt.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.147

RU

JIOTOBOP B MOJIB3Y TPETHETO JIULIA, M.p.

DEF

,»JlOTOBOPOM B II0JIb3Yy TPETHETO JIMLIA IPU3HAETCS JOTOBOP, B KOTOPOM CTOPOHBI
YCTaHOBMJIM, YTO JIOJDKHHK OO0S3aH NMPOU3BECTH HCIIOJHEHHE HE KPEeIUTopy, a
YKa3aHHOMY WIHM HE YKa3aHHOMY B JIOTOBOpE TPETHEMY JIMILY, UMEIOLIEMY IIPABO

TpeboBaTh OT JOJDKHUKA MCTIOJHEHUS 0053aTeIbCTBAa B CBOO TOJIB3Y.

QUE

I'K PO cr. 430

KON

,»Cepa mpuMeHeHus: J0oroBopa B IOJIb3Y TPETHETO JIMLA JOCTATOYHO IIHPOKA.

Tak, TOTOBOp MEPEBO3KHU Ipy3a CKOHCTPYUPOBAH KaK JOTOBOP B TOJB3Yy TPEThE-

ro quma (. 1 cr. 785 I'K) (ecnu TOJIBKO Tpy30MoIydaTeieM sSBISIETCSI He TPY30-
OTIpaBuTENb). BKiam MokeT ObITh BHECEH B OaHK HAa UM OMPEACIIECHHOTO I0PH-
muaeckoro auma (m. 1 cr. 842 T'K). (Ha mpakTuke 6aHKH HEPEAKO YKIOHSIOTCS
OT 3aKJIFOYEHUS] TaKUX JOTOBOPOB.) [1o MOTOBOpPY MMYIIECTBEHHOTO CTpaxoBa-

HUS BBITOI0IIPUOOpETaTENIEM MOKET OBITh HE TOJIBKO CTPaXOBaTENb, HO U TPEThE
muno (m. 1 ct. 929 I'K).*

QUE

http://stgkrf.ru/430

100



http://stgkrf.ru/430

DE

Vertragstibernahme, f

DEF ~Ubertragung der gesamten Rechtsposition einer Partei des Schuldverhaltnisses.”
QUE Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.143
,»In manchen Sondergesetzen ist eine Vertragsibernahme ausdricklich normiert:
KON | So ist gem. 8 2 Abs. 1 S. 4 MRG der Rechtsnachfolger des Vermieters (insb.
nach Verdufllerung des Objekts) an den bestehenden Mietvertrag grundsatzlich
gebunden (zu 8 1120 ABGB vgl 11148/78 ff ).*
Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
QUE | Teil. Mlncher/NewYork: Springer, S.143
RU UV nepenaya npas 1 00S3aHHOCTEH 1O JOTOBOPY, XK.D.
DEF -
QUE |-
,» Ilepemayda mpaB ¥ 00s3aHHOCTEH MO JOTOBOPY (B OTIMYHE OT IIECCUU U TIepe-
KON | Boga monra) BiedeT MepeMeHy JIHIl He B KOHKPETHOM, OTAEIBHO B3ATOM 00s13a-
TCJIILCTBC, a Cpa3y BO BCCX O6H3aTeJII>CTBaX, BO3HHUKAOMUX U3 OHPCACICHHOI'O
noroBopa. [lepenava Bcex mpaB v 0053aHHOCTEH 11O JOTOBOPY, KAaK OTMEUAETCS B
CyneOHOM MpaKTHKE, 03HAYACT TMOJIHYIO 3aMEHY CTOPOHBI BO BCEX JIOTOBOPHBIX
00s13aTeNIbCTBAX, BKJIIOYAs aKLECCOpHbIe o0s3aTenbcTBa (mocranoBieHue GAC
3anaano-Cubupckoro okpyra ot 13.12.2010 o gemy Ne A70-3836/2010).*
QUE | https://www.eg-online.ru/article/192701/
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DE

Verzicht, m

DEF

»In allen Féllen, in welchen der Glaubiger berechtiget ist, sich seines Rechtes zu
begeben, kann er demselben auch zum Vortheile seines Schuldners entsagen, und
hierdurch die Verbindlichkeit des Schuldners aufheben.”

QUE

§ 1444

KON

»,Da der Glaubiger Uber sein Recht verfligen kann, steht es ihm auch frei, darauf
zugunsten des Schuldners zu verzichten (8 1444 ABGB). Der Verzicht muss
nach herrschender Auffassung nicht in jener Form abgegeben werden, in der die
Schuld begriindet wurde.*

QUE

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe? Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=J
JT 19780215 _OGH0002_00100B00533_7800000_000

RU

NPOIIEHUE JI0IITra, CP.P.

DEF

,,O053aTeNbCTBO MPEKPAIACTCS OCBOOOXKIACHUEM KPEIUTOPOM JIOJDKHHKA OT
JeKAIIUX Ha HEM 00S3aHHOCTEMH, eClIM 3TO He HapyIIaeT MpaB APYTHX JIHUI] B OT-

HOIIICHUHW UMYIIECTBa KpeauTopa.“

QUE

'K PO cr. 415

KON

»» TaKFM 00pa3oMm, JJIsT TOr0 4YTOObI 000CHOBATh MPABOMEPHOCTH MPOIICHUS JT0JI-
ra KOHTPAareHTy, KpeAUuTOpy HEOOXOIMMO MOITBEPAUTh SKOHOMHUYECKYIO 000C-
HOBAHHOCTh COBEPIIICHHOM CIENIKH, TO €CTh IMOKa3aTh B3aMMOCBS3b MEXKIY MPO-
HICHUEM J0JiIra U NOJYUCHUCM KPCAUTOPOM I/IMYH_IGCTBGHHOI\/'I BBITOABI ITO KAaKO-
My-TH00 00s13aTEIBCTBY MEXKIY HUM M JTOJDKHUKOM (B KadyeCTBE apryMEHTOB
MOYKHO TIPHBECTH TIOJYYECHUE KPEIUTOPOM CYMMBI 3aJ0JDKEHHOCTH B '"HEMpO-
nieHHoi" yactu 0e3 oOpaieHus B CyJ, pacueT Ha MPOJOJDKEHUE COBMECTHOM

KOMMEPUECKOM IeSITeIbHOCTH U T. 1.)."

QUE

http://www.garant.ru/article/650997/#ixzz56SUv2nDI
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DE

Verzugszinsen, pl

DEF

»Verzugszinsen sind jene Zinsen, bei bei Geldschulden unabhdngig von einem
konkreten Schaden gefordert werden kdnnen, wenn der Schuldner sich in Verzug
befindet. Geforder werden konnen die gesetzlichen oder davon abweichende
vereinbarte, vertragliche Verzugszinsen.*

QUE

http://lwww.rechtsfreund.at/kredit/kredit-zinsen.htm

KON

,»In der Praxis ist das dreistufige Mahnsystem Ublich: Auf eine Zahlungserinne-
rung folgt eine erste Mahnung und dann die (eingeschriebene) zweite mit Betrei-
bungsandrohung. Verzugszinsen, gemass Gesetz 5 Prozent, sind ab der ersten
Mahnung fallig.”

QUE

http://www.beobachter.ch/geld-sicherheit/schulden-
betreibungen/artikel/zahlungsfristen_wann-muss-ich-einzahlen/

RU

HEYCTOMKa, X.p.

DEF

»,Heycroiikoii (mrpadom, neHel) NpU3HAETCS ONpe/eleHHass 3aKOHOM HJIH J0-
TOBOPOM JICHE)KHASI CyMMa, KOTOPYIO JOJDKHHUK OOSi3aH YIJIATUTh KPEAUTOpPY B
cllyya€ HEHCIIOJHEHMs WM HEHAAJIeKaIlero HCIOJHEHUs 00s3aTeNnbCcTBa, B
YaCTHOCTH B Cllydae MpOocpodkH ucnonHeHus. Ilo TpebGoBanuio o0 ymiare He-

YCTOMKH KpEeIUTOp HE 00s13aH JOKa3bIBaTh IPUUNHEHHUE €MY YOBITKOB.

QUE

http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW
_5142/b4e192e502ea85e2cf31e682d6dbd8ad395a5012/

KON

,,HOBBIE OIpaHHYCHUSI HE PACTIPOCTPAHSIIOTCS HAa HEYCTOWKY (mTpadsl, meHun), a
TaK)Xe Ha TUIATS)KU 3a YCIYTH, OKa3bIBaEMBIC 3aCMIIUKY 32 OTICIBHYIO IUIATY.
[Ipu sToM B cimyyae MPOCPOYKM HEYCTOWKAa JOJHKHA HAYMUCISATHCS TOJBKO Ha

HEMOTAIIEHHYIO 3aeMIIMKOM YacTh CyMMbl OCHOBHOTO J0jra.

QUE

http://baikal-info.ru/rezhe-brat-mikrozaymy-pod-dikie-procenty-stali-zhiteli-
irkutskoy-oblast
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DE

Wahlschuld, f

DEF

»Kann das Versprechen auf mehrere Arten erfillt werden, so hat der Schuldner
die Wahl. Er kann aber von der einmal getroffenen Wahl fir sich allein nicht
abgehen.*

QUE

§ 906 ABGB

KON

»,Die Wahlschuld steht in gewisser Verwandtschaft zur Gattungsschuld. 2/19
Man kann sagen, dass die Gattungsschuld eine Unterart der Wahlschuld mit
Wahlrecht des Schuldners ist. Aber nicht jede Wahlschuld ist zugleich Gattungs-
schuld; denn bei der Wahlschuld kénnen die alternativ zu erbringenden Leistun-
gen ganz verschiedenen Gattungen angehdren oder sie kénnen auch individuell
bestimmt sein“

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Muncher/NewYork: Springer, S.21

RU

albTepHATHBHOE 00s13aTeIbCTBO, T

DEF

»AIIbTEePHATUBHBIM TIPHU3HACTCS 005S3aTENHCTBO, M0 KOTOPOMY JOJDKHUK 00s3aH
COBEpIIMTH OJHO U3 JABYX WJIM HECKOJBKHUX JEUCTBUHN (BO3AEPKATHCA OT COBEP-
IIeHHs] EHCTBUI), BBIOOP MEXAY KOTOPBIMU MPUHAUICKUT JIOJDKHUKY, €CIH
3aKOHOM, UHBIMH TIPABOBBIMH aKTaMH WJIH JIOTOBOPOM IPABO BEIOOpA HE IMpeo-

CTaBJICHO KPEIUTOPY UIIU TPEThbeMY JHUILY.

QUE

'K PD c1.308.1

KON

,»JKCOHCTPYKIIMIO allbTepHATUBHBIX O0S3aTENLCTB MCIIOIB30BAIM HA MPAKTUKE U
1o BHeceHus usmeHenuit B 'K P®. Hanpumep, B M”HBECTUIIMOHHBIX OTHOLLEHU-
ax. Tak, B OTHOM U3 JIeJ CyJl OTMETHUJI, YTO YCIOBHE J10-TOBOPA NHBECTUPOBAHUS
O IPaB€ MHBECTOpPA OCYLIECTBIATh WHBECTUPOBAHHUE, KAK IIyTEM MPSAMOIo Je-
HEXKHOTO (PMHAHCHUPOBAHUS, TaK U BBHIIIOJHEHHUEM IOJAPSAHBIX paboT WM OKa3a-
HUEM YCIIYT 110 CTPOUTENBCTBY, HE IPOTUBOPEUUT 3aKOHOJAATEIBCTBY U O3HAYAET
HaJIMYue y UHBECTOpa aJbTEPHATUBHOTO 00s3aTENIbCTBA, UCIIOJIHIAEMOTO COTIac-
HO cT. 320 'K P® mo ero BeiOOpy (moctaHoBiieHHe TpeThero apoOUTPaKHOTO
anemsiuonHoro cyaa ot 28.03.2014 mo gemy Ne A33-8866/2009x140).

QUE

https://www.eg-online.ru/article/284909/
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DE

Zession, f

DEF

»Wenn eine Forderung von einer Person an die andere tbertragen, und von die-
ser angenommen wird; so entsteht die Uménderung des Rechtes mit Hinzukunft
eines neuen Glaubigers. Eine solche Handlung heifst Abtretung (Cession), und
kann mit, oder ohne Entgeld geschlossen werden.*

QUE

§ 1392 ABGB

KON

»Im Normalfall ist die Wirksamkeit der Zession nicht von der Zustimmung, ja
nicht einmal von der Verstandigung des Schuldners abhangig. Dem Neugléaubi-
ger steht die abgetretene Forderung auch dann zu, wenn der Zessus keine Kennt-
nis vom Glaubigerwechsel erlangt.”

QUE

Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Mincher/NewYork: Springer, S.119

RU

yCTyIIKa MpaB TPeOOBaHHUSA, XK..

DEF

,,YCTyIIKa mpaB TpeOoBaHus (IIeCCHsi) — TPaKIaHCKO-TPABOBAs CACIKA, B PE3yJIb-
Tare KOTOpPOW mpaBo (TpeOoBaHWE), MPUHAJICKAIIEES KPEIUTOPY HA OCHOBAHUU

00s13aTeIbCTBA, IEPEXOAUT K APYTOMY JIMITY.

QUE

https://dic.academic.ru/dic.nsf/enc_law/2336/%D0%A3%D0%A1%D0%A2%D0
%A3%D0%9F%D0%9A%D0%90

KON

,,COTTIallIeHne MEXAY JOJKHIUKOM M KPEIUTOPOM 00 OTpaHHYEHUU WIIH O 3arpe-
T€ YCTYINKH TpeOOBaHUS M0 JEHE)KHOMY 0053aTeIbCTBY HE JIHMILIAET CUJIbI TAKYIO
YCTYNKY U HE MOXKET CIIY’)KUTh OCHOBAaHUEM [JIsl PACTOP>KEHUS I0TOBOpa, U3 KO-
TOPOTO BO3HUKIIO 3TO TpeOOBaHMUE, HO KPEAUTOP (LIEACHT) HE OCBOOOXKAAETCS OT

OTBCTCTBCHHOCTHU NICPCA JOJDKHHUKOM 3a JAHHOC HAPYIICHHUC corjarieHus.

QUE

I'K P® ct. 388.3
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De zufallige Untergang der Sache, f

DEF -

QUE |-
»Der zufallige génzliche Untergang einer bestimmten Sache hebt alle Verbind-

KON | lichkeit, selbst die, den Werth derselben zu vergiten, auf. Dieser Grundsatz gilt
auch fir diejenigen Falle, in welchen die Erfiillung der Verbindlichkeit, oder die
Zahlung einer Schuld durch einen andern Zufall unmdglich wird. In jedem Falle
mul} aber der Schuldner das, was er um die Verbindlichkeit in Erfillung zu brin-
gen, erhalten hat, zwar gleich einem redlichen Besitzer, jedoch auf solche Art
zurlickstellen oder verguten, dal3 er aus dem Schaden des Andern keinen Gewinn
zieht.”
8 1447 ABGB

QUE

RU Ciy4daiiHas THOCIb BEIIH, XK.].

DEF -

QUE |-
,CcynomnonyyaTenb HeCeT PUCK CIy4ailHOW THOeTH WM CIIy4aifHOTO TOBpEeX/ie-

KON | Hust mony4eHHON B 0€3BO3ME3IHOE TIOJIb30BaHUE BEIIH, €CIIH BEIIb MOTH0Ia Hin
ObLIa HCIIOpYCHA B CBA3HU C TEM, UYTO OH HMCIIOJIB30Ball €€ HE B COOTBCTCTBHUH C
JIOTOBOPOM 0€3BO3ME3HOTO TOJIb30BAHUS WM HA3HAUYCHHEM BEIIM JIMOO Tepe-
Jan ee TperbeMy Jmiy 0Oe3 cornmacusi ccynonatens. Ccymomonydarenb HeceT
TaKXe PUCK CIIydyailHON TuOeia WM CIy4alHOTO MOBPEXICHHS BEIIH, €CIH C
y4eToM (PaKTUUECKHX OOCTOSITEIbCTB MOT MPEJOTBPATUTH €€ THOEIh UK TTOpYYy,
MO’KEPTBOBAB CBOEH BEIbIO, HO MIPEINOYE]I COXPAHUTH CBOIO BEIIlb.

QUE |TKP® cr.696
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De

Zwangsvollstreckung, f

DEF »Zur Zwangsvollstreckung (= Exekution) kommt es dann, wenn der Schuldner
auch nach rechtskraftiger Verurteilung seine Leistungspflicht nicht erfallt. Rich-
tet sich der Anspruch des Glaubigers auf eine bestimmte Sache, so wird dem
Schuldner diese Sache, falls sie in seinem Vermdgen (noch) vorhanden ist,
zwangsweise weggenommen.*

QUE | Dullinger, Sylvia. 2000. Birgerliches Recht Band Il: Schuldrecht Allgemeiner
Teil. Miincher/NewYork: Springer, S.12
»Gem. § 1409a ist die Haftung des Ubernehmers ausgeschlossen, wenn er das

KON | Vermégen oder Unternehmen im Zuge eines Insolvenzverfahrensoder einer
Zwangsvollstreckung erworben hat.*

Dullinger, Sylvia. 2000. Burgerliches Recht Band II: Schuldrecht Allgemeiner

QUE | Teil. Mlncher/NewYork: Springer, S.141

RU IIPUHYAUTEIBHOE UCIIOJIHEHUE, CP.P

DEF |-

QUE |-
| [pHHYJTUTEIbHOE HMCIOJIHEHHWE PEUICHUS Cyla MPOU3BOJIUTCS MO HCTECYEHUU

KON | cpoka mist 1oOpOBOJIBLHOTO MCIOMHEHUS pemieHus. [[puHynuTensHoe UCIoHe-
HUC PCHICHUA CyAda OCYHICCTBIIACTCA IMPU OTKA3C JOJLKHUKA I[OGpOBOJII:HO BbI-
IIOJIHUTH PELICHUE cyaa. "

QUE | bospmoit ropuandeckuii cinoapb C.264
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8. Schlussfolgerungen

Viele Faktoren haben dazu beigetragen, dass der Bedarf an Ubersetzungen von Rechtstexten
zwangslaufig gestiegen ist. Der Rechtsbereich ist aber einer der besonders schwierigen Fach-
bereiche. Die Ubersetzung von Rechtstexten stellt schon wegen ihrer terminologischen
Schwierigkeiten besondere Herausforderungen fiir Ubersetzerlnnen dar. Der GrofRteil der Ar-
beitszeit wird fur terminologische Recherche verwendet. Um den Anforderungen einer quali-
tativ hochwertigen Rechtsiibersetzung gerecht zu werden, bendtigen Ubersetzerinnen daher
nicht nur Ubersetzerische Fahigkeiten, sondern auch juristisches Fachwissen, um sich den
Ubersetzungsproblemen bewusst zu werden.

Das Ziel dieser Arbeit war es, einen Terminologievergleich von Begriffen aus der rus-
sischen und dsterreichischen Rechtsordnung zum Thema Schuldrecht gemal der terminologi-
schen Grundsatzen und der rechtsvergleichenden Methode zu erstellen.

Aufgrund des beachtlichen Umfangs dieses Rechtsgebietes, der den Rahmen dieser Arbeit
sprengen wirde, wurde beschlossen, nur den Allgemeinen Teil des Schuldrechts mit besonde-
rem Fokus auf die Entstehungsgrinde der Verpflichtungen, die Verfahren zur Sicherung der
Erfullung von Verpflichtungen, die Haftung fir Nichterfillung der Verpflichtungen, das Erlo-
schen der Schuld zu untersuchen.

In den ersten vier Teilen der Arbeit wurden Arten der Terminologiearbeit, die Besonderheiten
der Rechtssprache, die Methoden der Rechtsvergleichung sowie die Aquivalenzproblematik
dargestellt. Zur Beantwortung der Forschungsfrage wurde eine Rechtsvergleichung zwischen
Rechtsordnungen unumganglich.

Im fiinften Teil wurde das Schuldrecht in beiden L&ndern verglichen. Die funktionale Rechts-
vergleichung dient als Ausgangspunkt fiir die Terminologiearbeit und ermdglicht das Suchen
nach dem funktionalen Aquivalent, wenn die begriffliche Aquivalenz fehlt. Das bedeutet, dass
Rechtsiibersetzerlnnen jedenfalls auch Rechtsvergleicherlnnen sein missen. Die rechtsver-
gleichende Auseinandersetzung ergab, dass das russische Schuldrecht mit dem &sterreichi-
schen Schuldrecht viele Gemeinsamkeiten aufweist. So sind z.B. bedeutende Rechtsinstitute
die mit der Auflésung der Verbindlichkeiten verbunden sind, in die Gesetzgebungen beider
Lander eingeschlossen, und erflllen dhnliche Funktionen.

Auf der Basis der in den theoretischen Teilen gewonnenen Erkenntnisse wurde im Kapitel 7
dieser Arbeit ein terminologischer Vergleich angestellt. Hierbei wurde festgestellt, dass auf
Grund der Systemgebundenheit der Rechtssprache eine véllige Aquivalenz von Rechtsbegrif-
fen zweier unterschiedlicher Rechtsordnungen unmdglich ist. Angesichts dieser beiden
Rechtsordnungen konnte partielle Aquivalenz erzielt werden. Die terminologische Untersu-
chung fand aufgrund vieler Gemeinsamkeiten nur einige wenige terminologische Licken her-
aus wie zum Beispiel Schickschuld oder Schuldeintritt, die mit Hilfe bestimmter Methoden,
geschlossen werden konnten. AuBerdem wurde bei der Erstellung des Glossars die Besonder-
heiten der Rechtssprache, wie z.B. Polysemie und Synonymie sichtbar.
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Mit dem vorliegenden Glossar wird Ubersetzerlnnen ein praxisnahes Hilfsmittel zur Verfii-
gung gestellt. Jeder fachterminologischer Eintrag enthélt neben der Benennung auch eine De-
finition und einen Kontext mit Angabe der Quellen. Ubersetzungsvorschlage bei terminologi-
schen Liicken sind mit [UV] gekennzeichnet.

AbschlieBend bleibt zu sagen, dass die Arbeit aufgrund der Komplexitit keineswegs An-
spruch auf VVollstandigkeit erhebt. Bei der vorliegenden Arbeit wurde ein guter Grundstein
fir die Zukunft gelegt.
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Abstract

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der Terminologie des Schuldrechts. Hierbei handelt es
sich um eine systematische zweisprachige Terminologiearbeit im Bereich des Schuldrechts,
die deskriptiv und begriffsorientiert ausgerichtet ist.

Der theoretische Teil dieser Arbeit setzt sich mit den Grundlagen der Terminologiearbeit so-
wie die Besonderheiten der Rechtssprache als Fachsprache auseinander. Ein weiterer Schwer-
punkt der Arbeit lag auf der Rechtsvergleichung. Dieser kommt besondere Bedeutung zu,
weil die funktionale Rechtsvergleichung als Ausgangspunkt fur die Terminologiearbeit dient
und das Suchen nach dem funktionalen Aquivalent ermdglicht, wenn die begriffliche Aquiva-
lenz fehlt. Im praktischen Teil der Arbeit wurde das Schuldrecht in Osterreich und der Russi-
schen Foderation analysiert und Glossar nach den Prinzipien der rechtsvergleichenden Termi-
nologiearbeit in den beiden Sprachen Deutsch und Russisch unter Zuhilfenahme von ein-
schldgigen Quellen wie Gesetze, Kommentare, rechtswissenschaftliche Literatur und einspra-
chige (Fach-)Worterbucher erstellt.

118



	Selbstständigkeitserklärung
	Inhaltsverzeichnis
	0. Einleitung
	1. Terminologielehre und Terminologiearbeit
	1.1.  Terminologiearbeit
	1.2.  Grundbegriffe der Terminologielehre

	2. Fachsprache Recht
	2.1.  Fachsprache und Gemeinsprache
	2.2.  Allgemeine Strukturmerkmale von Fachtexten
	2.3.  Besonderheiten der Rechtssprache als Fachsprache
	2.4.  Rechtsbegriff
	2.5.  Begriff und Tatbestand
	2.6.  Die Merkmale des Rechtsbegriffs
	2.7.  Definition von Rechtsbegriffen

	3. Rechtsvergleichung
	3.1.  Makrovergleichung bzw. die Lehre von den Rechtskreisen
	3.2.  Mikrovergleichung
	3.3.  Funktionale Rechtsvergleichung
	3.4.  Drei-Phasen-Prozess der Rechtsvergleichung nach Constantinesco

	4. Äquivalenzproblematik
	4.1. Begriffliche Äquivalenz
	4.2.  Approximative Äquivalenz
	4.3.  Funktionale Äquivalenz
	4.4.  Inäquivalenz

	5. Schuldrecht in Österreich und Russland
	5.1.  ABGB und ZGB
	5.2.  Schuldrecht als ein eigenständiger Rechtszweig
	5.3.  Normative Befestigung der Schuldrechtsnormen
	5.4.  Schuld und Schuldarten
	5.5.  Entstehung von Schuldverhältnissen
	5.6.  Sicherung der Erfüllung von Verpflichtungen
	5.7. Verfahren zur Sicherung der Erfüllung von Verpflichtungen
	5.8. Haftung für Nichterfüllung der Verpflichtungen
	5.9.  Erlöschen der Schuld

	6. Arbeitsmethode
	7. Glossar
	8. Schlussfolgerungen
	9. Bibliographie
	Abbildungsverzeichnis
	Index der österreichischen Termini
	Abstract

